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Zusammenfassung 
1 Einleitung 
Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist 
neben der Bekämpfung der Armut eine zentrale 
Aufgabe internationaler Politik. Der Aufbau leis-
tungsfähiger Institutionen und Kapazitäten (cap-
acity development) auf internationaler und natio-
naler Ebene ist dafür unerlässlich und gehört da-
her zum Kernbereich der internationalen Zusam-
menarbeit. Im Bereich des Umwelt- und Ressour-
censchutzes hat die deutsche Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ) seit Jahrzehnten Erfahrungen 
gesammelt, die zur Verbesserung der Maßnahmen 
des capacity development genutzt werden können. 
Das langjährige Engagement der deutschen staat-
lichen EZ und vieler Nichtregierungsorganisati-
onen (NRO) für den Schutz der brasilianischen 
Tropenwälder liefert besonders aufschlussreiche 
Erfahrungen. 
Gegenstand der vorliegenden Studie ist die Ana-
lyse der umweltpolitischen Kapazitäten in Ama-
zonien, und zwar am Beispiel der politischen 
Auseinandersetzungen um zwei große Infrastruk-
turvorhaben: den Bau des Staudamms und Was-
serkraftwerks von Belo Monte und die Asphaltie-
rung der Bundesstraße 163 (BR-163), einer Nord-
Süd-Achse zwischen den Bundesstaaten Mato 
Grosso und Pará. Beide Projekte werden von sozi-
alen Bewegungen, NRO, Politik und Verwaltung 
vor Ort, auf Landes- und auf Bundesebene kon-
trovers diskutiert und haben bereits internationale 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Es wird be-
fürchtet, dass die Vorhaben erhebliche soziale, 
ökologische und wirtschaftliche Auswirkungen 
auf die Bevölkerung und die Ökosysteme des 
Wassereinzugsgebiets des Xingu haben werden. 
Der Xingu ist einer der wichtigsten Zuflüsse des 
Amazonas, in seinem Becken liegen zahlreiche 
Indigenengebiete und die größte zusammenhän-
gende Waldfläche Ostamazoniens. 
Die deutsche EZ ist in vielfältiger Form mit die-
sen Auseinandersetzungen in Amazonien ver-
knüpft: Im Rahmen des weltweit größten multila-
teralen Programms für den Tropenwaldschutz, des 
PPG7, investiert sie seit etwa zehn Jahren um-
fangreiche Mittel in die Stärkung der Umweltbe-
hörden Brasiliens, der amazonischen Landesregie-
rungen und Kommunen. Die Arbeit der amazoni-
schen sozialen Bewegungen und NRO, die sich 
für die Rechte der Kleinbauern und Indigenen und 
den Schutz der Umwelt einsetzen, wird seit den 
80er Jahren stark durch deutsche Nichtregie-
rungsorganisationen, insbesondere aus dem kirch-
lichen Bereich, unterstützt. Auch das PPG7 ent-
hält Maßnahmen, die den zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zugute kommen. 
Der Schutz der amazonischen Wälder ist sowohl 
für den Schutz des Klimas als auch der Biodiver-
sität von globaler Bedeutung. Gleichzeitig wird 
ihre Integrität durch lokale und nationale ökono-
mische Interessen bedroht. Aus der Sicht der För-
derung umweltpolitischer Kapazitäten stellt sich 
damit die Frage, ob die Leistungsfähigkeit der 
Umweltinstitutionen in Amazonien bereits so 
stark ist, dass sie lokale und globale Anforderun-
gen sinnvoll miteinander vereinbaren kann. 
Der theoretisch-methodische Ansatz der Untersu-
chung beruht auf dem Konzept des capacity de-
velopment in environment – CDE, das vom Ent-
wicklungshilfeausschuss (DAC) der OECD ent-
wickelt worden ist. Dieses Konzept wurde stark 
von der vergleichenden Umweltpolitikforschung 
beeinflusst, mit dem die Erfolgsfaktoren für Um-
weltpolitik in Industrie- und Entwicklungsländern 
ermittelt wurden, mit dem Ziel, die politische 
Problemlösungsfähigkeit der Gesamtheit der um-
weltrelevanten Organisationen und Akteure zu 
erhöhen. Dies bedeutet, dass sich CDE nicht pri-
mär auf die institutionelle Stärkung der öffentli-
chen Verwaltung bezieht. Ausgangspunkt ist 
vielmehr, dass umweltpolitische Erfolge von der 
erweiterten Handlungs- und Kooperationsfähig-
keit staatlicher und nichtstaatlicher Akteure ab-
hängt, um die Hindernisse aus dem Weg zu räu-
men, die durch kurzfristige politische und ökono-
mische Interessen entstehen. Je besser die Koope-
ration zwischen Staat, dem Privatsektor und der 
Zivilgesellschaft funktioniert, um so größer sind 
die politischen und sozialen Ressourcen, mit de-
nen Umweltprobleme gelöst oder abgemildert 
werden können und die Nachhaltigkeit der public 
policies erhöht werden kann. 
II Imme Scholz et al. 
In diesem Sinne können eine größere Verhand-
lungsfähigkeit und die Existenz von Allianzen und 
Kooperationsbeziehungen zwischen Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft stark dazu beitragen, 
nachhaltige Entwicklungspolitiken zu formulie-
ren, wenn wir Nachhaltigkeit als eine Quer-
schnittsdimension verstehen, die alle Politikfelder 
betrifft. Maßnahmen für eine größere ökologische 
Nachhaltigkeit haben typischerweise kurzfristige 
Kosten, während ihr Nutzen erst langfristig auf-
tritt. Deshalb rufen sie oft mehr Widerstand als 
Unterstützung hervor. Außerdem erfordert die 
Bekämpfung einer Vielzahl von Umweltproble-
men Verhaltensänderungen und Eigeninitiative 
der Menschen. Diese Menschen müssen von der 
Notwendigkeit dieser Veränderungen überzeugt 
werden. Verhandlungen und Allianzen mit der 
Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft können 
den Aktionsradius der Politik und der öffentlichen 
Verwaltung dort erweitern, wo die einfache An-
wendung konventioneller Politikinstrumente (Ge-
setze und Sanktionen) nicht erfolgversprechend 
ist. 
Die vorliegende Untersuchung nimmt zwei Per-
spektiven ein, eine juristische, die sich auf die 
Nutzung der rechtlichen Partizipationsinstrumente 
durch die zivilgesellschaftlichen Organisationen 
bezieht, und eine politische. Ausgangspunkt der 
politischen Analyse ist die Fähigkeit dieser Orga-
nisationen, sich zu den Vorhaben der Bundesre-
gierung zu positionieren sowie die Bevölkerung 
zu informieren und zu mobilisieren, um Ableh-
nung zum Ausdruck zu bringen und Forderungen 
zu stellen. Damit übernehmen zivilgesellschaftli-
che Organisationen wichtige Funktionen im Be-
reich der (umwelt)politischen Willensbildung und 
leisten damit einen Beitrag zur Stärkung lokaler 
Umweltkapazitäten. Dies ist besonders in Gebie-
ten wichtig, in denen lokale Eliten die staatlichen 
Institutionen kontrollieren. 
2 Der Wasserkraftkomplex von Belo 
Monte 
Verantwortlich für Bau und Betrieb des Stau-
damms und Wasserkraftwerks von Belo Monte ist 
das staatliche Energieversorgungsunternehmen 
Eletronorte. Belo Monte sind das Nachfol-
geprojekt der Staudammkomplexe von Kararaô 
und Babaquara, deren Bau 1989 nach massiven 
Protesten der Indigenen (v. a. der Kayapó) in Al-
tamira verhindert wurde. In diesen Vorhaben war 
ursprünglich eine Überflutung von mindestens 
6000 km2 vorgesehen. Diese ist heute auf 400 km2 
reduziert worden. Die Mehrheit der lokalen Ak-
teure hegt starke Zweifel an diesen Angaben: 
— aufgrund der starken jährlichen Schwan-
kungen des Wasservolumens des Xingu 
kann das Kraftwerk nur während der 
sechsmonatigen Regenzeit seine Kapazitä-
ten von 11000 MW voll nutzen, seine 
durchschnittliche Kapazität fiele damit auf 
6000 MW. Um die Leistung zu erhöhen, 
müssten weitere Staudämme flussaufwärts 
gebaut werden, wodurch die überflutete 
Fläche und die Zahl der Betroffenen zu-
nehmen würde, vor allem in den Indigenen-
gebieten im Becken des Xingu. 
— Die nationale Energienachfrage wird in den 
nächsten Jahren wachsen, und der Bau 
weiterer Staudämme in Amazonien ist 
zentrales Element der Strategie der 
Bundesregierung, um diese Nachfrage zu 
befriedigen. 
Die Umweltauswirkungen des Komplexes von 
Belo Monte wären gravierend: Das Ökosystem 
der Volta Grande, eines Überschwemmungsge-
bietes mit vielen Stromschnellen, würde austrock-
nen und damit die Reproduktion vieler endemi-
scher Arten gefährden. Eine Reihe von indigenen 
Völkern wären betroffen. Der Bau würde die 
spontane Zuwanderung in die Region anheizen 
sowie viele Kleinbauern dazu bringen, ihr Land zu 
verkaufen und in der Stadt nach Arbeit zu suchen. 
Nach Beendigung des Baus sähe sich diese urbane 
Bevölkerung dazu gezwungen, ihr Glück in der 
Subsistenzlandwirtschaft zu suchen, wodurch die 
Landkonflikte in der Region zunehmen würden. 
Umweltpolitik in Amazonien III 
Im September 2000 beauftragte die Eletronorte 
die Forschungsstiftung der Bundesuniversität von 
Pará mit der Erstellung der Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) und beantragte die Umwelt-
betriebsgenehmigung bei der Landesumweltbe-
hörde (SECTAM) von Pará. Ziel der Eletronorte 
war, die Umweltbetriebsgenehmigung so schnell 
wie möglich zu erhalten, um mit dem Bau noch 
vor den Präsidentschaftswahlen von 2002 begin-
nen zu können. Da sie mit der Unterstützung der 
Landesregierung von Pará rechnen konnte, zählte 
sie darauf, dass die SECTAM den Antrag zügig 
bearbeiten würde. 
Als die Zivilgesellschaft von Altamira – der 
größten Stadt am Xingu und an der Transama-
zônica und nahe an Belo Monte gelegen – von 
diesem Prozess erfuhr, wurde sie aufgrund ihrer 
Erfahrungen mit dem Vorgängerprojekt Kararaô / 
Babaquara misstrauisch. Die indigenen Völker 
machten den ersten Schritt, informierten das Mi-
nistério Público Federal (MPF – eine Art Staats-
anwaltschaft, die für den Schutz allgemeiner Inte-
ressen zuständig ist) über die UVP und forderten 
dessen Intervention. 
Im April 2001 wurde in Altamira die erste öffent-
liche Anhörung im Rahmen des UVP-Verfahrens 
abgehalten. Im Mai erhob das MPF eine öffentli-
che Zivilklage (ação civil pública) gegen die 
UVP, um eine einstweilige Verfügung zu erzielen. 
Die Klage beruhte auf zwei Hauptargumenten: 
— Da der Staudamm indigene Gebiete betrifft, 
hätte der Kongress eine Genehmigung er-
teilen müssen, bevor die Eletronorte öffent-
liche Mittel für die UVP ausgeben kann 
(Art. 231 der brasilianischen Verfassung). 
— Die Umweltbetriebsgenehmigung kann nur 
von der Bundesumweltbehörde IBAMA 
erteilt werden, da es sich um ein Vorhaben 
der Bundesregierung mit erheblichen natio-
nalen Umweltauswirkungen handelt (Art. 4 
der Resolution des CONAMA Nr. 237/97).  
Diese Argumente wurden vom zuständigen Rich-
ter akzeptiert und die einstweilige Verfügung im 
Juni 2001 erteilt. Seither ist der UVP-Prozess 
gestoppt. Auch der Vorsitzende des Obersten Ge-
richtshofes bestätigte diese einstweilige Verfü-
gung in der dritten Instanz, und zwar im Oktober 
2002, dem Monat der Präsidentschaftswahlen. Im 
November legte die Eletronorte bei der obersten 
Kammer des Obersten Gerichtshofs Widerspruch 
ein und wartet auf dessen Entscheidung. 
Wenn die Eletronorte erneut verliert, muss sie die 
UVP neu einleiten und die Betriebsgenehmigung 
beim IBAMA beantragen. Die Eletronorte hat dies 
implizit bereits anerkannt, als sie Ende 2001 den 
Antrag bei der SECTAM zurückzog. Auf jeden 
Fall benötigt sie aber die vorherige Genehmigung 
des Kongresses. Wenn die Eletronorte gewinnt, 
kann sie den Antrag einreichen und die Zivilge-
sellschaft verfügt über keine weiteren Rechtsmit-
tel, um den Prozess mit den o. g. Argumenten auf-
zuhalten. 
3 Die Asphaltierung der Bundesstraße 
 BR-163 (Cuiabá-Santarém) 
Die Bundesstraße wurde bereits in den 1970er 
Jahren gebaut, aber nicht regelmäßig instand-
gehalten. Mittlerweile ist die südliche Teilstrecke 
im Bundesstaat Mato Grosso asphaltiert worden, 
von den rund 800 km in Pará jedoch nur eine 
kleine nördliche Teilstrecke zwischen Santarém 
und Rurópolis. Die wirtschaftliche Bedeutung der 
Straße liegt darin, dass sie die Transportkosten der 
Sojawirtschaft von Mato Grosso erheblich verrin-
gert und damit ihre Wettbewerbsfähigkeit deutlich 
erhöht: Die Route zum Hafen von Santarém in 
Pará ist deutlich kürzer als die zum Hafen von 
Santos im Süden Brasiliens. Aus diesem Grund 
hatte die Regierung Fernando Henrique Cardoso 
die Asphaltierung der Straße bereits mehrfach 
versprochen. Die Regierung Luis Inácio Lula da 
Silva hatte die Asphaltierung von der Prioritäten-
liste für Investitionen 2003/2004 gestrichen, vor 
allem um die strengen Sparziele des IWF erfüllen 
zu können. Im Vierjahresplan PPA 2004–2007 
taucht sie aber wieder auf; die Finanzierung soll 
aus öffentlichen und privaten Mitteln erfolgen. 
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Die befragten zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen kritisieren nicht die Asphaltierung an sich, da 
alle Anwohner von einer besseren Straßenverbin-
dung profitieren würden. Kritik erregt vielmehr 
die Ausweitung des großbetrieblichen Sojaanbaus, 
der Viehzucht und des Holzeinschlags. Im Zuge 
der Ausbreitung dieser von Großgrundbesitzern 
dominierten wirtschaftlichen Aktivitäten haben 
die gewaltsamen Landkonflikte und die Entwal-
dung bereits stark zugenommen. Die Gewerk-
schaftsführer der Landarbeiter und Kleinbauern 
werden eingeschüchtert, zwei sind innerhalb we-
niger Monate in 2003 ermordet worden. 
Im Jahr 2002 hat das Bundesstraßenbauamt DNIT 
die Umweltbetriebsgenehmigung für die Asphal-
tierung der Strecke in Pará beim IBAMA bean-
tragt. Der UVP-Prozess ist noch nicht abgeschlos-
sen, der Bericht über die Umweltwirkungen der 
Asphaltierung kann jedoch bereits auf der Home-
page des IBAMA abgerufen werden. Die Inter-
views haben gezeigt, dass das Verfahren den 
meisten Akteuren in Santarém und Belterra, den 
bevölkerungsreichsten Orten an der BR-163, nicht 
bekannt ist. Die Mehrheit denkt ohnehin, dass  
die Bürgerbeteiligungsrechte im UVP-Verfahren 
nicht wirksam sind. Die öffentlichen Anhörungen 
seien in der Regel schlecht vorbereitet, schlecht 
geleitet und erheblichen Manipulationen ausge-
setzt. Positiv sei an ihnen lediglich, dass sie von 
der Zivilgesellschaft genutzt werden können, um 
zugunsten sozialer und umweltpolitischer Anlie-
gen öffentlichen Druck zu erzeugen und dass sie 
als Informationsquelle genutzt werden können, 
von der allgemeinen Öffentlichkeit wie auch von 
beteiligten Akteuren wie dem Ministério Público. 
Weder staatliche noch nichtstaatliche Akteure 
haben eine Strategie definiert, um ihre umwelt-
rechtlichen Partizipationsrechte zu nutzen. Das hat 
damit zu tun, dass alle Akteure von der Asphaltie-
rung eine Verbesserung ihrer Lebensbedingungen 
erwarten und deshalb Aktionen vermeiden wollen, 
die die Asphaltierung aufhalten könnten. Dies 
erklärt, warum dieselben Akteure in anderen Fäl-
len (Ausbau der Wasserstraße Tapajós, Bau des 
Hafens der Cargill und der Straßenüberführung in 
Santarém) ihre Partizipationsrechte gezielt einge-
setzt haben, denn dort waren negative Auswir-
kungen klarer zuzuordnen. 
In beiden Fällen hat sich gezeigt, dass 
— die Bürger Partizipationsrechte nutzen, um 
ihre Umweltinteressen zu verteidigen; 
— eine Allianz mit dem Ministério Público 
Federal von den lokalen Akteuren als sehr 
wichtig eingestuft wird, während das Mi-
nistério Público auf Landesebene als weni-
ger wichtig eingestuft wird; 
— das Instrument der öffentlichen Zivilklage 
(ação civil pública) als besonders nützlich 
beurteilt wird und 
— andere Instrumente wie die öffentliche 
Anhörung im Rahmen der UVP als inef-
fektiv und leicht zu manipulieren kritisiert 
werden. 
Die aktive Nutzung der Partizipationsrechte im 
Rahmen des Umweltschutzes ermöglichte positive 
Erfahrungen mit dem Rechtsstaat. Derselbe 
Rechtsstaat hat im Alltagsleben häufig jedoch 
keine praktische Relevanz. Viele der befragten 
Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen 
wurden bereits persönlich von mächtigen lokalen 
ökonomischen Akteuren bedroht. In Amazonien 
wird die Umweltpolitik mit mächtigen ökonomi-
schen Interessen konfrontiert, die auf der lokalen 
Ebene nicht immer das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit ihrer Gegner respektieren. Die zivil-
gesellschaftlichen Akteure machen also mit dem 
Rechtsstaat die widersprüchliche Erfahrung, ei-
nerseits ihre Partizipationsrechte effektiv nutzen 
zu können und sie damit als positive Errungen-
schaft wahrzunehmen, andererseits aber privater 
Willkür ausgesetzt zu sein, ohne den Schutz 
rechtsstaatlicher Instanzen vor Ort zu genießen. 
4 Positionierungen und Allianzen der 
 Akteure im Fall Belo Monte 
Wie wird das Vorhaben in Belo Monte von den 
verschiedenen Akteuren vor Ort bewertet? In Al-
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tamira können zwei Gruppen unterschieden wer-
den: Die erste Gruppe hat eine ziemlich vollstän-
dige Kenntnis der sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Auswirkungen des Wasserkraft-
werks von Belo Monte und schließt daraus, dass 
sein Nutzen für die lokale Entwicklung sehr ge-
ring oder gar negativ ist. Die zweite Gruppe 
glaubt, dass die negativen ökonomischen und 
sozialen Auswirkungen wie die Landflucht und 
die Überlastung der sozialen Grunddienste durch 
vorherige Investitionen der Eletronorte in die so-
ziale und ökonomische Infrastruktur der Region 
verhindert und dass die ökologischen Auswirkun-
gen vernachlässigt werden können. 
Alle Akteure auf lokaler und Landesebene stim-
men darin überein, dass das Vorhaben keinen 
direkten lokalen Nutzen hat, sondern dass dieser 
von zusätzlichen Maßnahmen abhängt, die von 
den Entwicklungsplänen der Eletronorte für die 
Region finanziert werden sollen. Das heißt, dass 
der Nutzen von der lokalen Verhandlungsmacht 
gegenüber Eletronorte abhängig ist. Diese Ein-
schätzung wird von den NRO anderer Orte, die 
mit den sozialen Bewegungen von Altamira zu-
sammenarbeiten, geteilt. 
Politiker auf kommunaler und Landesebene sind 
der Auffassung, dass ein Großvorhaben wie Belo 
Monte schon aus dem Grund positiv für die wirt-
schaftliche Entwicklung der Region sei, weil es 
Investitionsflüsse in die Region leitet. Diese tra-
ditionelle Sicht von Entwicklung wird jedoch von 
Vertretern der sozialen Bewegungen und anderer 
Organisationen nicht geteilt: Die sozialen und 
ökologischen Auswirkungen, insbesondere auf die 
Lebensbedingungen der indigenen Völker, seien 
so groß, dass der Bau des Staudamms nicht zu 
rechtfertigen sei. 
Zur ersten Gruppe der Staudammkritiker gehören 
verschiedene zivilgesellschaftliche Gruppen, die 
unter dem Dach des MDTX (Movimento pelo 
Desenvolvimento da Transamazônica e do Xingu 
– Bewegung für die Entwicklung der Transama-
zônica und des Xingu) organisiert sind. Das 
MDTX kann als Allianz definiert werden, die aus 
über 100 Basisorganisationen aus allen Gemein-
den entlang der Transamazônica besteht und 
Kontakte zur nationalen Bewegung der von Stau-
dämmen Betroffenen (MAB) und internationalen 
NRO wie dem IRN (International Rivers Net-
work) unterhält. Das Rückgrat des MDTX wird 
von den Landarbeiter- und Kleinbauerngewerk-
schaften und –verbänden gebildet. Das Vorhaben 
von Belo Monte wird als zentrale Herausforde-
rung für die Entwicklungschancen und -risiken 
der Region begriffen. Zunächst einigte man sich 
auf ein taktisches Ziel: den Bau des Staudamms 
bis zur Wahl im Oktober 2002 aufzuhalten. 
Gleichzeitig wurde ein alternatives Entwicklungs-
konzept für die Region erarbeitet, das auf folgen-
den Elementen beruht: die Asphaltierung der 
Transamazônica, die Stärkung der bäuerlichen 
Familienwirtschaft, die Förderung nachhaltiger 
Produktionssysteme (ohne den Einsatz von Feuer 
und unter Nutzung von Dauerkulturen) und die 
Schaffung eines Mosaiks von Naturschutzgebieten 
in der sogenannten Terra do Meio im Kerngebiet 
des Xingubeckens, um das weitere Vordringen der 
Viehzucht und des Sojaanbaus aufzuhalten. Aus 
der Perspektive dieses Entwicklungskonzepts 
konnte der Bau eines Staudamms, der das Öko-
system des Xingu in Frage stellt und die Migra-
tion in die Region anheizt, nicht gutgeheißen wer-
den. Um sein taktisches Ziel zu erreichen, bildete 
das MDTX eine Allianz mit dem Ministério 
Público Federal. Ansatzpunkt war der Stop der 
UVP. Nach dem Regierungswechsel suchte das 
MDTX auch den Dialog mit dem Energieministe-
rium, um es von der Notwendigkeit zu überzeu-
gen, die Energiepolitik und die Energieversor-
gungsmatrix grundsätzlich zu ändern, um auf 
weitere Staudämme in Amazonien verzichten zu 
können. 
Die Bundesministerien für Umwelt und für Berg-
bau und Energie hatten zum Zeitpunkt der Unter-
suchung eine uneindeutige Position eingenommen 
und sich dem Dialog mit den Kritikern gestellt. 
Beide Ministerien hatten eine Arbeitsgruppe ge-
gründet, um die Auswirkungen der großen Was-
serkraftwerke in Amazonien zu analysieren und 
kohärentere Politiken zu definieren. Mitte 2003 
positionierte sich das Energieministerium, indem 
es den Bau von Belo Monte und zweier weiterer 
Wasserkraftwerke am Rio Madeira (ebenfalls in 
Amazonien) zur Priorität der nächsten Jahre er-
VI Imme Scholz et al. 
klärte. Das Umweltministerium reagierte darauf, 
indem es forderte, die negativen Auswirkungen 
dieser Projekte durch genaue Analyse, Einbezie-
hung der lokalen Bevölkerung und vorbeugende 
Maßnahmen zu verhindern. So könne die Akzep-
tanz der Großprojekte vor Ort und bei multilate-
ralen Finanzierungsagenturen gesichert und der 
Einsatz legaler Obstruktionsinstrumente vermie-
den werden. 
Die Befürworter von Belo Monte, die damit einen 
Etappensieg errungen haben, umfassen das Con-
sórcio Belo Monte, die Eletronorte, den Verband 
der Unternehmer und Großgrundbesitzer an der 
Transamazônica ACIAPA und die Landesregie-
rung. Die Allianz der Befürworter des Staudamms 
in Altamira hat bei weitem nicht dieselbe Legiti-
mität gegenüber der Bevölkerung und dasselbe 
Mobilisierungspotenzial wie das MDTX. Der 
Kern dieser Gruppe wird durch das Consórcio 
Belo Monte gebildet, dessen Gründung von der 
Eletronorte angeregt wurde, um einen lokalen 
Partner in Altamira aufzubauen. Das Consórcio 
besteht aus der Mehrheit der Kommunen, die von 
dem Staudamm betroffen sind und an den sozialen 
und ökonomischen Investitionen der Eletronorte 
teilhaben wollen. Das Consórcio verfügt über sehr 
gute Kontakte zur Landesregierung. Der Unter-
nehmerverband ACIAPA arbeitet mit dem Con-
sórcio zusammen, ist aber auch für punktuelle 
Kooperationen mit dem MDTX offen. 
5 Positionierungen und Allianzen der 
 Akteure in Santarém 
Alle relevanten Akteure befürworten die Asphal-
tierung der Bundesstraße BR-163, unabhängig 
von der divergierenden Bewertung ihrer indirek-
ten sozialen, ökonomischen und ökologischen 
Auswirkungen. Diese Divergenzen hängen mit 
den unterschiedlichen Entwicklungsstrategien 
zusammen, die von den verschiedenen Gruppen 
vertreten werden und die beeinflussen, welche 
flankierenden Maßnahmen für notwendig gehalten 
werden. Eine Gruppe vertritt eine Strategie, die 
sich der großbetrieblichen monokulturellen Land-
wirtschaft verschreibt und daher Viehzucht und 
Sojaanbau fördern will. Diese Gruppe umfasst den 
Großteil der öffentlichen und der privat-
wirtschaftlichen Akteure. Die andere Gruppe 
vertritt eine alternative, an der bäuerlichen Fami-
lienwirtschaft und polykulturellen Systemen ori-
entierte Strategie. Zu dieser Gruppe gehören die 
sozialen Bewegungen, die mit ihnen verbundenen 
NRO und ein Teil des öffentlichen Sektors. 
Bei der ersten Gruppe können zwei Fraktionen 
unterschieden werden. Die eine hat eine ziemlich 
undifferenzierte Sicht der indirekten Auswirkun-
gen der Asphaltierung und hält flankierende Maß-
nahmen im Prinzip für unnötig. Dazu gehören ein 
Teil der kommunalen und Landespolitiker sowie 
der Unternehmer, vor allem jene, die aus anderen 
Regionen zugezogen sind. Diese Akteure betonen 
die positiven Wirkungen auf das Wirtschafts-
wachstum, die von der Asphaltierung und dem 
neuen Hafen von Santarém ausgehen werden. Die 
zweite Fraktion umfasst Akteure, die eine Raum-
ordnungspolitik an der BR-163 für erforderlich 
halten, um die negativen sozialen und ökonomi-
schen Effekte zu begrenzen. Dazu gehören die 
Kommunalverwaltung, das Planungsministerium, 
der Verband der Bauern und Viehzüchter von 
Pará und ein Teil der einheimischen Unternehmer. 
Auch das Transportministerium argumentiert so, 
unterstreicht aber, dass die Kompetenz für flan-
kierende Maßnahmen in diesem Bereich nicht bei 
ihnen, sondern beim Agrar- und Umweltministe-
rium liege. Die Unternehmer und Großbauern 
haben eine Allianz zugunsten der Asphaltierung 
geschlossen, und den „Verband für regionale 
Entwicklung und die Fertigstellung der BR-163“ 
gegründet. Der Verband wird von den Kommunen 
an der BR-163 und der Landesregierung unter-
stützt. In dieser Allianz sind sowohl umstandslose 
Befürworter der Asphaltierung als auch Personen 
mit einer differenzierteren Problemsicht vertreten. 
Das auffälligste Merkmal der zweiten Gruppe, der 
zivilgesellschaftlichen Organisationen von Santa-
rém, im Vergleich zu Altamira ist ihre große He-
terogenität. Jede NRO ist daran interessiert, ihre 
Autonomie aufrechtzuerhalten; so gibt es in San-
tarém kein ständiges Netzwerk wie das MDTX in 
Altamira, sondern nur punktuelle gemeinsame 
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Initiativen um konkrete Anlässe. So kommt es, 
dass die sozialen Bewegungen und NRO aus 
Santarém zwar die Ausweitung des Sojaanbaus 
begrenzen wollen, nicht jedoch über eine ausgear-
beitete Gegenstrategie verfügen. Das MDTX aus 
Altamira hingegen kann seine alternative Strategie 
auf die Probleme an der BR-163 ausweiten, da der 
Vorschlag für die Ausweisung von Naturschutz-
gebieten auch den Einzugsbereich der BR um-
fasst. Diese Initiative des MDTX wird auch von 
einigen NRO aus Belém und Brasilia, vom MPF, 
vom Bundesumweltministerium und IBAMA so-
wie der Agrarreformbehörde INCRA unterstützt. 
Das IPAM, eine große NRO aus Belém, die so-
wohl in Santarém als auch in Altamira aktiv ist, 
arbeitet an Ansätzen, um die Kooperation zwi-
schen den zivilgesellschaftlichen Gruppen beider 
Orte zu fördern. 
6 Strategien im Fall des Staudamms von 
Belo Monte 
Wie bereits in der juristischen Analyse dargestellt 
wurde, gab es zwei wichtige Ereignisse im Fall 
Belo Monte: die einstweilige Verfügung, mit der 
die UVP gestoppt wurde, und der Regierungs-
wechsel, durch den die Möglichkeiten für Dialog 
und Verhandlung enorm zugenommen haben. 
Dies erweitert die Handlungsmöglichkeiten der 
Staudammkritiker, gerade angesichts der Ent-
scheidung der Bundesregierung für den Bau. Ein 
Teil der Kritiker hatte eine schnelle Entscheidung 
über den Bau befürwortet, um die aus ihrer Sicht 
günstige parteipolitische Konstellation zu nutzen 
und Vorteile für die lokale wirtschaftliche Ent-
wicklung zu erzielen. Der lokalen Bevölkerung 
geht es um lokale Verbesserungen wie die As-
phaltierung der Transamazônica und die Förde-
rung der bäuerlichen Familienwirtschaften und 
nicht darum, den Bau des Staudamms zu verhin-
dern. In jedem Fall wird für das MDTX wichtig 
sein, Strategien und taktische Ziele zu definieren, 
die die Einheit und Glaubwürdigkeit der Bewe-
gung nicht gefährden. 
Grundsätzlich können die Kritiker zwei einander 
ergänzende Strategien verfolgen: 
— Dialog mit dem Bundesenergieministerium 
über eine alternative Energiepolitik (Förde-
rung von Alternativen zur Wasserkraft) und 
— Dialog mit dem Bundesumweltministerium, 
um die Terms of Reference für die UVP und 
die Umweltauflagen für die Betriebsge-
nehmigung von Belo Monte zu beeinflussen 
(diese Auflagen schließen in der Regel so-
ziale Zielsetzungen mit ein) und die grund-
sätzliche Position des Ministeriums in be-
zug auf Großprojekte in Amazonien mitzu-
bestimmen. 
7 Strategische Optionen an der BR-163 
Im Falle der BR-163 ist der gemeinsame Nenner 
aller Akteure, dass sie die Asphaltierung befür-
worten; mehrheitlich fordern sie auch einen be-
gleitenden Raumordnungsprozess, um die indi-
rekten negativen sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Auswirkungen zu begrenzen. 
Vier strategische Optionen für diese Zielsetzung 
wurden in den Interviews identifiziert: 
— Verstärkung der staatlichen Institutionen 
vor Ort (durch Umweltkontrollen und Klä-
rung der Landtitel), 
— Einführung einer Raumordnungsplanung, 
für die allerdings verschiedene Instrumente 
mit unterschiedlichen Zielen möglich sind, 
— Ausweisung von Naturschutzgebieten und 
— Erhöhung des Organisationsgrades der 
Zivilgesellschaft und Bildung von Allian-
zen entlang der Bundesstraße, um die Um-
setzungschancen der drei ersten Optionen 
zu erhöhen. 
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8 Ergebnisse 
Im Zentrum der Untersuchung stand die Erhebung 
der umweltpolitischen Kapazitäten der zivilgesell-
schaftlichen, öffentlichen und privatwirtschaftli-
chen Akteure in Altamira und Santarém. Die Ak-
teure auf Landes- und Bundesebene wurden er-
gänzend dazu befragt. Zwischen beiden Standor-
ten wurden Gemeinsamkeiten, aber auch erhebli-
che Unterschiede festgestellt: 
— Netzwerkbildung: In beiden Orten gibt es 
starke Netzwerke, die die lokale Politik 
stark beeinflussen. Diese lokalen Netz-
werke gruppieren entweder zivilgesell-
schaftliche Akteure (MDTX) oder private 
und öffentliche Akteure (BR-163; Con-
sórcio Belo Monte), nicht jedoch zivilge-
sellschaftliche und öffentliche Akteure bzw. 
allen drei Gruppen zusammen. In Altamira 
ist es das Bündnis der zivilgesellschaftli-
chen Gruppen, MDTX, das die sozialen 
Bewegungen (Kleinbauern, Frauen, Indi-
gene) und NRO im gesamten Einflussgebiet 
der Transamazônica umfasst und seit dem 
Regierungswechsel auch über gute politi-
sche Kontakte zur Bundesebene verfügt. In 
Santarém gibt es zwar viele NRO und eine 
starke Präsenz sozialer Bewegungen (Klein-
bauern, Kautschukzapfer, Frauen), diese 
sind aber nicht in einem strategischen 
Bündnis organisiert, sondern arbeiten nur 
punktuell zusammen. Politisch dominant ist 
in Santarém das Bündnis aus privatwirt-
schaftlichen Akteuren, v. a. der großbetrieb-
lichen Landwirtschaft, dem Bürgermeister 
und seiner Verwaltung. Dieses Bündnis 
wird jedoch nicht durch lokale Akteure ge-
prägt, wie das MDTX in Altamira, sondern 
ist Bestandteil eines größeren regionalen 
Zusammenschlusses der Sojawirtschaft aus 
Mato Grosso mit ihren Partnern aus São 
Paulo und den sie stützenden Landesregie-
rungen aus Mato Grosso und Pará. Die 
„Gegenseite“ des MDTX in Altamira, das 
Consórcio Belo Monte, ist auf Vorschlag 
der Eletronorte gegründet worden und von 
der Unterstützung durch sie und die Lan-
desregierung abhängig. 
— Kooperationsfähigkeit: Diejenigen Ak-
teursgruppen, die vor Ort dauerhafte Netz-
werke oder Bündnisse gebildet haben, er-
wiesen sich auch eher dazu in der Lage, 
Kooperationsbeziehungen zu anderen (ex-
ternen) Akteuren aufzubauen. So verfügt 
das MDTX über ein breitgefächertes Spekt-
rum an Kooperationspartnern, mit denen es 
Beziehungen unterschiedlicher Intensität 
eingeht: punktuell kooperiert es mit dem 
Unternehmerverband und Kommunalpoliti-
kern an der Transamazônica, stabile Bezie-
hungen gibt es zum Bundesumweltministe-
rium sowie zu großen NRO aus Belém und 
São Paulo. Die Kooperationsbeziehungen 
der NRO und sozialen Bewegungen aus 
Santarém sind schwächer ausgeprägt. Die 
privaten und öffentlichen Akteure in Santa-
rém hingegen sind aktiver Bestandteil des 
Bündnisses zur Fertigstellung der BR-163. 
— Problemsicht: Unterschiede sind hier so-
wohl akteursbezogen zwischen der Zivilge-
sellschaft einerseits und den öffentlichen 
und privatwirtschaftlichen Akteuren ande-
rerseits als auch problembezogen zwischen 
den Standorten festzustellen. Die zivilge-
sellschaftlichen Akteure verfügen in der 
Regel über eine differenziertere Problem-
sicht als die anderen beiden Gruppen, und 
sie beziehen die ökologischen Risiken eher 
in ihre Überlegungen ein oder bewerten sie 
höher. Dennoch haben zumindest Teile der 
öffentlichen und privatwirtschaftlichen Ak-
teure in Altamira eine ausgeprägtere öko-
logische und soziale Problemsicht als die in 
Santarém; dies ist wahrscheinlich auf die 
Informationskampagnen des MDTX und 
seiner Partner zurückzuführen. Insgesamt 
ist die Problemsicht aller Akteure in 
Santarém stärker ideologisch geprägt als in 
Altamira; das dadurch verursachte Klima 
des Misstrauens und der Konfrontation 
schränkt die Kooperationsfähigkeit dort 
stark ein. 
Diese Unterschiede in der Netzwerkbildung, der 
Kooperationsfähigkeit und Problemsicht geben 
Hinweise darauf, warum die Strategiefähigkeit der 
verschiedenen Akteursgruppen an beiden Orten 
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unterschiedlich ausgeprägt ist. Sie erklären jedoch 
nicht, wessen Interessen sich durchsetzen konn-
ten: In beiden Fällen waren nicht lokale Akteure 
und Bündnisse für die Entscheidung auf Bundes-
ebene ausschlaggebend, sondern externe Interes-
senlagen, die vor Ort ihre Vertretung haben. In 
beiden Fällen hat sich das traditionelle Entwick-
lungsmodell durchgesetzt, das auf externe An-
triebskräfte setzt (große Agrarbetriebe, Rohstoff-
exporteure, Transfers von staatlichen Konzernen). 
Das Bundesumweltministerium und seine Bünd-
nispartner mussten damit eine Niederlage einste-
cken. Worauf ist diese Niederlage zurückzufüh-
ren? Aus der Sicht der empirischen Ergebnisse 
kann dies mit der schwachen horizontalen Politik-
koordination erklärt werden: Das Bundesumwelt-
ministerium war nicht in der Lage, die verschie-
denen Koordinationsinstanzen zwischen den Res-
sorts zu nutzen, um seine Problemsicht in Politik 
umzusetzen und die Strategie der nationalen Ent-
wicklungsplanung in bezug auf Amazonien zu 
modifizieren. Durchgesetzt haben sich vielmehr 
die Problemsichten des Energieministeriums 
(Ausbau der Wasserkraft in Amazonien zur Siche-
rung der nationalen Energieversorgung) und des 
Finanzministeriums (Ausbau der Infrastruktur zur 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der brasilia-
nischen Agrarexporte und zur Steigerung der De-
viseneinnahmen). 
Dem Bundesumweltministerium bleibt nun, seine 
Bündnispartner vor Ort zu stärken, um die ver-
bleibenden Chancen für umweltpolitische In-
terventionen zu nutzen. Das MDTX befindet sich 
aufgrund seiner lokalen politischen Stärke in einer 
außerordentlich günstigen Verhandlungsposition: 
Es kann immer noch mit Protest und Widerstand 
drohen, wenn die umweltpolitischen Auflagen 
nicht erfüllt werden. Darüber hinaus müssen die 
Investitionen der Eletronorte auch mit dem 
MDTX ausgehandelt werden. In Santarém müssen 
Ziele und Strategie der zivilgesellschaftlichen 
Akteure erst noch erarbeitet werden; dafür ist eine 
Unterstützung von außen unerlässlich. 
9 Empfehlungen für die EZ mit Brasilien 
Die folgenden Empfehlungen beziehen sich auf 
diejenigen Elemente und Dimensionen, die für die 
Förderung umweltpolitischer Kapazitäten sowie 
die Erarbeitung und Umsetzung nachhaltiger pub-
lic policies in Amazonien zentral sind. 
Stärkung der Dialog- und Kooperationsfähig-
keit der öffentlichen Akteure: Die Schlussfolge-
rungen aus den Fallstudien zeigen, dass in Pará 
lohnende Ansatzpunkte für die Stärkung von um-
weltpolitischen Kapazitäten auf lokaler und Lan-
desebene vorhanden sind. Es ist aber auch deut-
lich geworden, dass die Stärkung der umweltpoli-
tischen Kapazitäten der zivilgesellschaftlichen 
und der öffentlichen Akteure bisher noch wenig 
zu einer Verbesserung der systemischen Hand-
lungsfähigkeit der relevanten Akteure wie bei-
spielsweise der Landesregierung im Sinne des 
CDE-Konzepts beigetragen hat, da die Maßnah-
men nicht integriert waren. 
Förderung zivilgesellschaftlicher und öffentli-
cher Organisationen und Netzwerke: Die Fall-
studien haben weiterhin gezeigt, wie wichtig der 
umweltpolitische Handlungsdruck gewesen ist, 
den zivilgesellschaftliche Organisationen auf die 
Behörden und die Politik ausgeübt haben, oft in 
Zusammenarbeit mit dem Ministério Público Fe-
deral. Stehen diesen Organisationen jedoch 
schwache und inkompetente öffentliche Akteure 
gegenüber, kann das umweltrelevante Verände-
rungspotenzial in der Gesellschaft nicht in prakti-
sche Lösungen umgesetzt werden. Daraus ergibt 
sich, dass zivilgesellschaftliche und öffentliche 
Akteure gefördert werden sollten. In der Vergan-
genheit hat die deutsche EZ ihre verschiedenen 
Instrumente insgesamt sehr effektiv eingesetzt: 
GTZ und KfW haben zum Ausbau der Kapazitä-
ten des Bundesumweltministeriums beigetragen 
und die Ausstattung und Qualifikation der Lan-
desumweltverwaltung, der Staatsanwaltschaft und 
Polizei sowie einzelner Munizipien verbessert; der 
DED hat eine Reihe von NRO und sozialen Be-
wegungen unterstützt, die in Altamira und Santa-
rém eine wichtige Rolle spielen; einzelne deutsche 
NRO haben Projekte dieser Organisationen unter-
stützt und auch die politischen Stiftungen sind 
X Imme Scholz et al. 
präsent. Die manchmal nicht besonders sichtbare 
Arbeit von DED, NRO und politischen Stiftungen 
stellt wegen ihres unmittelbaren Basisbezugs eine 
sehr wichtige Ergänzung zur staatlichen EZ dar. 
Um die Potenziale von NRO und sozialen Bewe-
gungen zu nutzen und auszubauen, sollte die För-
derung durch EZ-Maßnahmen an bestehenden 
Netzwerken ansetzen und nicht auf die Gründung 
von neuen, projekt- oder programmbezogenen 
Netzwerken setzen. 
Förderung von Dezentralisierung und Dekon-
zentration: Wichtige Ansatzpunkte für die Stär-
kung der Umweltkapazitäten bleiben sowohl die 
Dezentralisierung der Umweltverwaltung als auch 
die Dekonzentration. Beide Ansätze haben ihre 
Berechtigung und sollten nicht als einander aus-
schließende Optionen betrachtet werden. Dezent-
ralisierung setzt ausreichende Qualifikationen und 
personelle wie finanzielle Ressourcen voraus, dies 
ist vor allem in den Munizipien nicht immer ge-
geben. Auch die Landesumweltverwaltung hat 
keine ausreichenden Kapazitäten, um an allen 
Brennpunkten selbst präsent zu sein oder die 
kommunalen Umweltämter zu stärken. Deshalb ist 
es sinnvoll, dass die Bundesumweltbehörde 
IBAMA an zentralen Umweltkonfliktherden wei-
terhin präsent bleibt. Allerdings müsste den loka-
len Vertretungen im Rahmen einer Dekonzentra-
tionsstrategie mehr finanzielle Autonomie ge-
währt werden, um flexibler und effektiver handeln 
zu können.  
Förderung des Vollzugs und der Anpassung 
umweltrechtlicher Auflagen: Nur verstärktes 
Umweltmonitoring und -kontrolle werden die 
privatwirtschaftlichen Akteure dazu bringen, um-
weltrechtliche Auflagen zu beachten und ihre 
Ressourcennutzungsmethoden an Nachhaltig-
keitsgesichtspunkten zu orientieren. Parallel dazu 
müssen die privatwirtschaftlichen Akteure stärker 
mit ins Boot geholt werden, um ihre Problemlö-
sungspotenziale zu mobilisieren. Voraussetzung 
dafür ist wahrscheinlich die Vereinfachung und 
Flexibilisierung einiger ordnungsrechtlicher In-
strumente, um die Legalisierung ihrer Aktivitäten 
(Land- und Viehwirtschaft, Holzeinschlag) zu 
erleichtern. 
Förderung der effektiven Anwendung des 
Umweltrechts: Dies kann über eine weitere Stär-
kung der Umweltkapazitäten des Ministério 
Público auf Landesebene und die Fortbildung der 
Justiz und der Polizei in diesem Bereich gesche-
hen. Ebenso wichtig ist es, Fortbildungs- und Be-
ratungsangebote im Umweltrecht für die zivilge-
sellschaftlichen Organisationen bereitzustellen, da 
sie in der Regel bei den Konflikten um Land und 
Zugang zu natürlichen Ressourcen am stärksten 
betroffen und daher wichtige Bündnispartner sind, 
um den umweltrechtlichen Auflagen Geltung zu 
verschaffen. 
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Aus den Ergebnissen der empirischen Untersu-
chung ergeben sich folgende allgemeine Überle-
gungen für die Stärkung umweltpolitischer Kapa-
zitäten in Entwicklungsländern: 
— Investitionen in die umweltpolitische Bil-
dung von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen zeigen Wirkung, benötigen aber Zeit 
und damit dauerhafte Partnerschaften; Un-
terstützung durch die bilaterale EZ oder 
NRO muss daher langfristig angelegt sein; 
— zivilgesellschaftliche Akteure benötigen ein 
kompetentes öffentliches Gegenüber, damit 
ihre Reformvorschläge umgesetzt werden 
können; der Aufbau umweltpolitischer 
Kompetenzen in der öffentlichen Verwal-
tung bleibt damit ein wichtiger Bereich der 
EZ; 
— Rechtsstaatlichkeit ist eine zentrale Voraus-
setzung für zivilgesellschaftliches Engage-
ment, da soziale Bewegungen und NRO im 
Umweltbereich häufig in Konfrontation mit 
starken ökonomischen Interessen geraten 
und daher besonders auf den Schutz ihrer 
Bürger- und Menschenrechte angewiesen 
sind; 
— Rechtsstaatlichkeit ist auch eine zentrale 
Voraussetzung für die Entwicklung öffent-
licher umweltpolitischer Kapazitäten, da 
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Umweltpolitik eine funktionierende Öf-
fentlichkeit (Meinungs- und Informations-
freiheit) und Transparenz von Verwal-
tungshandeln erfordert; der Vollzug um-
weltrechtlicher Auflagen ist ebenfalls von 
effektiven rechtsstaatlichen Verfahren ab-
hängig. 
Daraus ergibt sich, dass der Beitrag der EZ zur 
Entwicklung umweltpolitischer Kapazitäten an 
folgenden Punkten Hebelwirkung entfalten kann: 
— bei der kontinuierlichen Unterstützung um-
weltpolitisch relevanter Aktivitäten von zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen; 
— bei der Förderung von bestehenden Netz-
werken aus NRO und sozialen Bewe-
gungen, die einen geographischen oder 
thematischen Fokus haben; 
— bei der Konzeption von Sektorprogrammen 
mit hoher Umweltrelevanz, die ein Zusam-
mengehen staatlicher und nichtstaatlicher 
Akteure erfordern, wobei darauf geachtet 
werden muss, an bestehenden Kooperati-
onsbeziehungen anzuknüpfen; Kooperatio-
nen, die nur wegen eines Projektes aufge-
baut werden (also geberinduziert sind), ha-
ben geringe Aussichten, effektiv und nach-
haltig zu arbeiten; 
— bei der Förderung von Verwaltungs- oder 
Justizreformen mit dem Ziel, die Institutio-
nen des Rechtsstaats zu fördern, wobei ein 
Minimum an Rechtsstaatlichkeit zur Bedin-
gung von EZ im Umweltbereich gehört. Die 
Bildung spezifischer Umweltkapazitäten im 
Justizwesen und bei der Polizei ist ebenfalls 
sehr wirkungsvoll. 

  
1 Einleitung 
1.1 Gegenstand und Fragestellung der 
Untersuchung 
Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist 
neben der Bekämpfung der Armut eine zentrale 
Aufgabe internationaler Politik. Der Aufbau leis-
tungsfähiger Institutionen und Kapazitäten (ca-
pacity development) auf internationaler und natio-
naler Ebene ist dafür unerlässlich und gehört da-
her zum Kernbereich der internationalen Zusam-
menarbeit. Im Bereich des Umwelt- und Ressour-
censchutzes hat die deutsche Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ) seit Jahrzehnten Erfahrungen 
gesammelt, die zur Verbesserung der Maßnahmen 
des capacity development genutzt werden können. 
Das langjährige Engagement der deutschen EZ 
und vieler NRO für den Schutz der brasilianischen 
Tropenwälder liefert besonders aufschlussreiche 
Erfahrungen. 
Gegenstand der vorliegenden Studie ist die Ana-
lyse der umweltpolitischen Kapazitäten in Ama-
zonien, und zwar am Beispiel der politischen 
Auseinandersetzungen um zwei große Infrastruk-
turvorhaben: dem Bau des Staudamms und Was-
serkraftwerks von Belo Monte und der Asphaltie-
rung der Bundesstraße 163 (BR-163), einer Nord-
Süd-Achse zwischen den Bundesstaaten Mato 
Grosso und Pará. Beide Projekte werden von sozi-
alen Bewegungen, NRO, Politik und Verwaltung 
vor Ort, auf Landes- und auf Bundesebene kon-
trovers diskutiert und haben bereits internationale 
Aufmerksamkeit auf sich gezogen. Es wird be-
fürchtet, dass die Vorhaben erhebliche soziale, 
ökologische und wirtschaftliche Auswirkungen 
auf die Bevölkerung und die Ökosysteme des 
Wassereinzugsgebiets des Xingu haben werden. 
Der Xingu ist einer der wichtigsten Zuflüsse des 
Amazonas, in seinem Becken liegen zahlreiche 
Indigenengebiete und die größte zusammenhän-
gende Waldfläche Ostamazoniens. 
Die deutsche EZ ist in vielfältiger Form mit die-
sen Auseinandersetzungen in Amazonien ver-
knüpft: Im Rahmen des weltweit größten multila-
teralen Programms für den Tropenwaldschutz, des 
PPG7, investiert sie seit etwa zehn Jahren um-
fangreiche Mittel in die Stärkung der Umweltbe-
hörden Brasiliens, der amazonischen Landesregie-
rungen und Kommunen. Die Arbeit der amazoni-
schen sozialen Bewegungen und NRO, die sich 
für die Rechte der Kleinbauern und Indigenen und 
den Schutz der Umwelt einsetzen, wird seit den 
80er Jahren stark durch deutsche Nichtregie-
rungsorganisationen, insbesondere aus dem kirch-
lichen Bereich, unterstützt. Auch das PPG7 ent-
hält Maßnahmen, die den zivilgesellschaftlichen 
Organisationen zugute kommen. 
Der Schutz der amazonischen Wälder ist sowohl 
für den Schutz des Klimas als auch der Biodiver-
sität von globaler Bedeutung. Gleichzeitig wird 
ihre Integrität durch lokale und nationale ökono-
mische Interessen bedroht. Aus der Sicht der För-
derung umweltpolitischer Kapazitäten stellt sich 
damit die Frage, ob die Leistungsfähigkeit der 
Umweltinstitutionen in Amazonien bereits so 
stark ist, dass sie lokale und globale Anforderun-
gen sinnvoll miteinander vereinbaren kann. 
Die vorliegende Analyse legt einen Schwerpunkt 
auf die Umweltkapazitäten der sozialen Bewe-
gungen und NRO. Staatliche und privatwirt-
schaftliche Organisationen wurden ebenfalls be-
rücksichtigt, lagen jedoch nicht im Zentrum der 
Untersuchung. Warum dieser Fokus?  
Bei den vorliegenden Fallstudien handelt es sich 
um große Infrastrukturprojekte mit erheblichen 
Folgen für die Umwelt und die Lebensbedingun-
gen der lokalen Bevölkerung. Soziale Bewegun-
gen und NRO haben Forderungen formuliert, da-
mit ihre Interessen bei der Planung und Umset-
zung der Projekte berücksichtigt werden. Neben 
sozialen und wirtschaftlichen Interessen wird da-
bei von ihnen auch ausdrücklich das Ziel genannt, 
Umweltschäden nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Auch privatwirtschaftliche und öffentliche Ak-
teure organisieren sich, um ihre Interessen über 
diese Projekte wahrzunehmen; in der Regel be-
werten sie dabei die Umweltrisiken jedoch deut-
lich geringer als die sozialen Bewegungen. Es 
kann also vermutet werden, dass die Umweltka-
pazitäten der zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen stärker ausgeprägt sind als die öffentlichen 
und privatwirtschaftlichen Akteure. 
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In den letzten 20 Jahren hat Umweltpolitik in 
Brasilien einen Bedeutungszuwachs erfahren. 
Dies äußert sich in einer relativ umfassenden und 
anspruchsvollen Umweltgesetzgebung, in der 
Existenz von Umweltbehörden auf Bundes-, Lan-
des- und Kommunalebene sowie zahlreicher Um-
welt-NRO und unabhängiger Umweltforschungs-
institute. Die brasilianische Umweltbewegung hat 
den Umweltschutz in Amazonien zu ihrem Anlie-
gen gemacht und die öffentliche Meinung im 
Lande stark in diese Richtung beeinflussen kön-
nen. Auch soziale Bewegungen wie diejenige der 
Kleinbauern werden zunehmend sensibler für 
Umweltanliegen und integrieren diese in ihre 
Strategien. Dies hat dazu geführt, dass in Amazo-
nien umweltpolitische Ziele eng mit alternativen 
Konzepten der Regionalentwicklung verknüpft 
sind. Seit 1999 setzt das brasilianische Umwelt-
ministerium verstärkt auf zivilgesellschaftliche 
Akteure als Bündnispartner für eine nachhaltige 
Entwicklung Amazoniens. Gleichzeitig versucht 
es, die Partizipationsmöglichkeiten auf Landes- 
und kommunaler Ebene zu fördern. Vor Ort ge-
staltet sich die Zusammenarbeit zwischen Um-
weltverwaltung und Zivilgesellschaft jedoch 
häufig sehr schwierig. 
Die Kernthese, an der sich die Untersuchung ori-
entiert hat, lautete: Kooperation zwischen öffentli-
chen und zivilgesellschaftlichen Akteuren erhöht 
die Durchsetzungsfähigkeit von Umweltpolitik. 
Bezogen auf den Untersuchungsbereich „Um-
weltpolitik in Amazonien“ wurde diese These wie 
folgt spezifiziert:  
1. Die Durchsetzungsfähigkeit der Umwelt-
politik erweitert sich, wenn das Bundes-
umweltministerium Kooperationsbezie-
hungen mit lokalen sozialen Bewegungen 
und anderen zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren eingeht.  
2. Starke lokale Bündnisse zivilgesellschaft-
licher Gruppen mit hoher Mobilisierungs-
fähigkeit begünstigen den Aufbau von 
Kooperationsbeziehungen zwischen loka-
len und externen Akteuren. 
Um diese Hypothesen zu überprüfen, wurde ana-
lysiert, welche Problemsicht bei den einzelnen 
Akteuren aus Zivilgesellschaft, Staat und Privat-
sektor vorliegt, wie sie sich zu den Infrastruktur-
projekten positionieren, welche Interessen und 
Strategien sie verfolgen, welche formalen und 
informellen Instrumente die verschiedenen Ak-
teursgruppen nutzen, um Einfluss auf die Infra-
strukturprojekte zu nehmen und welche Bündnisse 
zwischen lokalen Akteursgruppen einerseits und 
zwischen lokalen und externen Akteuren anderer-
seits vorhanden sind. 
Im Rahmen dieser Studie wird Zivilgesellschaft in 
Abgrenzung zu Staat und Privatwirtschaft defi-
niert. Unter zivilgesellschaftlichen Akteuren wer-
den daher NRO, soziale Bewegungen und die 
Kirchen verstanden. Diese vertreten keinen ho-
mogenen Interessenbestand, sondern verfolgen 
teilweise auch gegensätzliche Zielsetzungen. 
Begründung für die Auswahl der Fallstu-
dien 
An den Fallbeispielen lassen sich exemplarisch 
die Potenziale und Hindernisse für Kooperations-
beziehungen innerhalb und zwischen den ver-
schiedenen Akteursgruppen sowie zwischen den 
Verwaltungsebenen (Munizip, Land, Bund) unter-
suchen. Beide Fälle sind aktuell, da sie sich in der 
Planungsphase befinden und der politische Wille 
besteht, diese Projekte in den nächsten Jahren 
umzusetzen. Dies hat sich auch seit dem Antritt 
der neuen, von der Arbeiterpartei PT geführten 
Mitte-Links-Regierung in Brasilia nicht geändert, 
da der nationale Nutzen der Vorhaben hoch be-
wertet wird. Beide Vorhaben wurden in den 
Mehrjahresplan der Bundesregierung (PPA) für 
den Zeitraum 2004–2007 aufgenommen. Der 
Strom des Staudamms von Belo Monte soll in die 
unter Stromknappheit leidenden Regionen Brasi-
liens geliefert werden und damit das Wirtschafts-
wachstum fördern; die Asphaltierung der Bundes-
straße dient vor allem dem Transport von Soja aus 
Mato Grosso, die damit zu erheblich niedrigeren 
Kosten über den Hafen von Santarém in die USA 
und nach Europa exportiert werden kann und die 
Devisenerwirtschaftung begünstigen wird. Beide 
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Fälle betreffen dieselbe geographische Region, die 
im Norden von der Transamazônica und im Wes-
ten von der BR-163 eingefasst wird. Die Neben-
wirkungen der Investitionsvorhaben betreffen 
insbesondere die lokale Bevölkerung (siehe 
Kasten 1).  
Die Mobilisierung von lokalen Kleinbauernge-
werkschaften, NRO und teilweise auch Kommu-
nalpolitikern, die in beiden Fällen eine breite öf-
fentliche Debatte über Kosten und Nutzen der 
Vorhaben ausgelöst hat, liefert einen deutlichen 
Nachweis der Artikulationsfähigkeit sozialer Be-
wegungen und Umweltgruppen. Diese Mobilisie-
rung ist u. a. durch bereits abgeschlossene Präze-
denzfälle beeinflusst, die das Vorverständnis der 
lokalen Bevölkerung geprägt haben. Beim Stau-
dammbau von Tucuruí Anfang der 80er Jahre 
traten erhebliche Probleme bei der Umsiedlung 
und Entschädigung der von der Überflutung be-
troffenen Kleinbauern auf. Die nach Abschluss 
des Baus beschäftigungslosen Arbeiter standen 
vor dem Nichts und verlegten sich auf die Land-
wirtschaft, wodurch neue Gemeinden entstanden 
und die Entwaldung beschleunigt wurde. Die As-
phaltierung der Straße zwischen Belém und Bra-
silia in den 60er Jahren und der Straße nach Ma-
rabá in den 90er Jahren hatte die Grundstückspe-
kulation und damit die Entwaldung beschleunigt. 
Die relativ geringe Entwaldung entlang der Trans-
amazônica hingegen hängt nicht nur mit der feh-
lenden Asphaltierung zusammen, sondern vor 
allem mit den sicheren Landtiteln, die den meisten 
Siedlern bei Anlage der Straße übertragen wur-
den. 
1.2 Methodisch-konzeptioneller Ansatz 
Der methodische Ansatz der Studie orientiert sich 
an dem Analyseraster, das die Berliner Umwelt-
politikforscher Martin Jänicke und Helmut Weid-
ner in Anlehnung an den DAC-Ansatz Capacity 
Development in the Environment für die internati-
onal vergleichende Umweltpolitikforschung ent-
wickelt haben.1 Die GTZ hat dieses Konzept für 
das Arbeitsfeld „Umweltpolitikberatung“ operati-
onalisiert, um im Rahmen der Vorbereitung, 
Durchführung und Evaluierung von Projekten der 
Entwicklungszusammenarbeit die bestehenden 
Kapazitäten umweltpolitisch relevanter Akteure 
erheben zu können (Capacity Mapping).2 Ziel 
dieses Erhebungsinstruments ist es, ein Raster an 
Informationen bereit zu stellen, mit denen eine 
akteurszentrierte Analyse umweltpolitischer Pro-
zesse geleistet werden kann und Ansatzpunkte für 
die Kapazitätenentwicklung identifiziert werden 
können. Die dafür erforderlichen Informationen 
umfassen sowohl die politisch-institutionellen, 
ökonomischen und kognitiven Rahmenbedingun-
gen, unter denen die Akteure handeln, als auch die 
akteursspezifischen Ressourcen, ihre Strategien 
und ihre Bündnisfähigkeit. Zur Erhebung wurden 
die Analyse von Sekundärliteratur und die Durch-
führung von Leitfadeninterviews mit den rele-
                                                     
1 Vgl. Weidner / Jänicke (2002). 
2 Vgl. Hamacher / Heidbrink / Paulus (2001). 
Kasten 1:  Auswirkungen der beiden Infrastruk-
 turvorhaben 
Der Wasserkraftwerkbau in Belo Monte: 
– Massiver Eingriff in das Wasserbecken des Xingu, 
– Überschwemmung von 400 km2 Land, sollten andere 
Staudämme folgen von 6000 km2, 
– Austrocknung des einzigartigen Ökosystems der Volta 
Grande, 
– Beeinträchtigung des Lebensraums bzw. Umsiedlung 
verschiedener indigener Völker, 
– Zunahme der Landflucht und der Migration von 
arbeitssuchenden Familien in die Region mit entspre-
chender Belastung der urbanen sozialen Infrastruktur, 
– Freisetzung vieler Arbeitskräfte nach Beendigung des 
Baus mit neuerlichem Druck auf das Land und den 
Wald und Aufbrechen von Landkonflikten. 
Die Asphaltierung der BR-163: 
– Ausweitung des Sojaanbaus, der Viehzucht und des 
illegalen Holzeinschlags im letzten geschlossenen 
Waldgebiet Parás, 
– Entwaldung, 
– Vertreibung von Kleinbauern, 
– zunehmende illegale Aneignung von Land und wach-
sende Konflikte mit Kleinbauern. 
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vanten Organisationen und Schlüsselinformanten 
eingesetzt. 
Entsprechend dem Hauptfokus dieses methodi-
schen Ansatzes, der auch auf andere Politikfelder 
übertragen werden kann, ging es bei dieser Unter-
suchung nicht um die Analyse von Politikstrate-
gien oder technischen Alternativen zu den Inves-
titionsvorhaben aus einer ökonomischen Perspek-
tive (Kosten-Nutzen-Analyse). Vielmehr wurde 
ermittelt, welche Potenziale für Verhandlungslö-
sungen zu Gunsten von Umweltzielen bei den 
Akteuren vorhanden sind.  
Counterparts der Untersuchung waren das Um-
weltzentrum der Staatsanwaltschaft des Bundes-
staates Pará, das unabhängige Umweltfor-
schungsinstitut IPAM und das Institut für höhere 
Amazonasstudien an der Bundesuniversität von 
Pará NAEA. 
1.3 Aufbau der Studie 
Im zweiten Kapitel wird der methodisch-konzep-
tionelle Rahmen für die akteurszentrierte Analyse 
umweltpolitischer Prozesse dargestellt. Im dritten 
Kapitel werden die Herausforderungen für Um-
weltpolitik in Amazonien zusammengefasst, die 
sich aus den ökonomischen Entwicklungstrends 
ergeben, und der politisch-institutionelle Hand-
lungsrahmen, in dem sich Umweltpolitik bewegt. 
Ein besonderer Schwerpunkt wird dabei auf die 
umweltrechtlichen Partizipationsinstrumente ge-
legt. Im vierten Kapitel werden die Ergebnisse der 
beiden Fallstudien dargestellt: die Problemstruktur 
und der gegenwärtige Stand des Investitionsvor-
habens, die Akteure, ihre Problemsicht und Inte-
ressen, ihre Positionierung in Bezug auf die In-
vestitionsvorhaben und ihre Auswirkungen, ihre 
Bündnisse, Ziele und Strategien. Die Schlussfol-
gerungen aus den beiden Fallstudien und die 
Empfehlungen für die Akteure vor Ort und die EZ 
werden im fünften Kapitel vorgestellt. 
2 Konzeptioneller Rahmen 
2.1 Der Ansatz des Capacity Development 
in the Environment 
Der Ansatz 
Die Arbeitsgruppe „Entwicklungszusammenarbeit 
und Umwelt“ des Development Assistance Com-
mittee (DAC) der OECD erarbeitete Mitte der 
90er Jahre das Konzept des Capacity Develop-
ment in the Environment (CDE) als Beratungsan-
satz zur Entwicklung der umweltpolitischen Ka-
pazität in Entwicklungsländern. Umweltpolitische 
Kapazität wird dabei verstanden als „the ability of 
individuals, groups, organisations and institutions 
in a society to devise and implement solutions to 
environmental issues as part of a wider effort to 
achieve sustainable development“.3 Bei CDE geht 
es in Folge dessen darum, wie Entwicklungslän-
der darin unterstützt werden können, ihre vorhan-
denen umweltpolitischen Kapazitäten zu verbes-
sern.  
Zwei wesentliche Erfahrungen mit der bis dato 
praktizierten Entwicklungszusammenarbeit präg-
ten die Entwicklung des CDE. Erstens zeigte sich, 
dass die traditionelle Trägerförderung, die sich auf 
den Aufbau, die Ausstattung sowie Aus- und 
Weiterbildung der öffentlichen Verwaltung in den 
jeweiligen Politikbereichen konzentrierte, nach 
Beendigung der externen Unterstützung wenig 
dauerhafte Strukturen hinterließ. Zweitens wurde 
deutlich, dass dauerhafte Strukturen allein durch 
institutionelle Patentlösungen ohne die systemati-
sche Berücksichtigung des spezifischen Umfelds 
der handelnden Akteure nicht erreicht werden 
konnten.4 CDE ist nicht allein auf das Politikfeld 
Umwelt fixiert, sondern kann mit den entspre-
chenden Modifikationen auch auf andere Politik-
felder übertragen werden.5 
                                                     
3  OECD (1995), S. 12. 
4  OECD (1995), S. 13. 
5  Zum Stand des Capacity Development in der gesamten 
EZ vgl. UNDP (1997). 
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Die Etablierung von Umweltpolitik und die Erhö-
hung ihrer Effektivität findet nach diesem Kon-
zept im spezifischen Kontext eines Landes statt. 
Es geht sowohl um die Fähigkeit der staatlichen 
Träger von Umweltpolitik als auch der nichtstaat-
lichen Akteure, innerhalb eines systemischen 
Rahmens gemeinsam Lösungen zu entwickeln 
und umzusetzen. Es geht sowohl um die spezifi-
schen Handlungsressourcen, über die die Akteure 
selbst verfügen, als auch um die objektiven 
Handlungsmöglichkeiten, die sie im System vor-
finden.6 Akteure handeln innerhalb eines komple-
xen Systems, das allen die Fähigkeit zum systemi-
schen Denken abverlangt, wenn Lösungen für 
komplexe Probleme, wie sie für das Politikfeld 
Umwelt charakteristisch sind, erzielt werden sol-
len.7  
In Entwicklungsländern werden eindimensionale 
Schadensbilder von Umweltzerstörung wie Luft-
verschmutzung oder Gewässerverunreinigung 
häufig durch Schadenswirkungen überlagert, die 
Umweltprobleme in einen engen Zusammenhang 
mit sozialen und ökonomischen Herausforderun-
gen stellen. Durch Verschmutzungen werden Res-
sourcenübernutzung und -verknappung und die 
daraus folgenden sozialen Konflikte verstärkt. 
Aufgrund ihres Schadensumfangs, ihrer Reich-
weite und ihren unklaren Verursachungszusam-
menhängen sind solche Umweltprobleme mit 
herkömmlichen Handlungsmustern kaum zu be-
wältigen.8 Die Komplexität von Schadensbildern 
und Verursacherstrukturen ist eine Ursache dafür, 
dass staatlichen Akteuren besonders dann, wenn 
sie sich an interventionsstaatlichen Handlungs-
mustern orientieren, Steuerungsprobleme entste-
hen.  
Parallel dazu sind in der Umweltpolitik Prozesse 
von Selbstorganisation und Ausdifferenzierung 
der Akteursstrukturen zu verzeichnen.9 In vertika-
                                                     
6  Vgl. Jänicke (2002), S. 12 ff. 
7  Vgl. OECD (1995), S. 16. 
8  Vgl. Hamacher / Heidbrink / Paulus (2001), S. 18. 
9  Vgl. Hamacher / Heidbrink / Paulus (2001), S. 19. Vgl. 
dazu auch die Ergebnisse der vergleichenden Umwelt-
politikforschung Weidner / Jänicke (2002). 
ler Hinsicht beschränkt sich die Zuständigkeit für 
Umweltpolitik nicht mehr primär auf die national-
staatliche Ebene, sondern bezieht über dezentrale 
Strukturen zunehmend alle Verwaltungsebenen 
mit ein. In horizontaler Hinsicht ist eine zuneh-
mende Einbindung anderer Politikfelder und ein 
wachsender Problemlösungswille bei privatwirt-
schaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
zu verzeichnen. Wirtschaftsverbände und Unter-
nehmen ergreifen auf der Grundlage freiwilliger 
Vereinbarungen Maßnahmen zur Verringerung 
von Umweltschäden. NRO und Umweltgruppen 
treten verstärkt als Sprachrohr Betroffener und als 
Anwälte von Umweltpolitik auf. 
Der Bezug zur Nachhaltigkeit 
Die Notwendigkeit, Verfahren zur Politikkoordi-
nation über sektorale Grenzen hinaus zu entwi-
ckeln, findet sich auch in dem 1992 im Zuge der 
UNCED ausgearbeiteten normativen Leitbild der 
nachhaltigen Entwicklung wieder. Der Ansatz des 
CDE steht in der Tradition dieses Leitbilds und 
macht es zum Ziel der Entwicklung umweltpoliti-
scher Kapazität.10 Die Suche nach Wegen zu einer 
ökonomisch effizienten, sozial gerechten und 
ökologisch nachhaltigen Entwicklung, die die 
Lebensbedingungen auch der zukünftigen Gene-
rationen sicher stellt, muss ein offener gemeinsa-
mer Gestaltungsprozess sein, der eine Vielzahl 
von Akteuren und Interessen miteinbezieht. Für 
die prozessuale Ebene von Politik bedeutet dies, 
dass verstärkt auf Kooperation, Aushandlung und 
die gemeinsame Entwicklung langfristiger Strate-
gien gesetzt wird.11 Global zeichnet sich zumin-
dest auf diskursiver Ebene ein Trend zur Orientie-
rung am Leitbild der Nachhaltigkeit ab; viele 
Länder haben bereits ihre eigenen nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategien erarbeitet.12 
                                                     
10  Vgl. OECD (1995), S. 12. 
11  Ausführlich zu den Kernelementen einer Nachhaltig-
keitsstrategie vgl. OECD / UNDP (2002), S. 33 ff. 
12  Vgl. Weidner / Jänicke (2002b), S. 415. 
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Der Bezug zum New Public Management 
Die Ausrichtung auf eine gemeinsame Strategie- 
und Lösungsfindung komplexer Problemlagen ist 
auch eine der Empfehlungen aus der Diskussion 
um die Effizienzsteigerung und Qualitätsverbesse-
rung öffentlicher Verwaltungen (New Public 
Management). New Public Management ist ein 
Obergriff für eine Reihe von Reformansätzen für 
die Steuerung und Reorganisation öffentlicher 
Verwaltungen. Der Fokus dieser Ansätze liegt 
weniger auf dem input als auf dem outcome in 
Form von Qualität und Kundenorientierung des 
Verwaltungssystems. Das Ziel von New Public 
Management-Ansätzen ist es, „Organisationen in 
die Lage zu versetzen, sich selbst zu optimie-
ren“13. Der Prozess der Leistungserstellung und 
das Umfeld der Verwaltungseinheiten steht dabei 
im Mittelpunkt. Zentral ist die Orientierung an 
                                                     
13  Moore (1995), S. 94, zitiert in: Lingnau (1996), S. 64. 
konkreten Zielen, während die Instrumente, mit 
denen diese Ziele erreicht werden sollen, flexibel 
gehalten werden.14 Die genaueren Implikationen 
für die Umweltpolitik, die sich aus dem Leitbild 
der Nachhaltigkeit und der New Public Man-
agement-Debatte ergeben, verdeutlicht Kasten 2. 
Zum Begriff der Kooperation 
Der Prozess und die Fähigkeit der Akteure aus 
verschiedenen Sektoren und Verwaltungseinhei-
ten unter Einbeziehung der Betroffenen gemein-
same Strategien und sachgerechte Problemlösun-
gen zu entwickeln und damit zum Ausgleich di-
vergierender Interessen beizutragen, wird in der 
vorliegenden Studie als Kooperation verstanden.15 
Eine so verstandene Kooperation setzt die Dialog- 
und Verhandlungsfähigkeit von Akteuren voraus. 
Gemeint sind damit nicht nur formale, d. h. ge-
setzlich verfasste, sondern auch informelle Ko-
operationsformen. Diese sollen gesetzlich gere-
gelte Kooperationsformen nicht ersetzen, sondern 
ergänzen. Für ein gemeinsames Handeln werden 
zumindest zwei Akteure oder Akteursgruppen 
benötigt. Aus handlungstheoretischer Perspektive 
ist eine Voraussetzung für gemeinsames Handeln, 
dass ein gemeinsamer Gewinn (win-win-Option) 
möglich ist, der größer ist als der Vorteil bei ei-
nem individuellen Vorgehen. Eine Kooperation 
kommt auch dann zustande, wenn ein gemeinsa-
mes Interesse der Handelnden vorliegt oder diese 
sich ergänzen.16 
Das Hauptinteresse der vorliegenden Studie liegt 
auf der Partizipation zivilgesellschaftlicher Grup-
pen an der Umweltpolitik im brasilianischen 
Amazonasgebiet. Von Interesse sind deshalb die 
                                                     
14  Für eine kurze Zusammenfassung der Kernelemente der 
Reformdebatte vgl. Lingnau (1996), S. 63 f. 
15  Die Einbeziehung aller relevanten Akteure in die 
Problemlösung wird in der EZ unter dem Begriff des 
Multi-Stakeholder-Ansatzes subsummiert, vgl. dazu 
UNDP / OECD (2002), S. 213–217. 
16  Zur Definition von Kooperation in der Politik-
wissenschaft vgl. Nohlen / Schultze / Schüttenmeyer 
(1998), S. 332. 
Kasten 2:  Die politischen Implikationen des 
 Leitbildes der Nachhaltigkeit und der 
 New Public Management-Debatte für 
 die Umweltpolitik 
Umweltschutz bzw. Umweltpolitik wird bzw. geht 
– von der Staatsaufgabe zur gesamtgesellschaftlichen 
Gemeinschaftsaufgabe nachhaltiger Entwicklung; 
– von der hoheitlichen Entscheidung zu Kooperation, 
transparenten Verhandlungssystemen und Konfliktma-
nagement; 
– von der technokratischen Planung zum gesellschaftli-
chen Lern- und Gestaltungsprozess; 
– von Formen formaler Kooperation hin zum konstrukti-
ven Zusammenwirken unterschiedlicher Akteure zur 
Lösung komplexer Problemstellungen; 
– von der sektoralen Ausdifferenzierung hin zur Integra-
tion von Umweltschutzinteressen in andere Politikbe-
reiche; 
– zu einem Ort der Partizipation einer Vielzahl von 
Akteuren, die sich auch außerhalb des klassischen 
Sektors der Umweltpolitik befinden, um die Akzeptanz 
von Zielsetzung und Umsetzung der umweltpolitischen 
Maßnahmen zu erhöhen.  
Quelle: Hamacher / Heidbrink / Paulus (2001), S. 23 
 sowie OECD / UNDP (2002), S. 29. 
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potenziellen Kooperationen zwischen staatlichen 
Vertretern von Umweltinteressen und zivilgesell-
schaftlichen Gruppen unter Einbeziehung der 
Betroffeneninteressen. Aufgrund bisheriger empi-
rischer Erfahrungen könnten derartige informelle 
Kooperationen zur Erhöhung der Durchsetzungs-
fähigkeit von Umweltpolitik beitragen und sich 
verfestigen.17  
In dieser Konstellation ist es naheliegend, dass bei 
ein und derselben Problemlage Kooperations- und 
Konfrontationsbeziehungen parallel bestehen. 
Dies kann auch bedeuten, dass eine Allianz gebil-
det wird, die sich auf dieselben Policy-Ziele ei-
nigt, um ihre Position für eine spätere konfliktent-
schärfende Verhandlung mit der Gegenseite zu 
bilden. Es ist durchaus denkbar, dass eine Kon-
kurrenz um Bündnispartner besteht, wenn sich 
verschiedene Kooperationsstrategien um gemein-
same Interessenlagen gruppieren. Es ist wichtig, 
wer mit wem zu welchem Zeitpunkt in welchem 
Kontext und mit welchen Handlungsressourcen 
kooperiert.18 
2.2 Determinanten für die akteurszen-
trierte Analyse umweltpolitischer 
Prozesse 
Die internationale vergleichende Umweltpolitik-
forschung hat ein Analyseraster erarbeitet, mit 
dem aufgrund von fünf Determinanten sowohl die 
Ergebnisse umweltpolitischer Prozesse erklärt als 
auch die vorhandenen umweltpolitischen Kapazi-
täten beschrieben werden können. Mit diesem 
Raster wurde die Umweltpolitik von insgesamt 30 
Ländern vergleichend untersucht.19 Interessant ist 
                                                     
17  Eine Allianz zwischen brasilianischen Umwelt-NRO und 
brasilianischem Umweltministerium hat sich beispiels-
weise in Bezug auf die Einhaltung des Waldschutz-
gesetzes herausgebildet. Vgl. Scholz (2002), S. 5. 
18  Vgl. Weidner / Jänicke (2002b), S. 435 f. Ähnlich der 
empirischen Ergebnisse aus der vergleichenden Umwelt-
politikforschung Jänickes und Weidners argumentierte 
zuvor schon Sabatier mit seinem analytischen Modell 
der advocacy-coalitions; vgl. Sabatier (1993), S. 121 ff. 
19  Zunächst untersuchten die beiden Berliner Politikwissen-
schaftler Martin Jänicke und Helmut Weidner die 
hierbei, dass der von der OECD ursprünglich für 
Entwicklungsländer konzeptionierte Ansatz des 
Capacity Development in the Environment auch 
auf die Umweltpolitik von Industrieländern ange-
wandt wurde.20  
Umweltpolitische Prozesse und Kapazitäten wer-
den diesem Ansatz zufolge aufgrund folgender 
Faktoren analysiert: Problemstruktur, situativer 
Kontext, systemische Handlungsbedingungen, 
Akteure und ihre Strategien, wobei Handlungsbe-
dingungen und Strategien selbst Ergebnis von 
Handeln sind.21 Das mit diesen Kategorien aufge-
stellte Analyseraster dient vor allem dazu, deut-
lich zu machen, dass die Durchsetzungsfähigkeit 
von Umweltpolitik nicht von einem dominieren-
den Faktor, Patentinstrument, Akteur oder Institu-
tionentyp abhängig ist, sondern von der dynami-
schen Interaktion einer Vielzahl von Faktoren.22 
Damit richtet sich der Blick nicht so sehr auf das 
„richtige“ Handeln und Entscheiden, sondern auf 
die Handlungsbedingungen und deren Verbesse-
rung. Die Durchsetzungsfähigkeit von Umwelt-
politik bestimmt sich „durch die Stärke und das 
strategische Geschick der Vertreter von Umwelt-
belangen, durch die systemisch-stabilen und situ-
ativ-veränderlichen Handlungschancen und durch 
den politischen ‚Schwierigkeitsgrad‘ des zu lö-
senden Problems.“23 
                                                                                  
Umweltpolitik von 13 Ländern, worauf auch das 
Analyseraster beruht. In einer zweiten Forschungsphase 
untersuchten die Wissenschaftler 17 weitere Länder, die 
ein breites Spektrum von Ländertypen auf allen 
Kontinenten abdecken, darunter auch Entwicklungs- und 
Schwellenländer inklusive Brasilien. Das in der ersten 
Forschungsphase entwickelte Analyseraster wurde 
bestätigt. Vgl. Jänicke / Jörgens / Weidner (1997) und 
Weidner / Jänicke (2002). 
20  Vgl. Jänicke (2002), S. V. 
21  Die Systematisierung der Einflussfaktoren erfolgte, um 
die vergleichsweise höhere bzw. niedrigere Leistungs-
fähigkeit von Umweltpolitik zu erklären, nicht aber um 
Aussagen über den wirklichen Erfolg von Umwelt-
politik, d. h. über den outcome zu treffen. Vgl. Jänicke / 
Kunig / Stitzel (1999), S. 79 f. 
22  Vgl. Jänicke (2002), S. 5. 
23  Vgl. Jänicke / Kunig / Stitzel (1999), S. 79. 
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Für die Politikberatung bedeutet dies, dass sie 
verstärkt an denjenigen Einflussfaktoren ansetzen 
muss, die von Akteuren, die Umweltinteressen 
vertreten, gestaltet bzw. genutzt werden können. 
Dies sind in erster Linie die Kapazitätsverbesse-
rung der Akteure selbst, die Strategiebildung unter 
Nutzung der situativen Ereignisse und die Verbes-
serung des Umweltwissens und -bewusstseins als 
Teil der systemischen Handlungsbedingungen. 
Das Zusammenspiel der einzelnen Determinanten, 
ihre Gestaltbarkeit und Veränderlichkeit verdeut-
licht nachfolgende Abbildung. 
Das Analyseraster24 mit den oben genannten De-
terminanten ermöglicht es, die Voraussetzungen 
für die Lösung spezifischer Umweltprobleme zu 
benennen.25 Es dient in der vorliegenden Studie 
dazu, Aussagen darüber zu treffen, unter welchen 
spezifischen Bedingungen sich Chancen für Ko-
operation bieten, die zu einer Erhöhung der um-
weltpolitischen Durchsetzungsfähigkeit beitragen 
können. 
2.2.1 Problemstruktur 
Die Struktur des zu lösenden Problems beeinflusst 
die Durchsetzungsfähigkeit von Umweltpolitik. 
Die Problemstruktur trägt einen großen Teil dazu 
bei, ob ein Umweltproblem in der Öffentlichkeit 
als solches wahrgenommen und artikuliert wird 
und ob es auf die politische Agenda gelangt. Ein 
Umweltproblem hat immer Ursachen und Wir-
kungen sowie Verursacher und Betroffene. Be-
sonders relevant für die Umweltpolitik ist nicht 
nur die naturwissenschaftliche, sondern auch die 
politische und sozioökonomische Seite. Letztere 
bestimmen, ob ein Umweltproblem politisierbar 
ist und welche technischen Optionen für poten-
zielle Lösungsansätze möglich sind. Umwelt-
probleme sind dann besonders gut politisierbar, 
                                                     
24  Die Ausführungen dazu im nachfolgenden Unterkapitel 
beziehen sich im Wesentlichen auf Jänicke / Kunig / 
Stitzel (1999), S. 77–96 und darauf aufbauend Hamacher 
/ Heidbrink / Paulus (2001), S. 32–40 sowie Jänicke 
(2002), S. 1–18. 
25  Vgl. Jänicke (2002), S. 3. 
wenn sie eine große Anzahl von Menschen mit 
einer hohen Artikulationsfähigkeit betreffen, 
wenn die Verursacher- und Betroffenenstrukturen 
einfach zuzuordnen sind und die lösungshem-
mende Position von Verursachern durch techni-
sche Alternativen in eine ökologische, ökonomi-
sche und soziale win-win-Situation integrierbar 
ist. Die Politisierbarkeit lässt sich anhand der fol-
genden drei Dimensionen näher bestimmen: 
— Wahrnehmbarkeit: Die Politisierbarkeit 
eines Problems hängt im Wesentlichen von 
seiner Wahrnehmbarkeit ab. Diese ist dann 
besonders groß, wenn ein Problem direkt 
sichtbar und von einem möglichst großen 
bzw. einflussreichen Bevölkerungsteil indi-
viduell erfahrbar ist. Ein Problem ist zudem 
leichter politisierbar, wenn Ursachen und 
Wirkungen eindeutig zurechenbar sind.  
— Macht: Die Macht der Verursacher be-
stimmt die Politisierbarkeit eines Umwelt-
problems. Sie können durch starkes Lob-
bying sowie durch horizontale und vertikale 
Verflechtungen mit anderen Wirtschaftsbe-
reichen problemverschärfende, lösungs-
hemmende Allianzen bilden.  
— Optionen: Der hemmende Einfluss von 
Verursachern kann eingeschränkt werden, 
wenn technische Lösungsalternativen ver-
fügbar sind, die sowohl für die Umweltpo-
litik als auch für Verursacher eine win-win-
Situation darstellen. Diese müsste unter 
Nachhaltigkeitsgesichtspunkten um die so-
ziale Dimension der Betroffen zu einer win-
win-win-Situation erweitert werden. Damit 
wird die Gewinner-Verlierer-Bilanz zu ei-
nem entscheidenden Einflussfaktor für die 
Politisierbarkeit eines Umweltproblems.  
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2.2.2 Situativer Kontext 
Der situative Kontext meint kurzfristig veränder-
liche und zu einem bestimmten Zeitpunkt auftre-
tende Ereignisse. Situative Ereignisse sind häufig 
Auslöser für einen Wandel innerhalb einer Policy 
wie hier der Umweltpolitik.26 Je nach Ausprägung 
können die situativen Ereignisse Chancen oder 
Hemmnisse für die Umweltpolitik bedeuten. Bei-
spielsweise kann ein politisches Ereignis wie ein 
Regierungswechsel unter Beteiligung einer für 
Umweltschutzinteressen offenen Partei zur Erhö-
hung der Durchsetzungsfähigkeit von Umweltpo-
litik führen, während eine Phase wirtschaftlicher 
                                                     
26  Der Erklärungsansatz stammt aus der Theorie des 
Politikwandels, vgl. zusammengefasst Jänicke / Kunig / 
Stitzel (1999), S. 54 f. sowie Sabatier (1993), S. 123 f. 
Rezession oder Budgetknappheit dazu führen 
kann, dass Umweltthemen unter derselben Regie-
rung in den Hintergrund treten. Neben politischen 
und ökonomischen Ereignissen zählen zu den 
situativen Ereignissen auch internationale Um-
weltkonferenzen wie beispielsweise die Rio-Kon-
ferenz von 1992 sowie Katastrophenmeldungen 
wie der Reaktorunfall in Tschernobyl oder die 
Entdeckung des Ozonlochs. 
Es geht im Wesentlichen darum, ob Akteure diese 
situativen Ereignisse für die Durchsetzung von 
Umweltbelangen nutzen können und ob es ihnen 
gelingt, die kurzfristigen Ereignisse für den lang-
fristigen Kapazitätsaufbau für umweltpolitische 
Lernprozesse und für die Entwicklung längerfris-
tiger Strategien zu nutzen.  
Abbildung 1: Determinanten umweltpolitischer Durchsetzungsfähigkeit 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Auf der Grundlage der Abbildungen in: Jänicke/FFU (1998) und Hamacher/ Heidbrink / Paulus (2001), S. 33, 
 Kasten 14. 
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2.2.3 Systemische Handlungsbedingungen 
Im Gegensatz zum kurzfristig veränderlichen situ-
ativen Kontext sind die systemischen Handlungs-
bedingungen relativ stabil und nur längerfristig 
veränderbar. Sie bestimmen den ökonomischen, 
politisch-institutionellen und kognitiv-informatio-
nellen Handlungskorridor von Akteuren. Sie kön-
nen für einzelne Akteure sowohl Chancen als 
auch Restriktionen darstellen.  
Ökonomische Handlungsbedingungen: Die öko-
nomischen Handlungsbedingungen in Form des 
Wohlstandsniveaus, des Wachstumspfads und der 
Wirtschaftsleistung sind eine ambivalente Ein-
flussgröße. Sie bestimmen sowohl die Problem-
struktur als auch die Ressourcen für umweltschüt-
zendes Handeln. Während ein steigendes Wohl-
standsniveau in der Regel mit der Zunahme von 
Umweltschäden einhergeht, ist die These, dass 
erst mit wachsendem Wohlstandsniveau die 
Bereitschaft zum Umweltschutz steigt, differen-
zierter zu betrachten. Ökonomisch-technische Al-
ternativen können auch bei niedrigem Wohl-
standsniveau die Bereitschaft zum Umweltschutz 
erhöhen. Auch arme Bevölkerungsgruppen erken-
nen Umweltschäden als Beeinträchtigung ihrer 
Lebensgrundlage an. Umweltschutzmaßnahmen 
können gerade die Lebensbedingungen von ärme-
ren Bevölkerungsgruppen verbessern, weil das 
Ausbleiben von Umweltbeeinträchtigungen die 
Sicherheit und die Investitionsbereitschaft der lo-
kalen Bevölkerung erhöht. 
Politisch-institutionelle Handlungsbedingungen: 
Die politisch-institutionellen Handlungsbedingun-
gen sind im Idealfall verlässliche Spielregeln, an 
die sich die Akteure bei ihrem Handeln halten. 
Folgende vier Kategorien charakterisieren die 
politisch-institutionellen Handlungsbedingungen: 
— Wie vergleichende Untersuchungen zur 
Umweltpolitik gezeigt haben, gibt der 
Stand des umweltpolitischen institution 
building zwar den Institutionalisierungs-
grad einer nationalen Umweltpolitik wie-
der, „institutionelle Patentlösungen“27 sind 
                                                     
27  Vgl. Jänicke / Kunig / Stitzel (1999), S. 80. 
aber keine hinreichende Bedingung für die 
Leistungsfähigkeit von Umweltpolitik. Im 
Kontext der Nachhaltigkeit und des New 
Public Management ist die Integrationsfä-
higkeit des politischen Systems zentral. Im 
Hinblick auf die Entwicklung gemeinwohl-
orientierter Langzeitinteressen muss das 
politische System in der Lage sein unter-
schiedliche Teilinteressen zu koordinieren 
und zu verarbeiten. Denn Regierungsorga-
nisationen mit geringer Integrationsfähig-
keit sind stärker dafür anfällig, isolierten 
Einzelinteressen zum Opfer zu fallen.  
— Dezentrale Verwaltungsstrukturen kön-
nen die umweltpolitische Durchsetzungsfä-
higkeit erhöhen, indem sie Raum für um-
weltpolitische Innovationen und Partizipa-
tion bieten. Zivilgesellschaftliche Akteure 
können auf der Ebene am wirksamsten Ein-
fluss nehmen, auf der die Umweltprobleme 
direkt wahrnehmbar sind. Dazu bedarf es 
Verwaltungseinheiten auf unterster Ebene, 
die auch mit den entsprechenden Kompe-
tenzen und Ausführungskapazitäten aus-
gestattet sind. Dies gilt auch für die Präsenz 
und die Wirksamkeit des Rechtsstaats auf 
unterster Ebene. Ferner müssen dezentrale 
Verwaltungseinheiten bei einer klaren 
Kompetenzaufteilung zwischen den ver-
schiedenen staatlichen Ebenen einhergehen 
und die unteren Ebenen müssen ausrei-
chend in den nationalen Entscheidungspro-
zess eingebunden sein.  
— Die Existenz von Partizipationsmöglich-
keiten innerhalb eines politischen Systems 
beeinflusst die politischen Willensbildungs-
strukturen. Wichtig ist dabei die Existenz 
sowohl formaler, d. h. rechtlich-verfasster 
als auch informeller Beteiligungsmöglich-
keiten für Betroffene und die sie vertreten-
den Organisationen. Damit Partizipation die 
umweltpolitische Durchsetzungsfähigkeit 
steigern kann, muss das politische System 
auch in der Lage sein, die Partizipations-
prozesse zielorientiert und professionell zu 
steuern. 
— Die Verlässlichkeit des Rechtssystems 
und seine Offenheit für Umweltschutzin-
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teressen erhöhen zum einen das Vertrauen 
der handelnden Akteure, zum anderen bil-
den ordnungsrechtliche Instrumente das 
minimale umweltpolitische Instrumenta-
rium. Ein verlässliches Rechtssystem kann 
sowohl Umweltschutzinteressen als auch 
Verursacherinteressen schützen.  
Kognitiv-informationelle Handlungsbedingun-
gen: Die kognitiv-informationelle Dimension 
systemischer Handlungsbedingungen meint die 
Existenz, Diffusion und Verfügbarkeit von Um-
weltwissen und -bewusstein. Ohne öffentliches 
Umweltbewusstsein können Umweltprobleme 
nicht als solche wahrgenommen werden. Zudem 
sind Umweltwissen und -bewusstsein eine unmit-
telbare Handlungsressource für Akteure, die 
Umweltinteressen vertreten.28 Hierzu gehört auch 
das policy-orientierte Lernen, das eine Denk- und 
Verhaltensänderung aufgrund der Erfahrungen mit 
Umweltpolitik impliziert.29 Besonders förderlich 
für die Durchsetzungsfähigkeit von Umweltpolitik 
ist eine systematische und unverfälschte Datener-
hebung auf allen administrativen Ebenen sowie 
deren öffentliche Verfügbarkeit. Wichtige Träger 
für die Entwicklung und die Diffusion von Um-
weltwissen sind Forschungsinstitute, Bildungsein-
richtungen, Medien, NRO, Regierungsorganisati-
onen und Politiker. In Entwicklungsländern stellt 
die Herausbildung und kontinuierliche Weiter-
entwicklung eines breiten Umweltbewusstseins 
eine besondere Herausforderung dar. Die Umwelt-
problematik muss in den Entwicklungskontext 
eingebettet, d. h. mit möglichen Armuts- und Ge-
sundheitswirkungen in Zusammenhang gebracht 
werden.30 
2.2.4 Akteure  
Innerhalb des durch die systemischen Handlungs-
bedingungen abgesteckten Korridors beteiligen 
                                                     
28  Weidner / Jänicke (2002), S. 5. 
29  Zum Begriff des policy-orientierten Lernens vgl. 
Sabatier (1993), S. 122.  
30  Vgl. Hamacher / Heidbrink / Paulus (2001), S. 39. 
sich Akteure sowohl in Form von Personen als 
auch Organisationen am umweltpolitischen Pro-
zess. Akteure nehmen Umweltprobleme mit ihrer 
spezifischen Problemstruktur wahr, bringen sie 
auf die politische Agenda und streben Lösungen 
an. Vertreter von Umweltinteressen sind dann 
besonders durchsetzungsfähig, wenn sie über aus-
reichende Ressourcen verfügen, sich innerhalb der 
insgesamt relevanten Akteurskonstellation durch 
strategische Bündnis- und Dialogfähigkeit aus-
zeichnen sowie über die dafür notwendige sub-
jektive Entschlossenheit zur Umsetzung verfügen. 
Die drei genannten Dimensionen lassen sich wie 
folgt präzisieren: 
— Akteursspezifische Ressourcen: Die orga-
nisatorische Stärke, die materielle, finan-
zielle sowie personelle Ausstattung, die 
technologisch-informationelle Kompetenz 
und die möglichen Bündnispartner bestim-
men als akteursspezifische Ressourcen das 
Handeln von Akteuren.31  
— Akteurskonstellation: Die Dimension der 
Akteurskonstellation berücksichtigt die Be-
ziehung der relevanten Akteure untereinan-
der. Entscheidende Kategorien für die 
Analyse der Akteurskonstellation sind die 
spezifischen Interessenlagen sowie die 
Bündnis- und Dialogfähigkeit. Besonders 
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit sind 
nicht nur staatliche, sondern auch nicht-
staatliche Akteure relevant. Beide können 
interessenbezogen in Vertreter von Um-
weltinteressen sowie in Vertreter anderer 
Interessen einschließlich der Verursacher-
interessen unterschieden werden. Wichtig 
ist hierbei, welchen Stellenwert die jeweili-
gen Akteure Umweltinteressen beimessen, 
d. h. beispielsweise, ob sie Umweltziele an-
deren Zielen unterordnen. Weder staatliche 
noch nichtstaatliche Akteure vertreten not-
wendigerweise einheitliche Interessen. Eine 
Unterscheidung der staatlichen Akteure in 
sektoraler und administrativ-hierarchischer 
Hinsicht erscheint sinnvoll. Letzteres gilt 
                                                     
31  Für eine genauere Operationalisierung der akteursspe-
zifischen Ressourcen vgl. OECD (1995), S. 28. 
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besonders für föderale Staaten mit einer 
autonomen Kommunalverwaltung wie in 
Brasilien. Die nichtstaatlichen Akteure sind 
in zivilgesellschaftliche und privatwirt-
schaftliche Akteure zu unterscheiden.  
— Subjektive Entschlossenheit und Fähig-
keit: Ob die vorhandenen situativen und 
systemischen Handlungsressourcen wirk-
lich genutzt werden, um Umweltprobleme 
zu lösen, hängt oft von der subjektiven Ent-
schlossenheit und Fähigkeit der Akteure 
ab.32 Dies bedeutet, dass auch einzelne Per-
sönlichkeiten eine wichtige Rolle für die 
Durchsetzungsfähigkeit von Umweltinte-
ressen spielen.33 Ernsthafte Umweltpolitik 
erfordert oft radikale Reformen, und für de-
ren Durchsetzung sind mutige, außeror-
dentlich engagierte Individuen mit hoher 
Kommunikationskompetenz oft unentbehr-
lich.34 
2.2.5 Strategien 
Umweltpolitische Strategien sind ein entscheiden-
der Einflussfaktor für die Durchsetzungsfähigkeit 
von Umweltpolitik, weil sie darüber Auskunft 
geben, wie Akteure den durch die übrigen Ein-
flussfaktoren abgesteckten Handlungskorridor mit 
Hilfe ihrer akteursspezifischen Ressourcen ges-
talten, d. h. „was sie subjektiv aus objektiven 
Handlungschancen machen“.35 Unter den Strate-
giebegriff werden die Handlungsentwürfe der 
Akteure, ihre Ziele und Instrumente gefasst: 
„Strategien sind planmäßiges Handeln im Sinne 
einer langfristigen Zweck-Mittel-Orientierung, 
was Modifikationen als Folge von Lernprozessen 
einschließt. Mit dieser Kategorie wird der Stel-
lenwert der Zielbildung, Planmäßigkeit, des Zeit-
                                                     
32  Vgl. Jänicke / Kunig / Stitzel (1999), S. 84. 
33  Vgl. Hamacher / Heidbrink / Paulus (2001), S. 37. 
34  Vgl. Rodrik (1994). 
35  Jänicke / Kunig / Stitzel (1999), S. 95. 
faktors und der Flexibilität des umweltpolitischen 
Handelns unterstrichen.“36 
Für die Erhöhung der Durchsetzungsfähigkeit 
müssen Strategien dabei so weit offen gehalten 
werden, dass sie ein flexibles und taktisches Rea-
gieren auf den situativen Kontext erlauben. Auf 
dieses „strategische Geschick“37 sind Akteure, die 
umweltpolitische Ziele verfolgen, besonders an-
gewiesen, weil sie in der Regel nicht in einfluss-
reiche Policy-Netzwerke eingebunden sind. Dies 
bedeutet wiederum, dass Vertreter von Umwelt-
interessen ihre eigenen Handlungsbedingungen 
und ihre Kompetenzen kontinuierlich verbessern 
müssen.38 
2.3 Capacity Mapping als 
Erhebungsinstrument 
Capacity Mapping wurde – aufbauend auf der 
Operationalisierung des CDE-Konzepts – als Er-
hebungsinstrument in der EZ entwickelt.39 Capac-
ity Mapping meint die „Kartierung“ bestehender 
Kapazitäten in der Umweltpolitik eines bestimm-
ten Landes durch die gemeinsame Beantwortung 
einer Reihe von Fragen zwischen Gebern und 
Partnern. Es klärt damit den Kontext, in dem ein 
spezifisches CDE-Beratungskonzept entwickelt 
werden kann, an welchen Stellschrauben durch 
(externe) Beratung gedreht werden kann bzw. an 
welchen nicht gedreht werden muss.40  
                                                     
36  Jänicke / Kunig / Stitzel (1999), S. 95. 
37  Ebenda, S. 95. 
38  Vgl. Jänicke (2002), S. 5. 
39  Das Erhebungsinstrument ist zwar im umweltpolitischen 
Kontext entwickelt worden, kann aber mit den ent-
sprechenden policy-spezifischen Modifikationen auch 
auf andere Politikfelder angewendet werden. Vgl. zum 
Stand des Capacity Development UNDP (1997). 
40  Zur Verwendung des Capacity Mapping in der Planung 
eines CDE-Konzepts vgl. Hamacher / Heidbrink / Paulus 
(2001), S. 60. 
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Tabelle 1: Capacity Mapping 
Determinante Leitfragen 
Problemstruktur – Welche ökologischen Probleme liegen in den Fallbeispielen vor und wie werden diese 
wahrgenommen? 
– Welche langfristigen Risiken sind mit den Umweltwirkungen der Projekte in den beiden 
Fallbeispielen verbunden und welche Bevölkerungsgruppen betreffen sie am stärksten?  
– Wen begünstigen die Projekte?  
– Welche technischen Optionen liegen vor, um die Umweltwirkungen zu verringern oder zu 
vermeiden?  
– Wie hoch sind die Chancen, die sich aus der Problemstruktur für kooperative Lösungsmus-
ter zu Gunsten von Umweltinteressen ergeben?  
Situativer Kontext – Welche spezifischen Ereignisse beeinflussen das Akteurshandeln in Amazonien und spe-
ziell den Kontext der beiden Fallstudien? 
Systemische Handlungsbedin-
gungen 
– politisch-institutionell: 
– Inwiefern sind Umweltziele in der brasilianischen und amazonienspezifischen Gesetzge-
bung umgesetzt?  
– Wie sind die Umweltkompetenzen institutionell verteilt? 
– Gibt es Möglichkeiten zur Partizipation der Zivilgesellschaft? 
– Informationell-kognitiv: 
– Sind Umweltdaten vorhanden und öffentlich verfügbar? 
– Wie ist das Umweltbewusstsein über welche Umweltprobleme in der Bevölkerung generell 
und im Kontext der Fallbeispiele im Besonderen? 
– Wie hoch ist das Umweltbewusstsein bei den für die Fallstudien relevanten Akteuren? 
Akteure  – Welche Akteure bzw. Akteursgruppen sind für die Problemstruktur relevant? 
– Welche Interessen vertreten die identifizierten Akteure und wie können sie entlang der 
vertretenen Interessen in Vertreter von Umweltinteressen und Vertreter anderer Interessen 
eingeteilt werden? 
– Über welche akteursspezifischen Ressourcen verfügen die Akteure? 
– Zwischen welchen Akteuren bestehen Möglichkeiten zur Kooperation (sowohl zu Gunsten 
als auch zu Lasten von Umweltinteressen)? 
Strategien – Welche Strategien verfolgen die einzelnen Akteure, um ihre Interessen durchzusetzen? 
– Fand bzw. findet um die beiden Fallbeispiele eine umweltpolitische Strategiebildung statt 
und welche Akteure bzw. Akteursgruppen verfolgen diese? 
– Gibt es kooperative Strategien zur Erhöhung der Durchsetzungsfähigkeit von Umweltpoli-
tik? 
– Welche Faktoren stehen derartigen Strategien entgegen? 
– Nutzen die Akteure einen für Kooperationen günstigen situativen Kontext? 
– Welche Lernprozesse dienen als Vorbilder für die Strategiewahl? 
– Welche zukünftigen Strategieoptionen gibt es? 
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In der vorliegenden Studie dient das Capacity 
Mapping dazu, in den ausgewählten Fallbeispielen 
und tendenziell in Amazonien insgesamt die 
Chancen und Hindernisse für das Zustandekom-
men von Kooperation sowie deren Form zu erhe-
ben. In einem weiteren Schritt dient es dazu, die 
mit den Kooperationen verbundenen Chancen für 
die Erhöhung der Durchsetzungsfähigkeit von 
Umweltpolitik herauszuarbeiten.41 Ferner kann 
durch Capacity Mapping eine Informations-
grundlage für die relevanten Akteure in Amazo-
nien bereit gestellt werden, mit der sie eigene 
umweltpolitische Strategien bilden und ein eige-
nes Konzept zur Kapazitätserweiterung entwi-
ckeln können. Tabelle 1 führt die wichtigsten 
Leitfragen für ein Capacity Mapping auf. 
Während des Feldaufenthalts wurden 65 qualita-
tive Interviews mit Vertretern von sozialen Bewe-
gungen, NRO, Bundes- und Landesbehörden so-
wie Kommunalverwaltungen, des Privatsektors 
und Abgeordneten in Altamira, Santarém, Bel- 
terra, Belém, Brasilia und São Paulo durchgeführt. 
Die ausführlichen Interviewprotokolle wurden in 
der Regel am selben Tag angefertigt. Während der 
Interviewphase fanden regelmäßige Diskussionen 
anhand der Untersuchungshypothesen zur Analyse 
des Informationsstandes statt. Nach Abschluss der 
Interviews wurden die Protokolle nach einem 
vorher festgelegten Raster von Indikatoren aus-
gewertet, um Aufschluss über folgende Problem-
dimensionen zu erhalten: Problemwahrnehmung 
und Umweltwissen, Nutzung der formalen Parti-
zipationsinstrumente, Wirksamkeit des Rechts-
staats, Bündnisfähigkeit und Strategien. Die auf 
dieser Grundlage formulierten Ergebnisse und 
Schlussfolgerungen wurden in Belém und Brasilia 
präsentiert und diskutiert; dies diente sowohl der 
Rückgabe der Forschungsergebnisse an die Ak-
teure als auch der Überprüfung der Plausibilität 
der Ergebnisse. 
                                                     
41  Als modifizierte Vorlage vgl. Hamacher / Heidbrink / 
Paulus (2001), S. 61, Kasten 38. 
3 Die brasilianische Umweltpolitik in 
 Bezug auf Amazonien 
Im folgenden Kapitel werden die wichtigsten In-
formationen zu den systemischen Handlungsbe-
dingungen der brasilianischen Umweltpolitik in 
Amazonien dargestellt. Um die Herausforderun-
gen verständlich zu machen, vor denen dieses 
Politikfeld steht, wird zunächst ein kurzer Über-
blick über die bisherigen wirtschaftlichen Er-
schließungsstrategien für die Region gegeben 
(Abschnitt 3.1). Anschließend werden die Folgen 
dieser Strategien dargestellt und die sich daraus 
ergebenden wichtigsten Aufgaben im Rahmen 
einer nachhaltigen Entwicklungsstrategie (Ab-
schnitt 3.2). Daraufhin werden der rechtliche 
Rahmen der Umweltpolitik, ihre wichtigsten Or-
ganisationen und Instrumente (Abschnitt 3.3) 
sowie die vorhandenen Partizipationsrechte (Ab-
schnitt 3.4) vorgestellt.  
3.1 Umwelt und Entwicklung in 
Amazonien 
Die Erschließung und Entwicklung Amazoniens 
und Parás (zu den wirtschaftlichen Grunddaten 
siehe Kasten 3) wurde seit den 60er Jahren durch 
ehrgeizige Pläne auf Bundesebene vorangetrieben. 
Prägend für die gesamte Erschließungspolitik 
während der Militärdiktatur (1964–1985) war, 
dass der Bund handeln konnte, ohne eine Ab-
stimmung mit lokalen oder Landesinteressen su-
chen zu müssen.  
Seit den 60er Jahren lassen sich fünf Phasen der 
regionalen Entwicklung in Amazonien unter-
scheiden, deren Ergebnis die gegenwärtigen so-
zioökonomischen Ungleichgewichte sind. 
1. Nach dem Militärputsch 1964 wurden im 
Rahmen der nationalen Entwicklungsplanung 
die Erschließungsanstrengungen in Amazo-
nien intensiviert und die Operação Amazônia 
lanciert. Die Entwicklungsagentur SUDAM 
wurde gegründet und mit der Entwick-
lungsbank BASA Finanzierungsinstrumente 
geschaffen. Steuerliche Anreize und der 
Straßenbau förderten Investitionen in die 
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großbetriebliche Viehwirtschaft. Diese Ent-
wicklungsstrategie sollte die „selbsttragende 
Entwicklung der Wirtschaft und die soziale 
Wohlfahrt Amazoniens in harmonischer Wei-
se und in Übereinstimmung mit der nationalen 
Wirtschaft fördern.“42  
2. Im Rahmen des nationalen Entwicklungsplans 
Programa de Integração Nacional von 1971 
bis 1974 wurde die Förderung der Agrarin-
dustrie und der bäuerlichen Besiedlung zum 
Leitbild für die Entwicklung des Nordens 
erhoben. Mit dem Bau der Transamazônica 
und der Straße zwischen Santarém und Cuiabá 
(BR-163) sollte das Innere des Landes für die 
geplante Ansiedlung der ländlichen Bevöl-
kerung aus dem dürregeplagten Nordosten 
Brasiliens erschlossen werden. Der Ausbau 
der Landwirtschaft, der Holzindustrie und des 
Bergbaus sollten nicht nur nationalen Zielen 
dienen, sondern auch die regionale wirtschaft-
liche Entwicklung fördern. 
                                                     
42  Mahar (1978), S. 21. 
3. Im darauf folgenden Entwicklungsplan 
POLAMAZÔNIA (1975 bis 1979) wurde die 
Funktion Amazoniens als Rohstofflieferant 
deutlicher hervorgehoben. Es wurde eine 
Reihe von Entwicklungspolen geplant, wovon 
das größte das Programa Grande Carajás 
war, mit dem innerhalb kurzer Zeit das größte 
Eisenerzfördergebiet Brasiliens entstand. Mit 
den Rohstoffen sollten Devisen erwirtschaftet 
werden. Die Maßnahmen zur Regional-
entwicklung wurden neben diesem Ziel zweit-
rangig. Die Besiedlungsprogramme wurden 
heruntergefahren, und die SUDAM und die 
BASA richteten ihre Förderinstrumente wie-
der an der großbetrieblichen Viehzucht und 
den Großprojekten zum Abbau von Eisenerz 
und Bauxit sowie der Produktion von 
Aluminium und Zellstoff aus.43  
4. In den 80er Jahren verabschiedete die SU-
DAM mehrere Fünfjahrespläne für Amazo-
nien, für ihre Umsetzung waren jedoch auf-
grund der Verschuldungskrise kaum noch 
Mittel vorhanden. Die negativen Effekte der 
entwicklungspolitischen Erschließungsmaß-
nahmen konnten daher nicht abgefedert 
werden. Die Viehfarmen im Osten und Süden 
Parás expandierten, vor allem als sichere 
Geldanlage in Zeiten der Hyperinflation. In 
den 90er Jahren wurde die Viehzucht zu einer 
lukrativen Geldanlage, da es mit Unterstütz-
ung des Agrarforschungsinstituts EMBRAPA 
gelungen war, die dauerhaft produktive Nut-
zung der Weideflächen durch Rotation zu 
gewährleisten.44 
 
                                                     
43  Vgl. Scholz (1999), S. 297 ff. 
44  Vgl. Margulis (2003). 
Kasten 3:  Wirtschaftliche Grunddaten Pará 
Pará ist ein Flächenstaat, der mit 1,2 Mio. km² ungefähr 
viermal so groß ist wie Deutschland. In Pará lebten im Jahr 
2000 ca. 6,1 Mio. Menschen (ca. 4 Einwohner pro Quadrat-
kilometer). 66,5 % der Einwohner sind in urbanen Räumen 
angesiedelt, aber nur ein Viertel der Bevölkerung lebt im 
Großraum der Hauptstadt Belém. Die von den Infrastruk-
turprojekten betroffenen Gebiete sind extrem dünn besie-
delt. 45 
Die brasilianischen Amazonasstaaten trugen Ende der 90er 
Jahre nur mit knapp 5 % und Pará mit 2,3 % zum BIP Brasi-
liens bei. Innerhalb Amazoniens hat Pará mit 47 % des 
regionalen BIP eine starke wirtschaftliche Position. Der 
Bundesstaat trägt zu 58 % der regionalen landwirtschaft-
lichen Produktion und zu 47 % der regionalen Industriepro-
duktion bei. 46 
Im Jahr 2000 wurden aus Pará Güter im Wert von 2,4 Mrd. 
US $ exportiert, davon jeweils knapp 1 Mrd. US $ unverar-
beitete Produkte und Halbfertigprodukte. Fertigwaren 
machten mit nur 480.000 US $ den geringsten Anteil an den 
Exportgütern aus.47 Der wichtigste Wirtschaftszweig Parás 
ist der Bergbau, gefolgt von der Land- und Holzwirtschaft. 
Alle drei Wirtschaftszweige haben direkten Einfluss auf die 
Entwaldung. 
16 Imme Scholz et al. 
5. Im Zuge des Plano Real von 1994, mit dem 
die Inflation drastisch abgesenkt wurde und 
die makroökonomischen Rahmenbedingungen 
für private und öffentliche Investitionen und 
Wirtschaftswachstum verbessert wurden, 
wurden auch die alten Erschließungspläne 
Amazoniens wieder hervorgeholt und in die 
nationalen Entwicklungspläne integriert 
                                                                                  
45  Vgl. Gazeta Mercantil (2001), S. 15. 
46  Vgl. Scholz (1999), S. 226 f. 
47  Vgl. Gazeta Mercantil (2001), S. 15. 
(Brasil em Ação von 1994–1998 und Avança 
Brasil von 1998–2002). 
In den 90er Jahren hatte ein Umdenken in der 
Amazonienpolitik eingesetzt, da die negativen 
Effekte der Erschließungspolitik für die lokale 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung sowie die 
negativen ökologischen Konsequenzen nicht mehr 
zu übersehen waren. Dieses Umdenken hat sich 
jedoch auf den verschiedenen Verwaltungsebenen 
ungleichmäßig durchgesetzt: Auf Bundesebene 
spielen Umweltbelange eher eine Rolle als in den 
meisten Landes- und Kommunalregierungen, 
woran das internationale Programm zum Schutz 
Abbildung 2: Untersuchungsregion 
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der brasilianischen Tropenwälder PPG7 von 1992 
einen starken Anteil hat (siehe Kasten 4).  
Das zunehmende Gewicht der Umweltpolitik auf 
Bundesebene und in der allgemeinen brasiliani-
schen Öffentlichkeit fand seinen Niederschlag 
2001 in einer großen Debatte über die erwarteten 
negativen Folgen des Entwicklungsplans Avança 
Brasil für Amazonien. Sowohl der Bau des Stau-
damms in Belo Monte als auch die Asphaltierung 
der BR-163 gehören zu dem Paket von Großpro-
jekten dieses Entwicklungsplans. Darauf hatte die 
Regierung in Brasilia in der letzten Legislaturpe-
riode reagiert und eine strategische Umwelteva-
luierung (AAE) dieses Plans und der darin ent-
haltenden großen Infrastrukturprojekte in Auftrag 
gegeben. Die Ergebnisse liegen seit dem Frühjahr 
2003 vor, wurden jedoch nicht veröffentlicht. 
Im September 2003 hat die Regierung Luis Inácio 
Lula da Silva den neuen Entwicklungsplan für die 
Jahre 2004–2007, Brasil para todos, vorgelegt. 
Dieser Plan steht in deutlicher Kontinuität zu den 
vorherigen Plänen und legt einen Schwerpunkt auf 
große Infrastrukturprojekte. Schwerpunkte in 
Amazonien sind der Bau von Transmissionslinien 
und Kraftwerken zur Sicherung der nationalen 
Energieversorgung und der Ausbau der Infra-
struktur für den Sojaanbau, um Devisen zu 
erwirtschaften.48 
3.2 Folgen der Erschließungspolitik und 
Herausforderungen für die Umwelt-
politik in Pará 
Hauptergebnis der Erschließungspolitik war eine 
dramatische Zunahme der amazonischen Bevölke-
rung, von 5 Mio. 1960 auf 21 Mio. im Jahr 
2000.49 Bis Ende der 1980er Jahre kann die Ent-
waldung, die damals etwa 10 % der ursprüngli-
chen Primärwaldfläche betraf, vor allem staatli-
chen Eingriffen angelastet werden (Steueranreize 
für Viehfarmen, öffentlich finanzierte Besied-
lungsprogramme und Ausbau der Infrastruktur). 
Seit den 90er Jahren konzentriert sich die 
Entwaldung auf einen Bogen, der sich vom 
Südosten Parás durch den Norden Mato Grossos 
über Amazonas bis Rondônia erstreckt. Hier hat 
sich die Entwaldungsdynamik mittlerweile ver-
selbständigt und ist nicht mehr wie früher von 
öffentlichen Investitionen oder Anreizen abhän-
                                                     
48  Vgl. Amigos da Terra (2003). Das Energieministerium 
hatte den Bau des Wasserkraftwerks in Belo Monte und 
zweier weiterer Kraftwerke am Rio Madeira im 
Bundesstaat Rondônia als Prioritäten angekündigt, im 
Mehrjahresplan sind aber nur 10 Mio. R$ für die 
Machbarkeitsstudien für Belo Monte vorgesehen und 
noch keine investiven Mittel. 
49  Die höchsten Zuwachsraten gab es zwischen 1960 und 
1970. Der Anteil der ländlichen Bevölkerung belief sich 
1960 auf 2 Mio. und 2000 auf 6,7 Mio. Einwohner. Vgl. 
Hurtienne (2001), S. 260–262. 
Kasten 4:  Das internationale Pilotprogramm 
 zum Schutz der brasilianischen Tro-
 penwälder PPG7 
Die zunehmende Umweltzerstörung in Amazonien alar-
mierte Mitte der 80er Jahre die Weltöffentlichkeit. Seit 1992 
besteht das Pilotprogramm zum Schutz der brasilianischen 
Tropenwälder, das auf Anregung Deutschlands von der G7 
mit der brasilianischen Regierung initiiert und implemen-
tiert wurde. Seither sind rund 330 Mio. US $ in dieses Pro-
gramm geflossen. Größter Geber ist Deutschland mit einem 
Betrag von gut 255 Mio. US $. 
Ziel des internationalen Tropenwaldprogramms PPG7 ist, 
die Chancen für eine nachhaltige Ressourcennutzung zu 
erhöhen und die Entwaldungsraten zu verringern. „Mit Hilfe 
dieses Programms soll die Zerstörung der brasilianischen 
Regenwälder verringert und die ökologisch nachhaltige 
Nutzung dieser Waldgebiete verstärkt werden. Weitere 
Ziele sind die Verminderung der CO2-Emissionen aus Ama-
zonien, der Schutz der Artenvielfalt und die Einführung 
eines neuen Modells für die internationale Kooperation zur 
Lösung eines drängenden globalen Umweltproblems.“ 
Damit trägt das PPG7 zur Umsetzung der Konventionen für 
den Schutz des Klimas und der biologischen Vielfalt bei. 
In einer Reihe von Teilprogrammen, wie beispielsweise zur 
Ausweisung und Demarkierung von Gebieten für indigene 
Bevölkerungsgruppen oder zur Stärkung der Umweltinsti-
tutionen vor Ort, wird versucht, diese Ziele zu erreichen. 
Dafür findet eine enge Zusammenarbeit mit den Landes-
umweltbehörden, der Staatsanwaltschaft sowie Partnern aus 
dem nichtstaatlichen Bereich statt. Die Partner aus dem 
nichtstaatlichen Bereich sind Umwelt- und soziale Basisor-
ganisationen auf dem Land, welche in den vergangenen 
Jahren trotz knapper Mittel zu einflussreichen Akteuren 
geworden sind. 
Quelle: GTZ (2002), S. 23 
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gig. Antriebskraft ist in dieser geoklimatisch 
günstig gelegenen Zone die Viehwirtschaft, in der 
aufgrund technologisch-organisatorischer Innova-
tionen heute Profitraten von bis zu 18 % jährlich 
erzielt werden können.50 Die staatliche Raum-
forschungsagentur INPE schätzt, dass Mitte 2002 
bereits 15,4 % der ursprünglichen Primärwald-
fläche Amazoniens entwaldet worden sind. 
Aufgrund des Strukturwandels der letzten 40 
Jahre lässt sich in Amazonien Umwelt- und Res-
sourcenschutz nur noch als Teil einer Entwick-
lungsstrategie für die Region konzipieren, die sich 
die Konsolidierung des erreichten Wandels zu-
gunsten verbesserter Lebensbedingungen, rechts-
staatlicher Strukturen und nachhaltiger Ressour-
cennutzung zum Ziel setzt. Dies kann erreicht 
werden, indem sich Investitionen auf die bereits 
erschlossenen Gebiete, in denen sich die Mehrheit 
der Bevölkerung und der ökonomischen Infra-
struktur befindet, konzentrieren und die Erschlie-
ßung neuer, noch weitgehend unberührter oder 
dünn besiedelter Gegenden unterbleibt. Dort 
müssten Schutzgebiete ausgewiesen werden, um 
die Waldbedeckung zu erhalten und der Bevölke-
rung alternative ökonomische Perspektiven zu 
bieten.51 
Im folgenden Abschnitt werden zunächst die 
wichtigsten Entwaldungsursachen zusammenge-
fasst. Anschließend werden einige der zentralen 
Herausforderungen dargestellt, vor denen eine 
Politik der nachhaltigen Entwicklung steht: die 
unübersichtlichen Landeigentumsverhältnisse, die 
Gewalt auf dem Land und die Expansion des So-
jaanbaus. Abschließend wird auf die Chancen 
eingegangen, die für die Ausweisung von Schutz-
gebieten bestehen. 
                                                     
50  Vgl. Margulis (2003), S. 57 ff. 
51  So lautet bspw. die strategische Zielsetzung des Kon-
zepts für die ökologisch-ökonomische Flächennutzungs-
planung in Pará. Vgl. die Dokumente zur ökologisch-
ökonomischen Zonierung von Pará auf der Homepage 
des Umweltministeriums, http://www.mma.gov.br/port/ 
sds/zee/gerais/pa.html [4.9.2003]. 
3.2.1 Entwaldungsursachen 
Während die gesamte entwaldete Fläche in Ama-
zônia Legal im Januar 1978 nur 152.200 km² be-
trug (3,7 % der gesamten Waldfläche Amazo-
niens), waren es 2001 bereits 607.957 km² 
(14,7 % der Gesamtwaldfläche). Im Jahr 2001 
belief sich die entwaldete Fläche in Pará auf 
207.041 km² (17,6 % der ursprünglichen Primär-
waldfläche), danach folgten Mato Grosso mit 
150.609 km² (28,5 %) und Maranhão mit 105.581 
km² (52,6 %).52 
Entwaldung ist die Folge von drei Rückkopp-
lungsschleifen.53 Die erste Rückkopplungsschleife 
besteht zwischen unbeabsichtigten Waldbränden 
und Landnutzung. Für den in Amazonien weit 
verbreiteten Brandrodungsfeldbau sowie für die 
Weidewirtschaft werden Waldflächen abgebrannt. 
Beides sind extensive Bewirtschaftungsformen. 
Häufig greift das Feuer jedoch auf andere Wald-
flächen über, weshalb die Produzenten – aufgrund 
der bestehenden materiellen Unsicherheit – ge-
ringe Anreize haben, in intensive, permanente 
Kulturen zu investieren. Diese extensiven Bewirt-
schaftungsformen haben sich durch den (Aus)Bau 
von Straßen und durch Großprojekte, die nach 
Beendigung der Bauphase eine große Zahl von 
Bauarbeitern in die Landwirtschaft freisetzten, 
ausgebreitet. 
In der zweiten Rückkopplungsschleife geht es um 
den Zusammenhang zwischen selektivem Holz-
einschlag, Trockenheit und Waldbränden. Der 
Holzeinschlag wird durch die Asphaltierung der 
Straßen zunehmen, da die Transportkosten ab-
nehmen und die Holzwirtschaft somit lukrativer 
wird. Durch den selektiven Holzeinschlag wird 
das Blätterdach des Regenwalds geöffnet, mehr 
Licht dringt ein und der Wald wird anfälliger für 
Feuer. Außerdem bleibt vermehrt brennbares 
Material auf dem Waldboden zurück, was die 
Feueranfälligkeit noch erhöht. Durch die stei-
                                                     
52  Vgl. http://www.obt.inpe.br/prodes und Scholz (2002). 
53  Die Ausführungen zu den Rückkopplungsschleifen be-
ziehen sich auf: IPAM / ISA (2002), S. 9–15. 
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gende Brandgefahr sinken die Anreize für lang-
fristige Waldbewirtschaftungsformen. 
Die dritte Rückkopplungsschleife bezieht sich auf 
die Reduktion der Regenfälle durch die Wald-
brände, also auf eine Klimaänderung in Amazo-
nien. Es wird vermutet, dass durch Viehwirt-
schaft, Brandrodungsfeldbau und Waldbrände die 
Regenmenge abnimmt, da die Weide- oder An-
bauflächen weniger Wasser verdunsten lassen als 
der primäre Regenwald sowie der nachgewach-
sene Sekundärwald, wodurch die Bildung von 
Kumuluswolken verhindert wird. Der Rauch, der 
bei Waldbränden entsteht, trägt zusätzlich zur 
Abnahme der Regenfälle bei, weil er die Bildung 
von Regentröpfchen in der Atmosphäre verhin-
dert. 
Diese Effekte treten bei der großflächigen Nut-
zung (Weiden, mechanisierter Ackerbau) eher auf 
als beim kleinflächigen Brandrodungsfeldbau. 
Letzterer hängt von der systematischen Bewirt-
schaftung des Sekundärwalds (capoeira) ab, mit 
der die Bodenfruchtbarkeit regeneriert werden 
kann. Neuere Forschungen haben gezeigt, dass 
sieben- bis zwanzigjährige Sekundärwälder auch 
die lokalen Wasserkreisläufe stabilisieren kön-
nen.55 
Die längerfristigen Konsequenzen dieser Rück-
kopplungsschleifen sind neben der Entwaldung 
die Zunahme der Luftverschmutzung und der 
(unbeabsichtigten) Waldbrände. Dadurch werden 
die Anreize für dauerhafte Investitionen in die 
Land- und Waldwirtschaft verringert. Die Beibe-
haltung der extensiven Produktionssysteme be-
deutet, dass die niedrige Dichte der ländlichen 
Besiedlung bestehen bleibt. Dadurch bleiben die 
Kosten für eine Versorgung der ländlichen Bevöl-
kerung mit sozialen und ökonomischen Grund-
dienstleistungen hoch, d. h. die Versorgungslage 
wird prekär bleiben. Dies bedeutet, dass die Aus-
sichten auf eine künftige Verbesserung der Le-
bensbedingungen im ländlichen Amazonien 
schlecht bleiben; eine vermehrte Abwanderung in 
die Städte könnte die Folge sein. Sowohl der Bau 
des Staudamms als auch die Asphaltierung der 
BR-163 werden die in den oben genannten Rück-
kopplungsschleifen beschriebene Entwaldungsdy-
namik in bisher nur dünn besiedelte Gebiete tra-
gen. 
Neben dieser in der Landnutzung begründeten 
Entwaldungsdynamik muss noch die negative 
Wirkung der sogenannten Großprojekte genannt 
werden. Dazu gehören der Bau von Staudämmen 
und der Bergbau (v. a. Tagebau). Aufgrund sehr 
gefällearmer Abflussgebiete sind in der Regel 
riesige überschwemmte Flächen entstanden. Wäh-
rend es im Falle Tucuruís noch ein verhältnismä-
                                                     
54  Vgl. Misselbeck (1999), S. 21. 
55  Vgl. Hölscher (1995). 
Kasten 5:  Der Staudamm in Tucuruí 
Nachdem man im Araguaia-Tocantins-Becken und im 
Xingu-Becken ein geschätztes Wasserkraftpotential von ca. 
25.300 MW feststellte, begann im Auftrag der Eletronorte 
1975 der Bau des Wasserkraftwerkes Tucuruí. Tucuruí liegt 
am Fluss Tocantins, ca. 300 km südwestlich von Belém. 
Das Wasserkraftwerk wurde ebenso wie die anderen Groß-
projekte ohne Beteiligung der Landesregierung und der 
lokalen Bevölkerung geplant. Außerdem ist fraglich, ob der 
Staudamm den gesetzlichen Bestimmungen des Wasserge-
setzes (Código de Águas, Bundesdekret Nr. 24.643), des 
Waldgesetzes (Código Florestal) und des nationalen Um-
weltsystems (SISNAMA) entspricht, letzteres weil nicht alle 
Umweltbehörden ordnungsgemäß konsultiert wurden.  
Das Wasserkraftwerk ging 1984 als Energielieferant für die 
Aluminiumindustrie in Betrieb. Die erste Ausbaustufe 
umfasst eine Leistung von 3960 MW. Die zweite Ausbau-
stufe ist seit 2002 im Bau.  
Der Tocantins wurde auf einer Fläche von 2.430 km² aufge-
staut. Im Zuge der Aufstauung mussten Zwangsumsied-
lungsmaßnahmen durchgeführt werden. Die Eletronorte gibt 
17.300 Betroffene an, andere Quellen sprechen von bis zu 
35.000 Personen. Es kam zu Protestaktionen bis hin zu 
gewaltsamen Auseinandersetzungen. Besonders schwerwie-
gend waren die Folgen für die Parakanã-Indianer, die 
zwangsumgesiedelt werden mussten. Sie waren erst wenige 
Jahre zuvor bereits wegen des Baus der Transamazônica 
umgesiedelt worden; für eine Gruppe war es die vierte 
Umsiedlung in sechs Jahren. 
Bis 1986 lagen 5.000 Entschädigungsprozesse vor. Regist-
riert wurden Besitztitelstreitigkeiten, ungenügende oder 
nicht inflationsbereinigte Entschädigungszahlungen, schlep-
pende Zuweisungen für Ersatzgrundstücke und ungerechte 
Begünstigungen für Großgrundbesitzer.54 
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ßig gutes Verhältnis zwischen installierter Leis-
tung und überfluteter Fläche gibt, sieht das im Fall 
des Staudamms Balbina in der Nähe von Manaus 
sehr viel schlechter aus. Dort produziert ein von 
der Größe her mit Tucuruí vergleichbarer Stausee 
nur einen Bruchteil der Energie (250 MW), was 
ein Verhältnis von nur 0,11 MW pro km² ergibt.56 
Durch den Bergbau werden ebenfalls große Flä-
chen entwaldet; mittlerweile werden die Konzerne 
jedoch zu Aufforstungsmaßnahmen gezwungen. 
Um die Minen herum kommt es jedoch aufgrund 
der spontanen Migration Arbeitssuchender immer 
zur Entwaldung für die landwirtschaftliche Flä-
chennutzung. Für die Vermeidung dieser Prozesse 
können die Konzerne nicht haftbar gemacht wer-
den. 
3.2.2 Landeigentumsverhältnisse 
Ein wichtiger Faktor, der den illegalen Holzein-
schlag und die anschließende Ausbreitung der 
Viehwirtschaft erleichtert, sind die häufig unge-
klärten Landeigentumsverhältnisse. Rechtmäßiges 
privates Grundeigentum gibt es in weiten Teilen 
Parás nicht, insbesondere nicht entlang der Bun-
desstraße BR-163 und im Munizip Altamira, in 
dem der Staudamm gebaut werden soll. Das Land 
gehört entweder dem Bundesstaat Pará oder dem 
Bund. Das Land des Bundes wird je nach Katego-
rie von unterschiedlichen Behörden verwaltet. Für 
die indigenen Gebiete ist die Indigenenstiftung 
(FUNAI), für die Naturschutzgebiete das Bundes-
umweltamt (IBAMA) und für das restliche Land 
die Landreformbehörde INCRA (siehe Kasten 6) 
zuständig. 
Dass der Bund großflächig Landeigentümer ist, ist 
auf zwei Dekrete58 aus der Militärdiktatur zurück-
zuführen, durch die in ganz Amazonien Landstrei-
fen jeweils 100 km rechts und links entlang be-
reits gebauter oder lediglich geplanter Straßen 
                                                     
56  Vgl. http://www.mabnacional.org [22.5.2003] und Ta-
belle 2 im 4. Kapitel. 
57  Vgl. INCRA (2000), S. 5. 
58  Dekrete Nr. 1106/70 und Nr. 1164/71. 
dem Bund übereignet wurden. Seit längerem wird 
die Rückgabe dieser Flächen zwischen dem Bund 
und der Landesregierung verhandelt, eine endgül-
tige und verbindliche Entscheidung darüber ist 
jedoch noch nicht gefallen. In der letzten Legis-
laturperiode Cardosos wurde die Rückgabe zwar 
Kasten 6:  Die Rolle des INCRA 
Das INCRA ist für die Landreform und die Ansiedlung von 
bäuerlichen Betrieben zuständig. Es ist dem Ministerium für 
landwirtschaftliche Entwicklung MDA zugeordnet und 
verwaltet die Flächen in Pará, die im Eigentum des Bundes 
stehen. Das INCRA wurde in den 70er Jahren gegründet, 
um die „leeren“ Flächen Brasiliens, hauptsächlich in Ama-
zonien, zu besiedeln.57 Das INCRA hat 29 Superinten-
dências, zwei davon in Pará (Belém und Marabá), denen 
jeweils mehrere Regionalbüros unterstehen.  
Die Aufgabe des INCRA besteht darin, Landtitel zu vertei-
len bzw. Ansiedlungsprojekte durchzuführen – in Pará 
insgesamt 110. Das INCRA verkauft das Land an die Sied-
ler und sichert im Gegenzug die Durchführung grundlegen-
der Infrastrukturmaßnahmen zu, wie den Bau von Straßen 
und die Strom- und Wasserversorgung. Außerdem haben 
die Siedler für den Häuserbau und als allgemeines Startka-
pital Anrecht auf günstige Kredite.  
Die meisten Ansiedlungsprojekte werden in Pará dort 
durchgeführt, wo schon Landbesetzungen von sozialen 
Bewegungen statt gefunden haben. Es gibt zwei verschie-
dene Landbesetzungsformen durch die sozialen Bewegun-
gen: die der Landlosenbewegung MST und die des Landar-
beitergewerkschaftsverbands FETAGRI. Das MST dringt in 
der Regel in Ländereien von Großgrundbesitzern ein, be-
setzt diese und schafft damit vollendete Tatsachen. Um das 
besetzte Land zu verlassen, bietet das INCRA ihnen alter-
natives Land an. Die FETAGRI hingegen besetzt Land, das 
niemandem gehört. Die Leute siedeln sich dort an und 
hoffen auf den Erhalt von Landtiteln. Das INCRA legalisiert 
diese Landbesetzungen häufig, indem es nachträglich ein 
Ansiedlungsprojekt durchführt.  
Eines der Probleme mit den Ansiedlungsprojekten in Ama-
zonien ist, dass die Besonderheiten der Region bei der 
zentralen Planung in Brasilia oft nicht berücksichtigt wer-
den. Zwar sind z. B. die Grundstückspreise in der Regel 
niedriger, dafür sind aber die Materialien für die Schaffung 
von Infrastruktur wesentlich teurer als im Süden. Die darauf 
beruhenden Fehlkalkulationen hatten in der Vergangenheit 
oft zur Folge, dass die versprochenen Infrastrukturleistun-
gen nicht erbracht werden konnten und die angesiedelten 
Kleinbauern oftmals unter prekären Bedingungen ihr Dasein 
fristen. So sehen sich die Bauern oft gezwungen, als alter-
native Einkommensquelle bspw. Einschlagsrechte an die 
Holzindustrie zu verkaufen. 
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versprochen, die neue Regierung hat diesen Pro-
zess jedoch vorerst gestoppt.  
Ein wichtiger Grund für die unklaren Landeigen-
tumsverhältnisse liegt darin, dass es in Brasilien 
keine einem Grundbuch vergleichbare Einrichtung 
gibt. Maßgeblich sind die halblegalisierten tat-
sächlichen Besitzverhältnisse. Da es insbesondere 
entlang der BR-163 keine gezielte Ansiedlungs-
politik weder des Bundes noch des Landes gibt, 
gibt es kaum ordentliche Eigentumstitel. Trotz-
dem sind die meisten Flächen besiedelt und ein 
Großteil der Siedler verfügt auch über eigentums-
ähnliche Titel. Der Grund hierfür liegt in einer 
Verquickung verschiedener rechtlicher und politi-
scher Umstände. Eine der Hauptschwachstellen 
liegt in den privaten Notariaten (cartórios), die für 
die Beurkundung und Aufbewahrung der Landti-
tel zuständig sind, und die in der Regel über keine 
Möglichkeiten verfügen, die Echtheit der ihnen 
vorgelegten Titel zu überprüfen. Das brasiliani-
sche Recht schützt – ebenso wie die deutsche 
Rechtsordnung – den gutgläubigen Erwerb von 
Grund und Boden. Diese Tatsache nutzen die 
Großgrundbesitzer aus und verwischen über lange 
Veräußerungsketten die Spuren dergestalt, dass es 
für den Staat rechtlich fast unmöglich wird, trotz 
Nachweises der Unrechtmäßigkeit eines Titels, 
Grundstückskaufverträge anzufechten und tat-
sächlich vorhandene, wenn auch gefälschte Titel 
zu annullieren (siehe Kasten 7). 
Der Staat ist in der Vergangenheit nur wenig er-
folgreich gegen diese Missstände vorgegangen, 
vor allem, weil es sich bei den Besitzern oft um 
einflussreiche Interessensgruppen oder Einzelper-
sonen handelt, die sowohl auf Landes- als auch 
auf Bundesebene diese Maßnahmen zu verhindern 
wussten. In jüngster Zeit gibt es jedoch vermehrt 
Bestrebungen seitens der Behörden, gegen die 
illegale Landnahme vorzugehen. 
3.2.3 Gewalt auf dem Land 
Eines der Hauptprobleme, die von der illegalen 
Landnahme ausgehen, ist neben der Entwaldung 
die Gewaltanwendung gegenüber Landarbeitern 
und Bauern, um sie einzuschüchtern und von ih-
rem Land zu vertreiben. Charakteristisch für die 
Gewalt auf dem Land ist, dass die begangenen 
Verbrechen in der Regel nicht untersucht und die 
Täter häufig nicht verfolgt werden. Die promi-
nentesten Mordopfer der letzten Zeit aus Pará 
stammen beide aus dem Munizip Altamira: Ade-
mir Alfeu Federicci, genannt Dema, Vorsitzender 
des Forums MDTX und Anführer des Widerstan-
des gegen Belo Monte, und Bartolomeu Morais da 
Silva, bekannt als Brasilia, Führer der Landarbei-
tergewerkschaft in Castelo dos Sonhos im äu-
ßersten Süden von Altamira. Beide haben vor 
ihrem Tod mehrfach öffentlich korrupte Politiker, 
Drohungen durch Großgrundbesitzer und den 
illegalen Holzeinschlag angezeigt. Auch der 
Nachfolger Brasilias wurde nach wenigen Mona-
ten ermordet. Es wird vermutet, dass diese Morde 
Kasten 7:  Schritte der illegalen Landnahme 
 (“grilagem”) 
1. Interessensverbände schließen sich zusammen und 
gründen “Kooperativen”, um Land in Amazonien zu 
“erwerben”. Sie suchen sich eine bestimmte Fläche 
aus. 
2. Über das ausgewählte Gebiet wird sodann beim 
INCRA eine Auskunft über die Eigentumsverhältnisse 
eingeholt. Diese sog. certidões muss das INCRA in-
nerhalb von 30 Tagen erteilen.  
3. Wenn aus der certidão hervorgeht, dass das betreffende 
Land nicht im Privateigentum steht, keine Indigenen-
gebiete und keine Ansiedlungsprojekte umfasst, wird 
ein wirtschaftlicher Nutzungsplan erstellt. 
4. Dieser Plan wird zusammen mit der schriftlichen Aus-
kunft dem IBAMA mit einem Antrag auf Entwaldung 
vorgelegt. Das IBAMA erteilt die Entwaldungsgeneh-
migung oftmals rechtswidrig, weil die Entwaldung nur 
dann genehmigt werden darf, wenn Landtitel vorliegen. 
5. Als nächstes erfolgt die Abholzung und damit der 
“Beleg”, dass das Land tatsächlich wirtschaftlich ge-
nutzt wird. 
6. Dann erfolgt der Gang zum Notariat, wo auf der 
Grundlage der schriftlichen Auskunft, der Genehmi-
gung des IBAMA und der Beleg der tatsächlichen Nut-
zung die rechtswidrige Beurkundung eines Landtitels 
erfolgt.  
7. Nach Erhalt des Landtitels verkaufen die Großgrundbe-
sitzer das Land an andere Käufer, die das Land gut-
gläubig erwerben. 
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im Auftrag der mächtigen Holzunternehmer der 
Region geschahen.59 
Holzunternehmer stellen in einer Reihe von Orten 
auch den Bürgermeister, dadurch kommt es zu 
einer engen Verknüpfung zwischen wirtschaftli-
cher und politischer Macht. Viele der Morddro-
hungen, die gegen Vertreter sozialer Bewegungen 
ausgesprochen werden, kommen von Seiten der 
Holzindustrie. Die Vorgänge in Porto de Moz sind 
symptomatisch dafür, wie diese Macht zuweilen 
eingesetzt wird, um soziale Bewegungen einzu-
schüchtern. In diesem Ort hatte die Gewerkschaft 
der Kleinbauern und Landarbeiter die Ausweisung 
eines Sammlerreservats (RESEX) gefordert, um 
ihre traditionellen Land- und Waldnutzungsrechte 
gegen das Vordringen der Holzindustrie und des 
Großgrundbesitzes zu schützen. Dies führte wie-
derholt zu verbalen und physischen Ausfällen von 
Seiten des Bürgermeisters, seiner Verwandten und 
politischen Gefolgsleute gegenüber den Gewerk-
schaftsführern und Medienvertretern. Die Zu-
stände haben sich selbst für paraensische Verhält-
nisse derart zugespitzt, dass das Ministério 
Público Federal eine Sondereinheit eingerichtet 
hat, um gegen diese Missstände vorzugehen und 
die lokale Bevölkerung sowie Vertreter sozialer 
Bewegungen zu schützen. 
3.2.4 Ausweitung des Sojaanbaus 
Die Sojaexporte Brasiliens haben dieses Jahr 
erstmalig diejenigen der USA übertroffen. Der 
wichtigste Bundesstaat für die Sojaproduktion ist 
Mato Grosso, der unmittelbar südlich an Pará 
angrenzt. Eine der landwirtschaftlichen Entwick-
lungsstrategien Brasiliens ist die weitere Ausdeh-
nung der Anbauflächen und die Verbesserung der 
Infrastruktur, um die Transportkosten zu senken. 
Insbesondere in Brasilia sehen viele das Zentrum 
Parás, das durch die BR-163 erschlossen wird, als 
zukünftige „Kornkammer des Landes“. Die ge-
plante Asphaltierung der Bundesstraße schafft 
                                                     
59  Vgl. den Bericht des Beauftragten der Bundesregierung 
für die Berichterstattung über das Menschenrecht auf 
eine unversehrte Umwelt, Leroy (2003), S. 14. 
außerdem einen verkürzten und ganzjährig be-
fahrbaren direkten Weg von Mato Grosso zum 
Amazonashafen in Santarém. Dieser Hafen ist für 
große Transportschiffe erreichbar, die von dort 
aus direkt nach Europa und Nordamerika fahren 
können. 
Der Sojaanbau wird im südlichen Teil der BR-163 
und in der Nähe von Santarém ganz im Norden zu 
einer Bedrohung für kleinbäuerliche Betriebe. Der 
Sojaanbau ist nur auf großen zusammenhängen-
den Flächen möglich und benötigt viel Kapital. 
Beides ist für Kleinbauern in der Regel nicht ver-
fügbar. Mit der Nachfrage steigen die Boden-
preise und viele Kleinbauern verkaufen bereits 
wegen der finanziellen Anreize ihr Land und 
landen anschließend als unqualifizierte Arbeits-
kräfte in den städtischen Armutsvierteln. Diejeni-
gen, die nicht verkaufen wollen, werden häufig 
durch Androhung von Gewalt zur Aufgabe ihrer 
Lebensweise gezwungen.  
3.2.5 Ausweisung von Schutzgebieten 
Um den illegalen Holzeinschlag, das Vordringen 
der Großgrundbesitzer mit ihren spürbaren ökolo-
gischen Folgen und die Zerstörung traditioneller 
Lebensweisen aufzuhalten und die Landkonflikte 
zu lösen, gibt es mehrere Initiativen zur Auswei-
sung von Schutzgebieten. Dies ist auch internatio-
nal eine der anerkannten best practices zur Ver-
hinderung bzw. Eindämmung von Ressourcende-
gradierung. In Brasilien gibt es verschiedene 
Schutzgebietskategorien, die unterschiedliche Nut-
zungsintensitäten zulassen. 
Das wichtigste Vorhaben in Pará ist derzeit der 
Vorschlag der sozialen Bewegungen von Alta-
mira, in der sogenannten Terra do Meio ein Mo-
saik von verschiedenen Schutzgebieten auszuwei-
sen. Das Bundesumweltministerium hat auf deren 
Initiative eine umfangreiche Studie in Auftrag 
gegeben, um die Möglichkeiten für ein derartiges 
Mosaik zu erforschen.  
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Eine derartige Schutzkategorie ist die Floresta 
Nacional (Flona). Flonas umfassen in der Regel 
Primärwald und wurden mit dem Ziel ausgewie-
sen, Waldgebiete zu schützen und Konzessionen 
für ihre nachhaltige Nutzung einzurichten.61 In der 
Terra do Meio und entlang der Bundesstraße BR-
163 gibt es bereits mehrere Flonas, die fast alle 
(Itaituba I, Itaituba II, Altamira, Xingu) Anfang 
1998 ausgewiesen wurden.62 
In Amazonien schlagen Kleinbauern häufig die 
Einrichtung einer besonderen Form von Schutz-
gebieten, den so genannten Reservas Extrati-
vistas63 (RESEX - Sammlerreservaten), vor. Die 
Attraktivität dieser Schutzgebiete für die Bewoh-
ner besteht darin, dass die lokale Bevölkerung 
kollektive Landtitel für das Gebiet der RESEX 
erhält sowie traditionelle kleinbäuerliche Land-
wirtschaft und Waldnutzung zulässig sind. Es gibt 
bereits eine RESEX im Norden des Munizips 
Santarém (RESEX Tapajós-Arapiuns), deren Nut-
zungsplan vom Verband der Kautschuksammler 
CNS mit Unterstützung der finnischen EZ erar-
beitet wird. Nach Auskunft des Ministério Público 
gibt es dort seit der Ausweisung keine Umwelt-
vergehen mehr, v. a. weil die lokale Bevölkerung 
die Gebietskontrolle in ihre Hand genommen hat. 
Es ist zu erwarten, dass diese Strategie vom neuen 
Leiter der Regionalvertretung des IBAMA in 
Santarém vorangetrieben wird, weil er selbst in 
den letzten Jahren im Auftrag des CNS in diesem 
Schutzgebiet gearbeitet hat. Auch in Porto de Moz 
hat die Zivilgesellschaft mit Unterstützung von 
Greenpeace einen konkreten Vorschlag für die 
Schaffung einer RESEX entwickelt mit dem ex-
pliziten Ziel, die Abholzung zu stoppen. Diese 
Initiative hat jedoch zu erheblichen Spannungen 
und zu einer Vielzahl gewalttätiger Auseinander-
setzungen vor Ort geführt. Das Ministério Público 
Federal hat eine Sondereinheit von fünf Staats-
                                                     
60  Vgl. Castro (2002), S. 114. 
61  Das Nationale Waldprogramm sieht die Einrichtung von 
Konzessionen vor, es gibt dafür aber bisher weder eine 
gesetzliche Grundlage noch einen politischen Konsens. 
62  Vgl. http://www.socioambiental.org/website/noticias/con 
serva/19981202.htm [20.5.2003]. 
63  Art. 18 Gesetz 9985/2000. 
anwälten eingerichtet, um die Lage vor Ort zu 
stabilisieren und die Repression gegen Kleinbau-
ern von Seiten der Holzwirtschaft zu unterbinden. 
3.3 Umweltpolitik in Pará 
Im folgenden Abschnitt werden der umweltrecht-
liche Rahmen, die wichtigsten Institutionen sowie 
die Handlungs- und Kooperationsfähigkeit und 
der Dezentralisierungsgrad der Umweltverwal-
tung in Pará und, soweit erforderlich, des Bundes 
dargestellt. Eine Modernisierung der brasiliani-
schen Umweltpolitik ist seit Beginn der 80er Jahre 
zu beobachten und lässt sich zeitlich am Erlass 
des Gesetzes 6938 im Jahr 1981 festmachen. Der 
umweltrechtliche Rahmen ist seitdem umfassend 
ergänzt worden, und die Umweltverwaltung 
wurde weitreichend institutionalisiert. Es bestehen 
eine Reihe von Beteiligungsrechten für die 
Zivilgesellschaft an den Entscheidungsfin-
dungsprozessen im Umweltbereich. Mit der 
Schaffung des nationalen Umweltsystems (SIS-
NAMA) wurde in Brasilien konzeptionell eine 
ressortübergreifende Strategieentwicklung und 
Langzeitplanung errichtet, das nach 1988 durch 
breite Partizipationsrechte für die Zivilgesellschaft 
ergänzt wurde. Es gibt somit einen guten Rahmen 
für kooperationsfreundliche Politikmuster. Prob-
leme gibt es jedoch mit der Umsetzung der entwi-
Kasten 8:  Terra do Meio 
Als Terra do Meio wird das Gebiet bezeichnet, das sich 
über ca. 400.000 km² zwischen den Flussläufen Araguaia-
Tocantins und Tapajós erstreckt.60 Es beherbergt in dem 
Gebiet, das im Osten vom Fluss Xingu, im Westen von der 
BR-163, im Norden vom Flusslauf des Iriri und im Süden 
durch die Grenze nach Mato Grosso begrenzt wird, eine der 
letzten zusammenhängend bewaldeten Flächen mit Maha-
gonibeständen. Die Gegend ist sehr dünn besiedelt und 
immer wieder Ort gewalttätiger Auseinandersetzungen, 
insbesondere zwischen Indigenen, Goldschürfern, kleinbäu-
erlichen Landbesetzern und Holzunternehmern, die im 
großen Stil illegal Holz, insbesondere Mahagoni, einschla-
gen. Auf dieses Gebiet konzentrieren sich fast alle wirt-
schaftlichen Interessen: die der Getreideproduktion, der 
Holzwirtschaft wegen der wertvollen Tropenhölzer sowie 
der Viehwirtschaft wegen der noch unerschlossenen Flä-
chen. Das Land gehört mehrheitlich dem Bund. 
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ckelten Strategien und mit der politischen Konti-
nuität.  
3.3.1 Umweltrechtlicher Rahmen 
Den umweltrechtlichen Rahmen in Brasilien stellt 
die Bundesverfassung (CF) aus dem Jahr 1988 
dar. Als ranghöchstes Gesetz setzt sie den Ausle-
gungsmaßstab für alle Umweltgesetze und legt 
darüber hinaus die maßgeblichen gesetzgeberi-
schen und verwaltungstechnischen Zuständigkei-
ten fest. Viele der wichtigsten Umweltgesetze 
wurden bereits Anfang der 80er Jahre erlassen 
und blieben auch nach dem verfassungsgebenden 
Prozess in Kraft.  
Die Bundesverfassung etabliert ein komplexes 
System zum Schutz der natürlichen Ressourcen. 
Umweltschutz ist danach Staatsziel und Aufgabe 
aller (Art. 125 CF), und jeder Bürger hat ein 
Grundrecht auf eine gesunde Umwelt, Art. 225 
CF.64 Diesen Rechten ist ein umfangreiches 
Rechtsschutzsystem angegliedert, das in den 
Grundzügen ebenfalls in der Verfassung geregelt 
ist. Danach ist der Einzelne in Umweltbelangen 
klagebefugt sowie ergänzend das Ministério 
Público. Außerdem regelt die Verfassung die ge-
setzgeberischen und verwaltungsrechtlichen Zu-
ständigkeiten (Art. 23, 24 CP) und schreibt die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) vor.  
Der Bund macht von seiner Gesetzgebungskom-
petenz im Umweltbereich umfassend Gebrauch. 
Das institutionelle Rahmengesetz der Umweltpo-
litik ist das Gesetz 6983/81,65 welches das Natio-
nale Umweltsystem SISNAMA ausgestaltet. 
Weitere wichtige Gesetze auf Bundesebene sind 
die Resolution 001/86 des Nationalen Umweltra-
tes CONAMA über die Durchführung von Um-
weltverträglichkeitsprüfungen und das Gesetz Nr. 
9.985/2000 zur Errichtung des Nationalen Schutz-
gebietssystems (SNUC).  
                                                     
64  Vgl. Valente (1991), S. 179 f. 
65  Vgl. Krell (1993), S. 74. 
Ebenso wie die Bundesverfassung enthält die 
Verfassung des Bundesstaates Pará einige Vor-
schriften über den Umweltschutz. Jede unterver-
fassungsrechtliche Gesetzgebung und das Handeln 
der Wirtschaftssubjekte sollen „vom Ziel des 
Schutzes und der Verbesserung der Umwelt“ ge-
leitet werden.66  
Das Genehmigungserfordernis für den Betrieb 
bestimmter Anlagen ist auch in Brasilien das 
wichtigste ordnungsrechtliche Instrument der 
staatlichen Umweltverwaltung. Aufgrund der 
gemeinsamen verfassungsrechtlichen Zuständig-
keit für Umweltbelange sind grundsätzlich alle 
drei Staatsebenen zum Erlass von Umweltbe-
triebsgenehmigungen berechtigt. Der Bund ist 
jedoch ausschließlich für Projekte von „regionaler 
oder nationaler Bedeutung“ zuständig. Dieses 
Kriterium bereitet wegen seiner Unbestimmtheit 
in der Anwendung Probleme, was sich im Falle 
Belo Montes bestätigt, wo die Zuständigkeit der-
zeit gerichtlich geprüft wird. Die Prüfung der 
umweltrechtlichen Auswirkungen hat u. a. bei 
großen Infrastrukturprojekten den strengen Vor-
gaben einer UVP zu folgen,67 die in mehreren 
Gesetzen geregelt ist.68 Die genauen Voraus-
setzungen und die Prüfungsinhalte wurden durch 
eine Resolution des CONAMA (und nicht durch 
Gesetz) 198669 festgelegt und 199770 weitreichend 
vereinfacht. Das Ergebnis der Untersuchung über 
die Umweltwirkungen muss in einem allgemein 
verständlichen Umweltbericht zusammengefasst 
(RIMA) und im Rahmen des oben dargestellten 
Genehmigungsverfahrens der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht werden. 
Für die Nutzung der Ressourcen und die Einglie-
derung Amazoniens in das brasilianische Staats-
gefüge wurden in der Vergangenheit zwar eine 
Vielzahl von verbindlichen Plänen in Brasilia 
                                                     
66  Art. 252 i. V. m. Art. 230 Abs. 1 (CP). 
67  Art. 2 Abs. I, VII und XV Res. CONAMA 001/86. 
68  Bundesgesetz Nr. 6938/81, Dekret 99.274/90; Gesetz Nr. 
9784/99. 
69  CONAMA Res. 01/86. 
70 CONAMA Res. Nr. 237/97. 
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entwickelt. Trotzdem gibt es in Bezug auf die 
konkrete Landnutzung ein Planungsdefizit, insbe-
sondere was die Besiedlung entlang der Bundes-
straße BR-163 betrifft.  
Umweltpolitische Planungsinstrumente in Brasi-
lien sind vor allem die ökologisch-ökonomische 
Flächennutzungsplanung (ZEE) und die Schutz-
gebietsplanung im Rahmen des SNUC.  
Alle drei Gebietskörperschaften haben planerische 
Kompetenzen. Die genaue Abgrenzung der Pla-
nungszuständigkeiten ist jedoch schwierig. 
Grundsätzlich ist zwischen der städtischen und 
ländlichen Raumplanung zu unterscheiden. In 
Ersterer haben die Munizipien weitgehende 
Rechte, da dies als ein Kernstück der kommunalen 
Autonomie angesehen wird.  
Nach der Verfassung besteht nur eine Verpflich-
tung des Bundes, Flächennutzungspläne auszuar-
beiten und auszuführen, abgesehen von weiteren 
Richtlinien der Umweltplanung und des Ge-
brauchs von Privateigentum.71 Die Bestimmungen 
dieser Pläne sind auch gegenüber den Munizipien 
verbindlich.72 Das Gesetz Nr. 6938/81 statuiert 
das ZEE als maßgebliches Planungsinstrument.  
Gemäß Art. 254 CP ist die öffentliche Verwaltung 
in Pará dafür zuständig, ein ZEE des Landes vor-
zunehmen, um die Entwicklung sowie den Schutz 
und Erhalt der Umwelt aufeinander abzustim-
men.73 Der Bundesgesetzgeber hat erst 2002, über 
20 Jahre nach seiner Einführung, das als verbind-
lich vorgeschrieben Planungsinstrument inhaltlich 
präzisiert.74 Auch in Pará gibt es erst seit Beginn 
2003 ein Gesetz, das die Durchführung des ZEE 
auf Landesebene reguliert. Der Gouverneur von 
Pará hat das Landesumweltministerium damit 
beauftragt. Außerdem soll in Übereinstimmung 
mit der wissenschaftlichen und technischen Ent-
                                                     
71  Die Kriterien, die dabei zu berücksichtigen sind, sind in 
der Bundesverfassung enthalten. Nähere Ausführungen 
dazu finden sich bei Vieira (1991), S. 120. 
72  Vgl. Krell (1993), S. 151. 
73  Vgl. Athias / Dourado (1993), S. 175. 
74  Bundesdekret Nr. 4297 vom 10.07.2002. 
wicklung die regelmäßige Vermessung und Be-
aufsichtigung der Fläche des Landes veranlasst 
werden, so dass die Aufteilung in ökologische 
Schutz- und wirtschaftliche Nutzzonen immer auf 
dem neuesten Stand und die Erhaltung der Öko-
systeme unter Kontrolle ist.75  
Die tatsächliche Anwendung des ZEE befindet 
sich in Amazonien, außer in Acre, bis heute weit-
gehend auf der Ebene einzelner Pilotprojekte. In 
Pará gibt es noch keine tatsächlichen Ansätze zur 
Durchführung eines solchen Planungsprozesses.  
Als weiteres Planungsinstrument – auf kommu-
naler Ebene – gibt es die agrarökologische Flä-
chennutzungsplanung (ZAE). Das ZAE wird nicht 
in einem partizipativen Planungsprozess erstellt, 
sondern das nationale Agrarforschungsinstitut 
EMBRAPA ermittelt die Bodenqualität der Flä-
chen. Die Kommunalregierung bestimmt dann auf 
dieser Grundlage die zukünftige Flächennutzung, 
z. B. für den Anbau bestimmter Getreidesorten, 
für die Viehhaltung oder für Schutzgebiete.  
Die Ausweisung von Schutzgebieten kann eigen-
ständig vorgenommen werden, aber auch in ein 
ZAE oder ZEE integriert werden. Alle drei Staats-
ebenen können Schutzgebiete ausweisen. Die 
dafür zur Verfügung stehenden Kategorien sind 
vielfältig, lehnen sich aber nicht an die internatio-
nale Nomenklatur für Schutzgebiete der Weltna-
turschutzunion (IUCN) an. Eine brasilianische 
Besonderheit ist die Schaffung sog. Schutzge-
bietsmosaike, wie es derzeit für die Terra do Meio 
angedacht und geplant wird und bereits am Stau-
see in Tucuruí eingerichtet wurde. 
Bis in die Mitte der 90er Jahre war das brasiliani-
sche Umweltrecht vorrangig von ordnungsrechtli-
chen Bestimmungen geprägt (command and 
control-Politik).76 Doch seitdem finden in Brasi-
lien immer mehr indirekte Steuerungsinstrumente 
Eingang in die Umweltpolitik, die auf individuelle 
Entscheidungen setzen und durch Eigenverant-
wortung und Einsicht beeinflussen. Dazu gehören 
                                                     
75  Vgl. Athias / Dourado (1993), S. 175. 
76  Vgl. Hochstetler (2002), S. 79. 
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zum einen die Vorschriften über die Umwelthaf-
tung und zum anderen kooperative Instrumente, 
wie die Aushandlung von Genehmigungen oder 
steuerliche Anreize.  
Das brasilianische Recht kennt die zivil-, die ver-
waltungs- und die strafrechtliche Haftung für 
Umweltschäden. Eine besonders interessante Neu-
erung der brasilianischen Gesetzgebung ist Art. 3 
des neuen Umwelthaftungsgesetzes 9605/98, wo-
nach Unternehmen (juristische Personen) unab-
hängig von der Haftung der für sie handelnden 
natürlichen Personen für Umweltschäden verant-
wortlich sind.77  
Außerdem bestehen staatliche Sanktionsmöglich-
keiten. Die zuständige Behörde kann bei Zuwi-
derhandlungen gegen umweltrechtliche Auflagen 
z. B. Geldstrafen, Arreste oder Betriebsschließun-
gen anordnen sowie Steuerbegünstigungen und 
Kredite öffentlicher Institutionen streichen (ver-
waltungsrechtliche Umwelthaftung).78 Außerdem 
gibt es eine Reihe von umweltbezogenen Straftat-
beständen, die teilweise mehrjährige Freiheitsstra-
fen androhen (strafrechtliche Umwelthaftung).79 
In Brasilien wurden eine Reihe von umweltorien-
tierten wirtschaftlichen Steuerungsinstrumenten 
eingeführt, vor allem in den Bundesstaaten Rio de 
Janeiro, São Paulo und Minas Gerais. Unter ande-
rem wurde in Rio de Janeiro eine Umweltsonder-
abgabe auf die Erdölförderung eingeführt, um 
finanzielle Mittel für den staatlichen Umwelt-
überwachungsfonds (FECAM) zu bekommen. In 
Ceará wurden die Wassergebühren um einen Bei-
trag für den staatlichen Fonds für Wasserressour-
cen (FUNORH) erhöht, und es wurden unter-
schiedliche Gebührensätze eingeführt, die von der 
Art der Nutzung abhängen. Ziel dieser Maßnahme 
war es, das Bewusstsein der Bevölkerung für den 
Umgang mit Wasser zu steigern. In São Paulo 
                                                     
77  Vgl. http://www.brazil.org.uk/page.php?cid=1294 
[18.01.2003]. 
78  Vgl. Vieira (1991), S. 117; Art. 14 Gesetz Nr. 6938/81. 
79  Art. 29 ff. Gesetz Nr. 9605/98 sowie strafrechtliche 
Vorschriften in Einzelgesetzen wie z. B. dem Código 
Florestal, u. a. 
wurden auch den öffentlichen Unternehmen Ab-
wassergebühren auferlegt. Damit konnten zwar 
finanzielle Einnahmen erzeugt werden, eine Sen-
kung des Wasserverbrauchs wurde damit jedoch 
nicht erreicht. In verschiedenen Bundesstaaten 
wurde ein Umweltpreis (Premio OndAzul de Meio 
Ambiente) für umweltschützendes Engagement 
von Nichtregierungsorganisationen und Medien 
eingerichtet, der wachsende Aufmerksamkeit ge-
nießt und teilweise ein Interesse an Umweltakti-
vitäten in der Bevölkerung und in Unternehmer-
kreisen geweckt hat.80 
Brasilien ist völkerrechtlich in das internationale 
umweltrechtliche System eingebunden. Völker-
rechtliche Verträge haben im Umweltbereich in 
den letzten Jahrzehnten eine wachsende Bedeu-
tung erlangt. Der Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen ist eine der wichtigsten Aufgaben des 
Völkerrechts geworden.81 Ein wichtiger Bestand-
teil der politischen Rahmenbedingungen für die 
Umweltpolitik in Amazonien ist die in Rio 1992 
vereinbarte Biodiversitätskonvention (CBD) und 
die Klimarahmenkonvention.82 Die CBD enthält 
in Art. 8 j die ausdrückliche Verpflichtung der 
Vertragsstaaten, das traditionelle Wissen lokaler 
und indigener Gemeinschaften zu erhalten und 
dessen Anwendung bei angemessener Beteiligung 
zu fördern. Die Mechanismen des Kyoto-Proto-
kolls zur Klimarahmenkonvention sind insofern 
von Bedeutung, als damit versucht wird, koopera-
tive Politikmuster auf internationaler Ebene zu 
verankern.  
Unter partizipatorischen Gesichtspunkten ist au-
ßerdem die Agenda 21 hervorzuheben. Aufgrund 
der besonderen Bedeutung des Amazonasgebiets 
für die Biodiversität spielt auch das Washingtoner 
Artenschutzabkommen (CITES) eine wichtige 
Rolle. Ein weiteres wichtiges völkerrechtliches 
Instrument, welches wegen der häufig betroffenen 
Indigenengebiete eine Rolle spielt, ist die Kon-
                                                     
80  Vgl. Acquatella (2001), S. 34. 
81  Vgl. Buck / Verheyen (2002), S. 2. 
82  Brasilien hat die CBD am 28.02.1994 ratifiziert. Vgl. 
http://www.biodiv.org [10.01.2003]. 
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vention 169 über die Rechte indigener Völker der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO). 
Brasilien hat erstmalig mit dem verfassungsge-
benden Prozess 1986 die Rechte seiner indigenen 
Völker anerkannt und dem Ministério Público 
deren Sicherung übertragen. Die wichtigste Vor-
schrift der Bundesverfassung ist Art. 231 Abs. 1. 
Danach werden die traditionelle Organisation und 
die originären Nutzungsrechte der indigenen Völ-
ker an den von ihnen besiedelten Gebieten aner-
kannt. Zugleich gibt es jedoch ein mit dieser Ver-
fassungsbestimmung teilweise im Widerspruch 
stehendes Indigenengesetzbuch und die mit einer 
Reihe von paternalistischen Befugnissen ausge-
stattete Nationale Indigenenstiftung FUNAI. 
In Brasilien gibt es speziell im Umweltbereich 
eine Reihe staatlicher Fonds über die Mittel auch 
an zivilgesellschaftliche Organisationen für ge-
meinnützige Zwecke verteilt werden. In Pará be-
stehen für den Umweltbereich der FEMA und für 
die Forschungsförderung der FUNTEC.  
Die Zivilgesellschaft hat weitgehend Zugang zu 
umweltrechtlichen Informationen. Die brasiliani-
sche Verfassung gewährt das Recht, sich von der 
öffentlichen Hand Informationen von kollektivem 
oder persönlichem Interesse zu beschaffen, was 
lediglich durch überwiegende Sicherheitsinteres-
sen des Staats ausgeschlossen werden kann.  
Auch das Gesetz Nr. 6938/8183 verpflichtete 
sämtliche Organe des SISNAMA, eigene For-
schungsergebnisse zur Wahrung des Umwelt-
schutzes jedem, der ein berechtigtes Interesse hat, 
zur Verfügung zu stellen. Dieses Recht wurde im 
April 2003 durch ein neues Umweltinformations-
gesetz84 nach dem Vorbild der Aarhus-Konven-
                                                     
83  Art. 6 § 3: "Os órgãos central, setoriais, seccionais e 
locais mencionados neste artigo deverão fornecer os 
resultados das análises efetuadas e sua fundamentação, 
quando solicitados por pessoa legitimamente 
interessada." 
84  Gesetz Nr. 10.650/2003. 
tion85 wesentlich erweitert. Nunmehr sind die 
Organe des SISNAMA verpflichtet, alle Um-
weltinformationen, über die sie verfügen, öffent-
lich zugänglich zu machen.  
Beachtenswert in der Praxis ist der Zugang zu 
sämtlichen Umweltgesetzen und zu anderen öf-
fentlichen Datenbanken über das Internet. Dies ist 
eine hervorragende Grundlage für eine aktive 
Beteiligung der Zivilgesellschaft. Auch wenn 
nicht jede Organisation in Amazonien Zugang 
zum Internet hat, so ist dies doch ein verhältnis-
mäßig leichter Weg, im Vergleich zu den traditio-
nellen Formen über teure und umfangreiche ge-
druckte Gesetzessammlungen, die stets aktuali-
siert werden müssen, oder über die öffentlichen 
Gazetten.  
3.3.2 Institutionalisierungsgrad der 
Umweltpolitik in Amazonien 
In Brasilien gibt es sowohl auf Bundes- als auch 
auf Landesebene ausschließlich für den Umwelt-
schutz zuständige Behörden, die eine Vielzahl 
direkter (Ordnungsrecht), indirekter (Umwelthaf-
tung, Umweltinformation u. a.) und wirtschaftli-
cher Steuerungsinstrumente (steuerliche Anreize 
oder Sonderlasten, Gebührenstaffelungen u. a.) 
vollziehen. Die Umweltgesetze werden durch ein 
umfassendes Rechtsschutzsystem ergänzt, in dem 
das Ministério Público (MP) weitreichende Kom-
petenzen genießt. 
Das vorhandene Institutionengefüge zeugt von 
einem zumindest teilweise vorhandenen politi-
schen Willen auf fast allen staatlichen Ebenen, die 
gesteckten ehrgeizigen Entwicklungsziele nicht 
um jeden Preis zu erreichen, sondern umwelt-
schützende Kriterien dabei zu berücksichtigen. 
Die Handlungsfähigkeit der umweltpolitischen 
Behörden, also die Fähigkeit, umweltpolitische 
                                                     
85  Die Aarhus-Konvention ist das UN/ECE-Überein-
kommen über den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren 
und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegen-
heiten. Vgl. http://www.bmu.de/ sachthemen/ buerger/ 
aarhus_konvention.php?vers=text [21.5.2003]. 
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Ziele zu setzen und zu erreichen, ist jedoch sehr 
unterschiedlich ausgeprägt. 
3.3.3 Umweltverwaltung – das Nationale 
Umweltsystem SISNAMA 
Im Gegensatz zu Deutschland (siehe Kasten 9) hat 
in Brasilien der Bund in den einzelnen Bundes-
staaten einen eigenen Behördenapparat mit weit-
reichenden Vollzugskompetenzen.  
In Brasilien haben alle drei staatlichen Ebenen 
Umweltvollzugskompetenzen. Die Kriterien zur 
Ermittlung der zuständigen Behörde richten sich 
häufig nach der Größe des Vorhabens und der 
Schwere der umweltschädlichen Auswirkungen. 
Je schwerer die Auswirkungen, umso eher ist der 
Bund mit seinen Behörden zuständig. Die grund-
legende Aufgabenverteilung ist in den Art. 23 und 
24 der brasilianischen Verfassung geregelt. Es 
gibt jedoch kein Ausführungsgesetz zu diesen 
Bestimmungen, das die Zusammenarbeit der drei 
staatlichen Ebenen regelt. Das Nationale Umwelt-
system SISNAMA, das 1981 etabliert wurde, 
integriert zwar alle drei Staatsebenen und markiert 
Zuständigkeiten, regelt die Grundfrage der Zu-
sammenarbeit der staatlichen Umweltakteure je-
doch nicht. Dies führt dazu, dass auf Landes- und 
Kommunalebene teilweise sich widersprechende 
Gesetze erlassen werden und auch sonst eine ko-
operative Zusammenarbeit oft unterbleibt. 
Ein weiteres Problem ist, dass nicht alle umwelt-
relevanten Akteure in das SISNAMA integriert 
sind, sondern ausdrücklich nur die Ministerien 
oder Sekretariate auf Bundes-, Landes- und 
Kommunalebene, das IBAMA als ausführende 
Behörde des Bundes und der CONAMA (siehe 
Kasten 10). Andere umweltrelevante Institutionen 
wie der Nationale Wasserrat (CNRH), die Kom-
mission für nachhaltige Entwicklung und Agenda 
21 (CPDS) und der Rat für Amazônia Legal  
                                                     
86  Vgl. Helberg (20029;  S. 95 f. 
(CONAMAZ) gehören beispielsweise nicht 
dazu.87  
Innerhalb der Kompetenzaufteilung des SISNAMA 
ist das Umweltministerium MMA das zentrale 
Organ. Die Zuständigkeit für umweltpolitische 
Fragen wird auf Bundesebene dort gebündelt. In 
allen Bundesstaaten gibt es ebenfalls ausschließlich 
für den Umweltschutz zuständige Behörden, wie in 
Pará die SECTAM.88 
                                                     
87  A intersetorialidade e a intragovernabilidade das polí- 
ticas ambientais; vgl. http://www.gestaopublica.gov.br 
[21.5.2003], S. 1 f. 
88  Zwar handelt es sich bei den brasilianischen Bundes-
staaten nicht um Länder im Sinne des deutschen 
Föderalismus, zur besseren Unterscheidbarkeit wird 
jedoch im Folgenden von „Landesebene“ gesprochen, 
wenn die Ebene der Bundesstaaten gemeint ist. 
Kasten 9:  Umweltverwaltung in Deutschland 
Der Bund hat im Umweltbereich weitreichende Gesetzge-
bungskompetenzen, aber kaum Vollzugsbefugnisse. Das 
Bundesimmissionsschutzgesetz z. B., das die Genehmi-
gungspflichtigkeit von emittierenden Anlagen aller Art 
regelt, ist ein Bundesgesetz, die Genehmigungen erteilen 
jedoch die Ordnungsbehörden der Länder. Die Regel des 
Grundgesetzes ist, dass Bundesgesetze von den Ländern als 
eigene Angelegenheit vollzogen werden, d. h., dass die 
Länder die Genehmigungen in der Regel auf der Grundlage 
eigener Verfahrensgesetze durch ihre eigenen Behörden 
erteilen. Nur auf wenigen Gebieten vollzieht der Bund seine 
Gesetze selbst (z. B. Auswärtiger Dienst und Bundesfinanz-
verwaltung). Da es dem Bund weitgehend an Vollzugskom-
petenzen fehlt, gibt es auch keinen umfangreichen Behör-
denapparat auf Bundesebene. Der Bund kann zwar eigene 
Bundesoberbehörden schaffen, wie im Umweltbereich z. B. 
das Umweltbundesamt (UBA). Diesen Behörden kann er 
aber nicht die Vollzugskompetenz der Umweltgesetze 
übertragen, weil diese nach dem Grundgesetz bei den Län-
dern liegt. Dementsprechend ist das UBA auch eine Be-
hörde, die v. a. die Bundesregierung beratend unterstützt 
und als besondere Aufgabe die Umweltverträglichkeit von 
Maßnahmen des Bundes zu prüfen hat. Ähnlich verhält es 
sich mit anderen Bundesbehörden im Umweltbereich wie 
das Bundesamt für Naturschutz (BfN), das Robert-Koch-
Institut oder die Physikalisch-Technische Bundesanstalt, 
deren Aufgaben hauptsächlich in der Forschung und Doku-
mentation liegen86 
Umweltpolitik in Amazonien 29 
 
Wie bereits dargestellt, klärt das SISNAMA die 
Positionen und Zuständigkeiten der einzelnen 
Umweltbehörden. Danach sind z. B. Monitoring 
und Kontrolle gemeinsame Aufgabe von Bund, 
Ländern und Munizipien. Da die Form der Zu-
sammenarbeit nicht geregelt ist, gibt es in der 
Praxis viel Raum für Unklarheiten. In Pará wird 
versucht, einen Verfassungsvertrag zu schließen, 
der die Arbeitsteilung im Bereich Entwaldungs-
kontrolle und -bekämpfung zwischen Bund und 
Land eindeutig klärt. Es soll ein gemeinsames 
System zur Vergabe von Genehmigungen für die 
Waldbewirtschaftung, von Entwaldungsgenehmi-
gungen und deren Kontrolle sowie für die Brand-
bekämpfung errichtet werden, an dem sowohl 
Bundes- als auch Landesbehörden sowie die 
Kommunalverwaltungen beteiligt werden sollen. 
Ziel ist, dass das kommunale Umweltamt alle 
Entwaldungsanträge entgegennimmt, auf Voll-
ständigkeit prüft und dann an die zuständige Stelle 
weiterleitet. Bisher gibt es in diesem Bereich kei-
nerlei Abstimmungen zwischen den Behörden. 
Eher das Gegenteil ist der Fall. Oftmals blockie-
ren sich das IBAMA und das Landesumweltmi-
nisterium gegenseitig, insbesondere verweigern 
                                                     
89 Art. 7 f. Gesetz Nr. 6983/81; Gesetz Nr. 8028/90. 
90 Vgl. http://www.mma.gov.br [18.12.2002]; Dekret Nr. 
99274/90; Dekret Nr. 3942/01. 
sie sich den Zugang zu umweltbezogenen Infor-
mationen und Datenbanken. 
3.3.4 Handlungsfähigkeit der 
Umweltverwaltung 
Handlungsfähigkeit der Bundesumweltbe-
hörden 
Das Bundesumweltministerium (MMA) ist ein 
relativ junges Ressort mit geringen Ressourcen, 
was insbesondere darin deutlich wird, dass ein 
Großteil des Personals aus internationalen Mitteln 
finanziert wird. Behördensitz ist Brasilia. Das 
MMA hat grundsätzlich keine eigenen Vertretun-
gen in den Bundesstaaten. Nach dem Gesetz ist 
das IBAMA die ausführende Umweltbehörde des 
Bundes vor Ort.91  
Das MMA hat fünf Sekretariate, eines ist für 
Amazonien zuständig (SCA), während die ande-
ren vier entweder für bestimmte übergreifende 
Themen oder für den Schutz spezifischer Res-
sourcen wie Wald oder Wasser zuständig sind. 
Dadurch ergeben sich bereits in der internen Mi-
nisterialstruktur Unklarheiten in der Kompetenz-
verteilung und dadurch Einschränkungen der 
Handlungsfähigkeit. 
Die SCA führt verschiedene Programme und ein-
zelne Projekte im Rahmen des PPG7 nicht über 
das IBAMA, sondern selbst durch. Um die Arbeit 
der Projekte zu koordinieren und eine zentrale 
politische Anlaufstelle auf Landesebene zu haben, 
gibt es seit 2000 eine Vertretung der SCA in allen 
Bundesstaaten, die zu Amazônia Legal (siehe 
Kasten 11) gehören.  
Die Vertretung der SCA in Pará besteht aus einer 
Person und ist beim Landesumweltministerium 
(SECTAM) und nicht beim IBAMA angesiedelt, 
weil sie insbesondere die Aufgabe hat, zwischen 
der SCA und der jeweiligen Landesregierung zu 
vermitteln und die Spannungen zwischen dem 
IBAMA und den Landes- und Kommunalregie-
                                                     
91  Art. 6 Abs. IV Gesetz Nr. 6983/81. 
Kasten 10: Der CONAMA 
Der CONAMA hat die Aufgabe, das Bundeskabinett (Con-
selho de Governo) zu beraten und umweltpolitische Richtli-
nienvorschläge zu unterbreiten. Außerdem darf er über ihm 
ausdrücklich zugewiesene Sachfragen, wie z. B. über um-
weltrechtliche Genehmigungsvoraussetzungen, beschlie-
ßen.89 
Besondere Beachtung verdient seine Zusammensetzung, weil 
er zu einem großen Teil aus zivilgesellschaftlichen Vertre-
tern besteht. Der CONAMA hat 101 Mitglieder, 96 davon 
sind stimmberechtigt. Dies sind der Präsident, der durch den 
nationalen Umweltminister gestellt wird, 22 Vertreter der 
Zivilgesellschaft, 8 Vertreter der Wirtschaft, ebenfalls 8 
Vertreter der Kommunalregierungen, 27 Vertreter der Lan-
desregierungen, sowie 30 Vertreter sämtlicher Bundesminis-
terien. Drei nicht stimmberechtigte Mitglieder stellt das 
Ministério Público. Außerdem gibt es ein Ehrenmitglied und 
einen Vertreter der Parlamentskommission für Verbraucher-
schutz, Umwelt und Minderheiten.90 
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rungen zu verringern. Eigene finanzielle Ressour-
cen hat die Vertretung nicht. 
Auch das Verhältnis zwischen dem MMA und 
dem IBAMA ist von erheblichen Spannungen 
gekennzeichnet. Das IBAMA ist die weitaus 
ältere Behörde mit einem gewachsenen Selbstver-
ständnis, die sich scheinbar nur ungern einem 
Ministerium unterordnet. Sie wurde Ende der 80er 
Jahre durch die Zusammenlegung von drei ver-
schiedenen Bundesbehörden geschaffen, und zwar 
der Behörde für den Kautschuk, die Fischerei und 
die Holzressourcen. Das Personal wurde über-
nommen. Im Jahr 2002 gab es das erste ordentli-
che Ausschreibungsverfahren für mehrere hundert 
in ganz Brasilien neu zu besetzende Stellen, von 
denen 27 in Pará zu vergeben waren. Diese Maß-
nahme wurde allgemein als guter Schritt hin zu 
einer Professionalisierung des IBAMA angesehen. 
In Pará verfügt das IBAMA über insgesamt ca. 
300 Angestellte, die in verschiedenen Verwal-
tungseinheiten arbeiten. Es gibt in Pará drei direkt 
der Zentrale in Brasilia unterstellte Büros, sog. 
Gerências Executivas (GEREX), u. a. in Belém 
und in Santarém, und mehrere kleinere jeweils 
den GEREX unterstellte Einheiten wie z. B. in 
Altamira. Hauptaufgabe des IBAMA in Pará ist 
die Genehmigung und Kontrolle des Holzein-
schlags (siehe Kasten 12). Die Ausstattung der 
einzelnen Büros ist sehr unterschiedlich. Eine 
effektive Kontrolle insbesondere des illegalen 
Holzeinschlags ist jedoch praktisch nirgendwo in 
Pará möglich. Gründe dafür sind zum einen feh-
lende Transportmöglichkeiten und mangelnde 
finanzielle und personelle Ressourcen, zum ande-
ren jedoch auch die Korruptionsanfälligkeit inner-
halb des IBAMA.  
Dem IBAMA wird vorgeworfen, am illegalen 
Holzeinschlag und -handel zu verdienen. Zum 
einen verdient es als Behörde an den Gebühren, 
die es für die Genehmigung von Waldbewirt-
schaftungsplänen erhält, zum anderen führen 
einzelne Mitarbeiter unrechtmäßig Kontrollen 
nicht oder nicht effektiv durch und erhalten dafür 
finanzielle Gegenleistungen. 
Der Regierungswechsel 2003 hat im Bereich der 
Bundesverwaltung für einen erheblichen Perso-
nalwechsel bis hinunter zu den Behördenleitern 
vor Ort geführt. Sämtliche Büroleiter des IBAMA 
in Pará wurden ausgewechselt und teilweise mit 
behördenfremden Personen besetzt. Da jeder ein-
zelne Posten innerhalb der Regierungskoalition 
verhandelt werden musste, war die Umweltver-
waltung die ersten Monate der Amtszeit der neuen 
Regierung weitgehend handlungsunfähig. Durch 
die Neubesetzung von Leitungsposten und die 
Erneuerung und Verstärkung des Personals be-
steht aber die Hoffnung, das interne Korruptions-
problem dauerhaft zu lösen. 
Handlungsfähigkeit der Landesumwelt-
verwaltung 
Das Landesumweltministerium in Pará, die SEC-
TAM, gibt es seit 1993. Es ist eine sehr junge und 
zentralistische Behörde mit einem noch wenig 
ausgeprägten institutionellen Profil. Sie richtet 
sich in der Regel nach den Interessen der Landes-
regierung. Diese vertritt häufig selbst keine klare 
Stellung bzw. verfolgt einen diffusen Entwick-
lungsdiskurs und hat ein unklares Verhältnis zur 
Umweltpolitik. Die wirtschaftlichen Interessen 
des Bergbaus, der Holzindustrie und des Sojaan-
baus haben einen großen Einfluss auf die Landes-
politik, auch wenn die Regierung zugleich einen 
umweltfreundlichen Diskurs pflegt. 
In der Vergangenheit haben oftmals Kompetenz-
streitigkeiten zwischen der Bundes- und der Lan-
desebene eine effektive Umweltpolitik verhindert. 
Seit einigen Jahren wird mit Unterstützung durch 
Kasten 11: Amazônia Legal 
Zu der als Amazônia Legal bekannten Region gehören die 
Staaten der Nordregion Acre, Amazonas, Amapá, Pará, 
Rondônia, Roraima und Tocantins sowie Teile des Staates 
Mato Grosso (Region Mittelwesten) und des Staates Maran-
hão (Region Nordosten). Amazônia Legal umfasst eine 
Fläche von 5.217.423 km2, was ungefähr 61 % des gesam-
ten brasilianischen Hoheitsgebiets entspricht. Der Begriff 
bezeichnet eine in der nationalen Wirtschaftsplanung 
gesondert behandelte Region, mit speziellen zentralen Ver-
waltungseinheiten und Zugriffsrechten auf die Fördermittel 
der regionalen Entwicklungsbank BASA und des von ihr 
verwalteten Entwicklungsfonds für den Norden (FNO). 
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das PPG7 versucht, ein effektives Waldüberwa-
chungssystem zu errichten. Diese Bestrebungen 
scheitern bisher daran, dass sich das IBAMA und 
die SECTAM gegenseitig den Zugang zu den 
vorhandenen Datenbanken verwehren.  
Als Akteur spielt die SECTAM in den untersuch-
ten Fällen nur eine nachgeordnete Rolle und wird 
fast einhellig als irrelevant betrachtet. Dies ist u. 
a. darauf zurückzuführen, dass sie vor Ort nicht 
präsent ist. Die SECTAM hat in den Munizipien 
keine eigenen Vertretungen. 
Ein Grund für die mangelnde Handlungsbereit-
schaft liegt bereits in der Kompetenzverteilung 
des SISNAMA. Danach muss die Landesregie-
rung nicht tätig werden, weil das IBAMA subsi-
diär für alles zuständig ist.92 Das Land entzieht 
sich auf diese Weise häufig unbequemen Ent-
scheidungen und überlässt die Umweltpolitik dem 
Bund. Die geringe Bedeutung der Landesregie-
rung in den untersuchten Fällen liegt aber auch 
darin begründet, dass insbesondere in der vergan-
genen Legislaturperiode Westpará vom Gouver-
neur programmatisch vernachlässigt wurde, weil 
die parteipolitische Opposition in Santarém und 
Altamira ihre Machtbasis hatte. Daraus entstand 
die Bestrebung, einen eigenen Bundesstaat Ta-
pajós mit der Hauptstadt Santarém zu gründen. 
Der Gouverneur wollte die Stärkung Westparás 
durch das Verweigern von Entwicklungsprojekten 
und Ressourcen verhindern. Der neue Gouverneur 
hat gegenüber der Region eine wesentlich kon-
struktivere Haltung eingenommen. 
Handlungsfähigkeit der kommunalen Um-
weltverwaltungen 
Die brasilianische Gesetzgebung schreibt allen 
drei Verwaltungsebenen Umweltkompetenzen zu 
(siehe Kasten 13). Inzwischen gibt es in einigen 
Munizipien Parás kommunale Umweltbehörden, 
die teilweise mit Unterstützung des PPG7 einge-
richtet wurden. Die umweltpolitische Handlungs-
fähigkeit der Kommunalverwaltungen ist in der 
Regel jedoch gering. Die Umweltsekretariate in 
den Munizipien sind noch stärker vom guten 
Willen der prefeitos abhängig als die Landesum-
weltministerien vom Gouverneur und verfügen 
kaum über finanzielle Mittel. Die gesetzlichen 
Umweltkompetenzen werden auf lokaler Ebene 
oft nicht wahrgenommen, weil die Bürgermeister 
häufig selbst Viehzüchter oder Holzunternehmer 
sind und sich gegen die Einführung von kommu-
nalem Umweltmanagement stellen. Um von ihrer 
Interessenlage abzulenken, schieben sie häufig 
vor, dass z. B. Umweltkontrollen in der aus-
schließlichen Zuständigkeit des Bundes liegen, 
was jedoch nicht zutrifft. Grundsätzlich können 
auch kommunale Behörden, insbesondere die 
                                                     
92  Art. 10 Gesetz Nr. 6983/81. 
Kasten 12: Legaler Holzeinschlag 
Es gibt zwei Möglichkeiten, legal Holz einzuschlagen, beide 
sind mit Anträgen an das IBAMA verbunden. Die erste 
Möglichkeit ist, dass der Grundbesitzer eine Entwaldungs-
genehmigung beantragt, wenn er auf seinem Land Viehwei-
den oder Ackerflächen anlegen will. Die zu entwaldende 
Fläche darf in Primärwaldgebieten Amazoniens nicht mehr 
als 20 % betragen, darüber hinaus müssen die permanenten 
Schutzgebiete auf Hängen, an Wasserläufen und Quellen 
berücksichtigt werden (siehe Waldschutzgesetz). Die zweite 
Möglichkeit ist der Waldbewirtschaftungsplan, der den 
selektiven Einschlag regelt. Beide Anträge werden in der 
Regel von freiberuflichen Forstingenieuren für das jeweilige 
Unternehmen erstellt. Für das zu bewirtschaftende Wald- 
oder Grundstück müssen Landtitel nachgewiesen werden. 
Das IBAMA hat oft nicht überprüft, ob diese Titel auch 
rechtens sind. Eine Genehmigung der Anträge war im Falle 
der Waldbewirtschaftung früher an eine vorherige Besichti-
gung des Waldstücks gebunden, die aus Personal- und 
Ressourcenmangel oder Korruption oft unterblieb. In der 
Regel war die Genehmigungspraxis extrem schwerfällig 
und langsam. Seit 2001 gibt es ein Dekret des MMA, das 
besagt, dass alle beantragten Waldbewirtschaftungspläne 
nach 60 Tagen automatisch als bewilligt gelten. Damit hat 
der Unternehmer die Möglichkeit, den Plan umzusetzen und 
muss sich dabei an die entsprechenden Gesetze halten. Das 
IBAMA wiederum hat eine rechtliche Grundlage, um die 
Umsetzung der Pläne zu kontrollieren, also hinzufahren und 
zu prüfen, ob das Holz wirklich dort eingeschlagen wird. 
Um Unregelmäßigkeiten bei der Kontrolle vor Ort zu ver-
hindern, wird gegenwärtig ein satellitengestütztes System 
zur Kontrolle des Einschlags und des Transports aufgebaut 
(SISPROF). 
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Polizei, Genehmigungen, die von Bundesbehör-
den erteilt werden, kontrollieren. 
Die Rolle der kommunalen Ebene bei der Erar-
beitung und Bewertung der Umweltgenehmigun-
gen beschränkt sich weitgehend auf den Bereich 
der räumlichen Standortfaktoren. Die technischen 
Aspekte der Einrichtung und des Betriebs von 
Anlagen fallen häufig in die Verantwortung der 
Umweltorgane des Landes und des Bundes, da es 
den kommunalen Ämtern an fachlicher Kompe-
tenz mangelt.93 Bauen sie diese auf, können sie für 
kleinere Betriebe mit lokal begrenzten Emissionen 
die Ausstellung der Genehmigung selbst über-
nehmen. In Bezug auf die Ausführung der Studien 
zur Umweltverträglichkeit kann die kommunale 
Verwaltung „zusätzliche Richtlinien“ aufstellen.94 
Die Handlungsfähigkeit vieler Kommunalver-
waltungen wird außerdem durch die enorme 
Größe ihrer Verwaltungsgebiete überfordert. Al-
lein das Munizip Altamira ist ungefähr halb so 
groß wie die Gesamtfläche Deutschlands. 
                                                     
93  Vgl. Krell (1993), S. 190. 
94  Art. 5 CONAMA Res. 001/86. 
3.3.5 Kooperationsfähigkeit der 
Umweltverwaltung 
Kooperationsfähigkeit der Bundesumwelt-
verwaltung 
Die Kooperationsfähigkeit, insbesondere die Be-
reitschaft, mit sozialen Bewegungen und NRO 
Bündnisse einzugehen, ist auf Bundesebene bei 
MMA und IBAMA unterschiedlich ausgeprägt. 
Das MMA ist in der Untersuchungsregion ein 
häufiger Partner sozialer Bewegungen. Das 
IBAMA hingegen wird in der Regel eher als kon-
frontative denn als kooperative Behörde wahrge-
nommen. 
Das MMA kooperiert auf vielfältige Weise mit 
anderen umweltrelevanten Akteuren. In Pará hat 
die SCA-Vertretung z. B. gemeinsam mit dem 
Landesumweltministerium ein Schutzgebietsmo-
saik rund um den Stausee von Tucuruí geschaffen, 
das als vorbildlich gilt. Das IBAMA hingegen hat 
im Gegensatz zu dem ihm übergeordneten Bun-
desumweltministerium keine Tradition der Ver-
handlung mit der lokalen Bevölkerung und den 
sozialen Bewegungen. Die Arbeit des IBAMA 
wird stark durch die Auffassung des preservacio-
nismo geprägt, demzufolge Umweltschutz nur 
gegen die lokale Bevölkerung durchgesetzt wer-
den kann. Eine Ausnahme ist der im IBAMA an-
gesiedelte nationale Rat für traditionelle Völker 
CNPT, der für die Zusammenarbeit mit traditio-
nellen Bevölkerungsgruppen zuständig ist und die 
Sammlerreservate verwaltet. Trotz der aner-
kanntermaßen geringen Zerstörungsintensität der 
Lebensweise indigener Völker, werden auch diese 
in die Ablehnung einbezogen. Ein häufig geäu-
ßerter Vorwurf gegenüber Indigenen ist, dass sie 
den illegalen Holzeinschlag in ihren Gebieten 
willentlich zulassen und daran verdienen. Das 
Verhältnis zu den Indigenen ist sehr schwierig. 
Das IBAMA übernimmt grundsätzlich keine um-
weltrechtlichen Überwachungsaufgaben in indi-
genen Gebieten und verweist auf die volle Ver-
antwortung der Indigenenstiftung FUNAI, obwohl 
                                                     
95  Vgl. Krell (1993), S. 40. 
96  Vgl. Krell (1993), S. 17. 
Kasten 13: Das brasilianische município 
Das Munizip ist die politische Einheit der kommunalen 
Verwaltung in Brasilien. Jedes Munizip hat einen direkt 
vom Volk gewählten Bürgermeister (prefeito) sowie ein 
kommunales Parlament (cámara de vereadores), das for-
melle Gesetze (leis municipais) erlässt.95 Die Bundesverfas-
sung gibt für alle Munizipien eine uniforme politische 
Organisation vor.96 Nach Art. 29 CF werden alle prefeitos 
und vereadores im ganzen Land gleichzeitig und für vier 
Jahre gewählt. In der Kommunalverwaltung gilt das Prinzip 
der strikten Gewaltenteilung. Der prefeito ist die einzige 
gewählte Autorität auf Seiten der Exekutive und die zentrale 
Figur der kommunalen Verwaltung, für die er allein verant-
wortlich ist. Er kann alle Mitglieder seiner kommunalen 
Regierung (secretários) frei ernennen und entlassen. Seine 
einmalige Wiederwahl ist seit einer Verfassungsänderung 
auf Initiative des ehemaligen Präsidenten Fernando 
Henrique Cardoso ebenso wie die der Gouverneure und des 
Präsidenten möglich. Der prefeito verfügt über wichtige 
Machtmittel wie das Vetorecht gegen Gesetze und das 
alleinige Gesetzesinitiativrecht bei finanzbezogenen Rege-
lungen. 
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das Gesetz diese Aufgabenverteilung keineswegs 
ausdrücklich vorsieht. Beide Institutionen haben 
sich sowohl auf Bundesebene als auch vor Ort in 
diesem Konsens eingerichtet. Die FUNAI hat 
jedoch keinerlei mit dem IBAMA vergleichbare 
Polizeibefugnisse, sondern ist auf die Kooperation 
und Unterstützung der Polizei angewiesen. Diese 
wird wiederum häufig von den Holzunternehmen 
auf lokaler Ebene kontrolliert bzw. beeinflusst, so 
dass noch weitgehend intakte Wälder in indigenen 
Gebieten bevorzugtes Einschlagsgebiet der ille-
galen Holzunternehmen sind, oftmals mit Dul-
dung der FUNAI. Vor Ort gibt es kaum Koopera-
tion zwischen IBAMA und FUNAI. Im Gegenteil: 
In Altamira bspw. hat sich die Situation sogar so 
weit zugespitzt, dass zum Zeitpunkt der Erhebung 
beide Behördenleiter einander gegenseitig wegen 
Korruption bei der Staatsanwaltschaft angezeigt 
hatten. 
Ein Grund für die höhere Kooperationsbereit-
schaft des MMA liegt bereits darin begründet, 
dass es keine eigenen Behördenvertreter vor Ort 
hat. Da das Verhältnis zwischen dem MMA und 
dem IBAMA traditionell sehr angespannt ist, ist 
das MMA auf andere Bündnisse angewiesen. Im 
MMA besteht außerdem aufgrund der Nähe zu 
den internationalen Gebern durch das PPG7 ein 
inzwischen verinnerlichter Partizipationsdiskurs, 
der auf der Erkenntnis beruht, dass Umweltpolitik 
als schwaches Feld Verbündete braucht.  
Kooperationsfähigkeit der Landesumwelt-
verwaltung 
Ebenso wie das IBAMA ist das Landesumweltmi-
nisterium SECTAM nur in wenigen Fällen zu 
einer Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
bereit. Die SECTAM kooperiert nach parteipoliti-
schen Kriterien mit den Munizipien und ist vor 
Ort nur punktuell präsent. Da die Landesregierung 
teilweise widersprüchliche Ziele verfolgt, ist das 
Verhalten der SECTAM nicht kohärent und wenig 
berechenbar. 
Kooperationsfähigkeit der kommunalen 
Umweltverwaltungen 
Die Kooperationsfähigkeit der kommunalen Um-
weltverwaltungen ist ähnlich gering wie diejenige 
des Landes. Nur in wenigen Munizipien gibt es 
Ansätze für eine Kooperation mit NRO und sozi-
alen Bewegungen, wie z. B. in Santarém bei der 
Erarbeitung eines kommunalen Umweltgesetzbu-
ches. 
3.3.6 Dezentralisierungsgrad der 
Umweltverwaltung 
Der organisatorische Aufbau Brasiliens als föde-
raler Bundesstaat mit drei Staatsebenen, die origi-
näre Staatsgewalt ausüben, lässt zunächst eine 
starke Stellung der Munizipien vermuten. Doch 
trotz dieser unabhängigen Stellung der Munizi-
pien und ihrer verfassungsrechtlich garantierten 
Autonomie ist der Umweltschutz in Brasilien in 
hohem Maße zentralisiert. Die Bundesregierung 
ist in Umweltschutzbelangen reformwilliger als 
die Landesregierungen und Munizipien, denen es 
oft schlicht an den erforderlichen Mitteln fehlt, 
ganz abgesehen von ihrer unklaren rechtlichen 
Stellung im Nationalen Umweltsystem.  
Der Versuch von Umweltgruppen, Einfluss auf 
die Umweltpolitik zu nehmen, konzentriert sich 
daher vielfach auf die Bundesorgane mit Sitz in 
Brasilia oder allenfalls auf die Landesministerien, 
weil die Munizipien oftmals nicht über die fachli-
chen und finanziellen Voraussetzungen für eine 
eigene Umweltverwaltung verfügen.  
Die Dezentralisierung der Umweltpolitik ist auf 
Bundesebene ein bereits seit längerem verfolgtes 
Ziel. Die Schaffung der SCA-Vertretungen in den 
Bundesstaaten ist eine der Maßnahmen des MMA 
zur Umsetzung dieses Ziels. Auch das IBAMA 
befindet sich in einer Umstrukturierungsphase, 
vor allem um den Kontakt zu den Bürgern zu 
verbessern und Entscheidungskompetenzen nach 
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unten zu verlagern.97 Eines der Grundprobleme 
bleibt jedoch, dass die finanziellen Mittel zentral 
in Brasilia verwaltet werden, d. h. dass die Be-
hörde vor Ort nicht unmittelbar an den Gebühren 
teilhat, die sie einnimmt. 
Das NRPP (Naturressourcenpolitikprogramm) des 
PPG7 hat ebenfalls die Dezentralisierung der 
Umweltverwaltung zum Ziel. Es war damit in der 
SECTAM nicht besonders erfolgreich, im Gegen-
satz zu anderen Einrichtungen wie der Polizei und 
dem Ministério Público Estadual. Einige neue 
Einrichtungen sind jedoch auf das NRPP zurück-
zuführen, wie z. B. die Arbeitsgruppen auf Lan-
desebene, die alle am NRPP beteiligten Akteure 
versammelt (Landesregierung, IBAMA, Zivilge-
sellschaft, Polizei, Staatsanwaltschaft u. a.), die 
Umweltrechtseinheit NUMA beim MPE und spe-
zialisierte Umwelteinheiten der Militär- und der 
Zivilpolizei in der Landeshauptstadt Belém und an 
einigen Standorten im Landesinnern. 
Während innerbehördliche Dekonzentrationsmaß-
nahmen wie die des IBAMA weitgehend unprob-
lematisch sind, stellt die Übertragung von Ent-
scheidungskompetenzen auf die Landesregierun-
gen ein großes Problem dar. In Bezug auf Pará 
spiegelt sich das Problem im allgemeinen Miss-
trauen gegenüber der Landesumweltverwaltung 
wider. Weil ihre Vollzugskompetenz als so gering 
angesehen wird, hat die Bundesverwaltung Vor-
behalte, sie mit weiteren Kompetenzen zu 
betrauen. Das Landesumweltministerium selbst 
setzt seine eigene Dezentralisierungspolitik nur 
langsam um. Alle Genehmigungsverfahren müs-
sen in Belém abgewickelt werden. Noch weniger 
als der Landesverwaltung traut man den Kommu-
nalverwaltungen zu, weil sie oftmals unter (be-
gründetem) Korruptionsverdacht stehen, insbe-
sondere wenn die Bürgermeister, wie in Porto de 
Moz, gleichzeitig Holzunternehmer sind. 
Trotzdem sind mit dem Regierungswechsel auf 
Bundesebene die Chancen für eine effektive und 
weitergehende Dezentralisierung gestiegen, weil 
                                                     
97  Vgl. Ministério de Planejamento, Orçamento e Gestão 
(2003a). 
sowohl die neue Führung des MMA als auch die-
jenige des IBAMA sich dies als Reformziel ge-
setzt haben. Bisher bestand daran im IBAMA 
wenig Interesse. Die Dezentralisierungspolitik ist 
vom MMA schon in der vorherigen Legislaturpe-
riode formuliert worden. Der ehemalige Bundes-
umweltminister hatte mit dem Gouverneur von 
Pará bereits ein Abkommen unterzeichnet, um die 
Arbeitsteilung bei der Entwaldungskontrolle zu 
klären. Die neue Umweltministerin, Marina Silva, 
vertritt diese Politik ebenfalls: Allgemein soll die 
Rolle der Länder in der Durchführung der Um-
weltpolitik gestärkt werden, in Amazonien v. a. 
bezogen auf die Entwaldungsproblematik. Eine 
vom Bundesumweltministerium angedachte Mög-
lichkeit, dem teilweise begründeten Misstrauen 
gegenüber den Landesregierungen Rechnung zu 
tragen und zugleich Kompetenzen zu übertragen, 
ist die Konditionierung von Mitteln und die 
Einforderung von mehr Kohärenz.  
3.4 Formale Partizipationsrechte 
Das brasilianische Recht hat viele partizipative 
Elemente. Die brasilianische Demokratie ist nicht 
strikt repräsentativ. Nach der Bundesverfassung 
(Art. 1 CF) gibt es die Möglichkeit, Volksab-
stimmungen durchzuführen. Die Verfassung Parás 
schreibt vor, dass Projekte und Maßnahmen, die 
für das ökologische Gleichgewicht ein Risiko 
darstellen, nur durch Gesetz und nach Befragung 
der betroffenen Bevölkerung genehmigt werden 
dürfen.98 
Die Beteiligungsmöglichkeiten für zivilgesell-
schaftliche Gruppen sind relativ vielseitig. Sie 
werden sowohl am Bundes- wie am Landesum-
weltrat CONAMA und COEMA beteiligt, die 
beide gesetzgeberische Befugnisse haben. Die 
Zivilgesellschaft hat ohne große bürokratische 
Hürden weitgehende Klagebefugnisse vor den 
Gerichten und Beteiligungsrechte im Umweltge-
nehmigungsprozess. Außerdem steht ihr mit dem 
Ministério Público ein mächtiger und unabhängi-
ger Verbündeter zur Seite.  
                                                     
98  Vgl. Krell (1993), S. 220 f. 
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Die bestehenden Beteiligungsrechte werden auf 
vielseitige Weise tatsächlich und effektiv genutzt, 
wodurch umweltpolitische Entscheidungen beein-
flusst werden. 
3.4.1 Allgemeiner Rechtsschutz 
Die brasilianische Rechtsordnung kennt eine 
Reihe von gerichtlichen Kontrollinstrumenten, die 
zum Schutz der Umwelt einsetzbar sind, insbe-
sondere die öffentliche Zivilklage (ação civil 
pública), bei der das Ministério Público als An-
walt für die Umwelt klagebefugt ist. Im Vergleich 
zu Deutschland (siehe Kasten 14) sind die Befug-
nisse der Zivilgesellschaft, die Einhaltung der 
Umweltgesetze einzuklagen, sehr weitreichend. 
Die öffentliche Zivilklage ist in den letzten Jahren 
zu einer wirksamen Waffe bei der Verteidigung 
der von den Behörden aller Ebenen oft nur unzu-
reichend geschützten Umwelt geworden. Leitge-
danke des in Brasilien errichteten Klagesystems 
scheint eine Art „Schocktherapie“ zu sein: Über 
die Einräumung weitgehender Partizipationsrechte 
an die Bevölkerung und Popularklagemöglich-
keiten gegen behördliche Entscheidungen soll 
versucht werden, mit Hilfe der Öffentlichkeit und 
der Gerichte eine organisierte Kontrolle der Ver-
waltung auszuüben.99 
Die Rolle des Ministério Público, das die aus-
drückliche Aufgabe hat, die Einhaltung umwelt-
                                                     
99  Vgl. Krell (1993), S. 114. 
rechtlicher Bestimmungen einzuklagen, darf in 
diesem Zusammenhang nicht unterschätzt werden. 
Daneben gibt es prozessuale Mittel, die sich nicht 
direkt auf den Umweltschutz beziehen, wie eine 
allgemeine Popularklage, die jedoch ebenfalls zu 
diesem Ziel eingesetzt werden können und sich 
aus der Sozialbindung des Eigentums und dem 
Nachbarrecht ableiten lassen.100 
3.4.2 Das Ministério Público (MP) 
Das Ministério Público ist eine von den drei 
Staatsgewalten (Exekutive, Judikative, Legisla-
tive) unabhängige Institution, die im Namen des 
Volkes und im öffentlichen Interesse handelt und 
für die Verteidigung der Rechtsordnung zuständig 
ist.101 Es unterteilt sich in eine Landes- und eine 
Bundesbehörde, die beide voneinander unabhän-
gig, aber gemeinsam für die Einhaltung aller 
Umweltgesetze zuständig sind. Das Ministério 
Público Federal auf Bundesebene (MPF) verfügt 
über eigene Vertretungen in allen Bundesstaa-
ten.102  
Als Verteidiger der Rechtsordnung im Ganzen103 
ist das Ministério Público für die sozialen und 
individuellen Grundrechte und für die Verteidi-
gung allgemeiner Interessen104 wie der Umwelt 
                                                     
100  Auch in der deutschen Rechtsordnung enthalten die 
zivilrechtlichen Regelungen des Nachbarrechts und 
Eigentums wichtige Anspruchsgrundlagen für den Bür-
ger (§§ 1004 und 906 BGB), die vor den ordentlichen 
Gerichten geltend gemacht werden können. 
101  Vgl. Krell (1993), S. 109 f.  
102  In konsequenter Fortführung des administrativen Trenn-
systems gibt es in Brasilien auch ein justizielles Trenn-
system. Bundesgerichte sind für die Anwendung von 
Bundesgesetzen zuständig und Landesgerichte für die 
des jeweiligen Bundesstaats. 
103  Dem MP wurde in Art. 129 Abs. 3 CF umfassende 
prozessuale Rechte eingeräumt. 
104  Art. 127 CF: „O Ministério Público é instituição 
permanente, essencial à função jurisdicional do Estado, 
incumbindo-lhe a defesa da ordem jurídica, do regime 
democrático e dos interesses sociais e individuais 
indisponíveis.“  
Kasten 14: Klagerechte zum Schutz der Umwelt 
 in Deutschland 
Grundsätzlich ist im deutschen Recht nur derjenige klagebe-
fugt, der von einer staatlichen Maßnahme unmittelbar be-
troffen ist. Dieses Prinzip wird bis auf wenige Ausnahmen 
strikt eingehalten. Eine Ausnahme ist die erst 2002 einge-
führte Verbandsklage nach dem neuen Bundesnaturschutz-
gesetz. Damit wurde die Möglichkeit geschaffen, dass 
ausdrücklich anerkannte Umweltschutzvereine gegen Plan-
feststellungsverfahren und in Befreiungsfällen von Natur-
schutzgebiets- oder Nationalparkverordnungen klagen, ohne 
dass sie unmittelbar von diesen Maßnahmen betroffen sind. 
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zuständig.105 Um diese Aufgaben zu erfüllen, 
genießt das MP eine weitreichende Unabhängig-
keit und eine Reihe von prozessualen Klagebe-
fugnissen. Außerdem hat es Anordnungsbefug-
nisse gegenüber den anderen staatlichen Behör-
den. Es kann bei der Feststellung eines rechtswid-
rigen Zustandes andere Behörden der jeweiligen 
Verwaltungsebene zwingen, Maßnahmen zu er-
greifen. Von dieser Befugnis hat es in letzter Zeit 
in Pará mehrfach Gebrauch gemacht; insbeson-
dere hat es die Präsenz des INCRA und anderer 
staatlicher Akteure in Novo Progresso angeordnet, 
als sich die Landkonflikte dort extrem zugespitzt 
haben.  
Das MPF spielt eine herausragende Rolle in der 
Umweltpolitik in Amazonien. Es wurde von allen 
befragten Akteuren als die zentrale Institution 
genannt. Diese herausragende Rolle verdankt es 
vor allem einigen wenigen, besonders engagierten 
Staatsanwälten, die ihre Aufgabe darin sehen, die 
Zivilgesellschaft zu unterstützen und der Bevölke-
rung zur Durchsetzung ihrer Rechte zu verhelfen. 
Das Ministério Público Estadual von Pará (MPE) 
hat in fast jedem Munizip einen Vertreter. Die 
Staatsanwälte verfügen jedoch nur über geringe 
materielle und finanzielle Ressourcen und müssen 
eine Reihe anderer Kontrollaufgaben erfüllen. Das 
MPE hat mit Unterstützung des NRPP eine eigene 
Umweltabteilung, das NUMA, eingerichtet, die 
für die Beratung und den Ausbau der umwelt-
rechtlichen Kapazitäten innerhalb der Behörde 
zuständig ist. Diese Abteilung unterstützt die ein-
zelnen Staatsanwälte in konkreten umweltrechtli-
chen Fällen und organisiert Fortbildungskurse im 
Umweltrecht, die auch für Vertreter der Polizei, 
der Umweltverwaltung und der Zivilgesellschaft 
offen stehen. 
                                                     
105  Vgl. Valente (1991), S. 179. 
3.4.3 Partizipative Klagerechte 
Die ação civil pública (por dano ambiental) 
Diese ausdrücklich gegen Umweltschäden konzi-
pierte Klage wurde im Gesetz 6938/81106 grob 
skizziert und mit dem Gesetz Nr. 7347/85 im Ein-
zelnen ausgestaltet. Danach sind MP, Bund, Län-
der und Munizipien klagebefugt, um Verstöße 
gegen die Umweltgesetzgebung gerichtlich zu 
verfolgen.107 Ziel kann neben einer Verurteilung 
auf Schadensersatz auch eine gerichtliche Ver-
pflichtung zum Tun oder Unterlassen sein, jedoch 
nicht die Entschädigung Einzelner. Bei Verurtei-
lungen vor Bundesgerichten gehen Bußgeldzah-
lungen an den Nationalen Umweltfonds FNMA.108  
Durch eine Gesetzesreform sind seit neuestem 
auch Vereine klagebefugt, die seit mindestens 
einem Jahr bestehen und zu deren satzungsmäßi-
gen Zielen die Verteidigung der Umwelt zählt. 
Diese gesetzliche Neuerung wird als große Errun-
genschaft der Zivilgesellschaft angesehen, weil es 
sie von der Unterstützung des Ministério Público 
unabhängig macht. Andererseits wird dadurch die 
Wirksamkeit einer Klage geschmälert, weil die 
Vereine keine polizeilichen Befugnisse haben und 
somit z. B. keine Beweismittel beschlagnahmen 
können. Es wurde bisher von dieser neuen Befug-
nis nur wenig Gebrauch gemacht.  
Der einzelne Bürger ist nicht unmittelbar Verfah-
rensbeteiligter, kann jedoch das MP über die 
Fakten informieren, die einen Umweltschaden 
nachweisen. Beamte sind verpflichtet, dem MP 
Informationen über schädliche Umwelteinwirkun-
gen zu geben, sofern sie hiervon Kenntnis erlan-
gen. Richter im Allgemeinen oder Gerichte, die 
Kenntnis über umweltschädliches Verhalten er-
langen, müssen sämtliche ihnen bekannte Daten 
                                                     
106  Art. 14 § 1 Gesetz Nr. 6938/81. 
107  Vgl. dazu ausführlich Krell (1993), S. 112 ff. 
108  Als besonderes Finanzierungsinstrument für die 
Umweltpolitik wurde mit Mitteln der IDB der (Fundo 
Nacional do Meio Ambiente - FNMA) geschaffen, der 
über ein eigenes Exekutivkomitee verfügt und sich u. a. 
aus den Ersatzleistungen und Strafen, welche von den 
Gerichten verhängt werden, finanziert. 
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an das MP übermitteln, damit dieses die Klage 
vorbereiten kann. Darüber hinaus kann das MP 
selbst über das Beweissicherungsverfahren (in-
quérito civil) Informationen erlangen.109 
Bedeutsam ist auch die Möglichkeit der Anord-
nung von einstweiligen Verfügungen durch die 
Gerichte, um Umweltschädigungen noch zu ver-
hindern oder die schon eingeleiteten schädigenden 
Maßnahmen zu stoppen. Die Klage kann gegen 
Handlungen sowohl öffentlicher als auch privater 
Akteure erhoben werden. Mit dieser Klage wurde 
etwa der Genehmigungsprozess für den Stau-
damm in Belo Monte gestoppt. 
Die ação popular110 
Die Popularklage wurde bereits in den 60er 
Jahren111 in Brasilien eingeführt und kann auch 
zur Wahrung von Umweltschutzbelangen einge-
setzt werden.112 Mit der Verfassung von 1988113 
wurde ausdrücklich festgelegt, dass sie erhoben 
werden kann, um Maßnahmen annullieren zu las-
sen, die dem Vermögen der öffentlichen Hand, 
der Verwaltungsmoral, der Umwelt sowie den 
historischen und kulturellen Gütern Schaden zu-
fügen. Der Bürger soll potenzieller Bewacher 
öffentlicher Güter sein. Um das Mittel effektiver 
zu machen, wurde eine Befreiung von den Pro-
zesskosten für den Fall des Unterliegens einge-
führt, sofern nicht nachgewiesen werden kann, 
dass eine rechtsmissbräuchliche Klage vorliegt. 
Diese rechtliche Neuerung ist jedoch noch in 
weiten Teilen unbekannt oder wird von den zu-
ständigen Richtern in der Untersuchungsregion 
ignoriert. 
                                                     
109  Vgl. Vieira (1991), S. 126. 
110  Vgl. Krell (1993), S. 119 f.; Vieira (1991), S. 124. 
111  Eingeführt mit Gesetz Nr. 4717/65. 
112  Vgl. Vieira (1991), S. 124. 
113  Art. 5 LXIII CF. 
3.4.4 Erfolgsbedingungen für die 
Nutzung partizipativer Klagerechte 
Die Klagerechte existieren nicht nur in der Theo-
rie, sondern werden auch in der Praxis wirksam 
eingesetzt. Auch in anderen Fällen als dem ge-
planten Staudammbau in Belo Monte wurden die 
formalen Klagerechte in Amazonien erfolgreich 
zur Einhaltung der Umweltgesetze bei der Durch-
führung von Großprojekten eingesetzt. So wurde 
der Ausbau der Wasserstraßen Teles Pires-Ta-
pajós und Araguaia-Tocantins gestoppt und der 
Hafenausbau Santaréms und der Bau einer großen 
Brücke in Santarém verzögert.  
"Spektakuläre" Entscheidungen werden in der 
Regel vom MPF vor Bundesgerichten erlangt. 
Dies hängt zum einen mit der Aufgabenverteilung 
zwischen den beiden Ministérios Públicos zu-
sammen, die ähnlich wie die allgemeinen Zustän-
digkeiten in der Umweltverwaltung in der Regel 
nach Größe und Schwere des Projekts verteilt 
werden. Das MPF ist aber im Vergleich zum MPE 
personell, materiell und finanziell wesentlich bes-
ser ausgestattet. Dem für die Untersuchungsregion 
zuständigen Staatsanwalt des MPF steht allein ein 
Unterstützerteam von 15 Staatsanwälten zur Ver-
fügung, während das NUMA von einem Staats-
anwalt allein getragen wird.  
Die rechtliche Kontrollfunktion der partizipativen 
Instrumente und die Rolle des Ministério Público 
erhalten auf Landesebene eine geringere Aner-
kennung als auf Bundesebene. Außerdem wird in 
Pará ein größerer politischer Druck auf das MPE 
und die einzelnen Staatsanwälte ausgeübt, weil es 
eine direkte politische Verbindung zwischen dem 
Gouverneur und dem obersten Behördenchef 
(Procurador Geral do Estado) gibt. Dieser wird 
direkt vom Gouverneur ernannt und ist in der 
Regel eine enge Gefolgsperson. Außerdem wurde 
eine geringere Bündnisbereitschaft des MPE mit 
den sozialen Bewegungen festgestellt.  
Es ist jedoch in Pará ein Wandel bemerkbar, ins-
besondere in Bezug auf die Rolle der Gerichte und 
der Polizei sowie des Ministério Público Esta-
dual. Auch sind in letzter Zeit vermehrt gemein-
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same Aktionen der beiden Ministérios Públicos zu 
beobachten.  
Voraussetzung für die wirksame Nutzung der 
gerichtlichen Kontrollinstrumente ist das Wissen 
um die Verschmutzungen bzw. Degradierungen 
der Umwelt sowie um die Beteiligungsrechte. 
Gerade in den ersten Jahren nach der Schaffung 
der erweiterten Befugnisse des MP bezogen sich 
dessen Verfahren fast ausschließlich auf die Bear-
beitung kleinerer Fälle, die im Allgemeinen eine 
geringe Bedeutung haben und nicht auf die Groß-
projekte z. B. im Bergbaubereich.114 Erst in den 
letzten Jahren geht insbesondere das MPF auch 
gegen große Infrastrukturprojekte vor. Die jünge-
ren Richter, aber auch die Staatsanwälte, sind 
zunehmend für Umweltfragen sensibilisiert, weil 
an den Universitäten eine umweltrechtliche Aus-
bildung eingeführt wurde. 
3.4.5 Anhörungs- und Informationsrechte 
Die Zivilgesellschaft hat im Umweltgenehmi-
gungsverfahren Anhörungs- und Informations-
rechte. Sowohl für Vorhaben, die der Genehmi-
gung durch die SECTAM in Pará, als auch für 
solche, die dem IBAMA unterliegen, ist die 
Durchführung von öffentlichen Anhörungen vor-
geschrieben.115 Der Antragsteller muss die mögli-
chen Umweltwirkungen seines Vorhabens ermit-
teln und in einer Studie zusammenfassen. Diese 
Studie hat in bestimmten Fällen den strengen 
Vorgaben einer UVP zu folgen. Eine Zusammen-
fassung des Genehmigungsantrags muss der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht werden. Dies ist 
auch zugleich der Fristbeginn von 45 Tagen, in-
nerhalb derer eine öffentliche Anhörung beantragt 
werden muss.116 Antragsberechtigt sind staatliche 
Behörden, das MP, der COEMA oder eine Gruppe 
von mindestens 50 Bürgern. Nach der Durchfüh-
rung der öffentlichen Anhörung kann die Behörde 
                                                     
114  Vgl. Valente (1991), S. 179. 
115  Portária SECTAM/G Nr. 39 vom 27.11.1992; Moraes 
(2000), S. 31. 
116  Vgl. Moraes (2000), S. 38. 
die dort aufgeworfenen Fragen an den An-
tragsteller weiterleiten. Sind alle notwendigen 
Daten gesammelt, entscheidet der COEMA auf 
Landesebene und das IBAMA auf Bundesebene 
über die beantragte Genehmigung, welche dann 
von der SECTAM bzw. dem IBAMA ausgestellt 
wird. Auch die nachfolgenden Anträge für die 
Erteilung der Einrichtungslizenz und der Betrei-
bungslizenz sind der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. Wird eine gesetzlich vorgeschriebene 
Anhörung nicht durchgeführt, so ist die Umweltli-
zenz nichtig.117  
Die Befragung vor Ort hat gezeigt, dass die meis-
ten umweltrelevanten Akteure in Santarém und 
Belterra nicht wussten, dass das Verfahren zur 
Abschätzung der Umweltfolgen der Asphaltierung 
der BR-163 von der zuständigen Bundesbehörde 
eingeleitet und eine Prüffirma mit der Erstellung 
der UVP beauftragt worden war.118 Nur wenige 
haben auf Nachfrage ein Interesse daran geäußert, 
eine öffentliche Anhörung einzuberufen oder 
daran teilzunehmen.  
Die meisten der befragten Akteure halten das An-
hörungsrecht im Rahmen des Umweltgenehmi-
gungsverfahrens insgesamt für wenig effektiv, 
weil es fehlerhaft konzipiert sei und in der Regel 
schlecht durchgeführt und manipuliert werde. Die 
Zivilgesellschaft wird oft nur mangelhaft im Vor-
feld informiert, viele öffentliche Stellen verwei-
gern trotz Anspruch die Auskunftserteilung. Oft 
werden die Anhörungen auch zu spät einberufen, 
so dass keine Zeit für die Vorbereitung bleibt. Die 
öffentlichen Anhörungen werden als eine Art 
Abstimmungsforum über das Vorhaben verstan-
den und entsprechend manipuliert, was oft in-
haltsleere Debatten zur Folge hat. Außerdem wird 
eine zu technische und unverständliche Sprache 
verwendet. Die Beteiligung an solchen Anhörun-
gen bedeutet auch immer eine persönliche Expo-
nierung, dem sich einzelne nur ungern aussetzen, 
wenn sie wissen, dass dies schwere Repressions-
                                                     
117  Vgl. Moraes (2000), S. 29. 
118  Seit April 2003 stehen die Ergebnisse auf der Homepage 
des Zentrums für Umweltgenehmigungen des IBAMA, 
vgl. http://www.celaf.ibama.gov.br. 
Umweltpolitik in Amazonien 39 
maßnahmen zur Folge haben kann. Der oft ge-
ringe Organisationsgrad der Zivilgesellschaft ge-
rade in abgelegenen Gegenden erschwert die Ab-
stimmung im Vorfeld. In einigen Fällen wurden 
für die öffentlichen Anhörungen auch gezielt 
schwer erreichbare Orte gewählt, um eine rege 
Bürgerbeteiligung zu erschweren.  
Die öffentlichen Anhörungen haben aber auch 
positive Effekte. Sie können von sozialen Bewe-
gungen dazu genutzt werden, um Druck auszu-
üben. Sie stellen eine direkte Öffentlichkeit her 
und sind eine wichtige Informationsquelle auch 
z. B. für das MPF.  
3.4.6 Partizipationsrechte im Bereich des 
Naturschutzes 
Der Zivilgesellschaft stehen auch im Naturschutz 
Partizipationsmöglichkeiten zur Verfügung. Der 
Ausweisung eines Schutzgebietes hat eine öffent-
liche Anhörung voranzugehen, insbesondere um 
die genaue Lage und die Grenzen zu bestim-
men.119 Das IBAMA führt derzeit sieben solcher 
Konsultationsprozesse im ganzen Bundesgebiet 
durch.120  
3.4.7 COEMA und CONAMA 
Die Schaffung von partizipativen Räten auf allen 
politischen Ebenen und in fast allen Bereichen ist 
eine der wichtigsten Errungenschaften der Zivil-
gesellschaft und hat in Brasilien eine lange Tradi-
tion. Zu Zeiten der Militärdiktatur wurde versucht, 
mittels solcher Strukturen die getroffenen Ent-
scheidungen auf eine breitere Legitimationsbasis 
zu stellen. Dass diese Form der zivilgesellschaftli-
chen Beteiligung nicht abgeschafft wurde, son-
dern sogar in neueren Formen etabliert wird, ist 
                                                     
119  Art. 22 § 2 Gesetz Nr. 9985/2000. 
120  Vgl. http://www.ibama.gov.br [18.12.2002]. 
auch im Kontext der brasilianischen Demokratie-
entwicklung zu sehen.121 
Die Zivilgesellschaft kann über den Nationalen 
Umweltrat CONAMA auf Bundes- und über den 
Umweltrat COEMA auf Landesebene in Pará die 
Richtlinien der Umweltpolitik mitbestimmen. Der 
CONAMA setzt sich zu einem großen Teil aus 
zivilgesellschaftlichen Vertretern zusammen (22 
von 96 stimmberechtigten Mitgliedern). Der 
COEMA soll nach der Verfassung sogar mehr-
heitlich aus gewählten Vertretern der Zivilgesell-
schaft bestehen. In der Praxis sind aber nur 6 von 
13 Mitgliedern nicht Regierungsvertreter und nur 
einer wird gewählt. Alle anderen sind gesetzlich 
bestimmt.  
Zweifel an der Handlungsfähigkeit des CONAMA 
sind wenig angebracht. Wie Interviewpartner äu-
ßerten, hat er in der Vergangenheit eine Vielzahl 
von Resolutionen erlassen und in Bezug auf die 
weitere Verankerung partizipativer Rechte wich-
tige Impulse gegeben. Gerade weil er so groß ist, 
ist er nicht kontrollierbar und die Zivilgesellschaft 
kann sich dort teilweise erfolgreich durchsetzen. 
Viele der Entscheidungen des CONAMA unter-
stützen die Zivilgesellschaft in ihren Forderungen. 
Der COEMA wurde in der Vergangenheit in Pará 
viel dazu genutzt, um Politik zu beeinflussen. 
Nach Aussagen von Interviewpartnern wird er 
jedoch von den zivilgesellschaftlichen Mitgliedern 
oft zu wenig ernst genommen. Die meisten neh-
men nur unregelmäßig an den Sitzungen teil und 
scheuen den mit einer gründlichen Vorbereitung 
verbundenen Arbeitsaufwand.  
                                                     
121  Es gibt ähnliche Räte u. a. für die Bereiche: Gesundheit, 
ländliche Entwicklung, Rechte der Kinder und Jugend-
lichen, Erziehung, Soziales, Transport, kommunale 
Entwicklung sowie städtische Entwicklung. Vgl. Sojo 
(2002), S. 224. 
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3.5 Abschließende Betrachtung zur 
Umweltpolitik in Amazonien 
Umweltpolitik in Amazonien bedeutet immer 
auch die Konfrontation mit mächtigen wirtschaft-
lichen Interessen und Akteuren. Die Konfronta-
tion findet in verschiedenen Bereichen statt: wenn 
Kleinbauern nachhaltige Entwicklungsmodelle 
propagieren und etablieren und sich gegen die 
Expansion der Großgrundbesitzer wenden, wenn 
soziale Bewegungen, Umwelt-NRO und staatliche 
Akteure wie das MP sich gemeinsam gegen 
Großprojekte stellen und somit das Entwick-
lungsmodell sowohl der Landes- als auch der 
Bundesregierung hinterfragen oder wenn sich 
Kleinbauern zusammentun und gemeinsam mit 
staatlichen Akteuren wie dem IBAMA oder der 
SECTAM Schutzgebiete einrichten und somit den 
illegalen Holzeinschlag verhindern. Immer gibt es 
vor allem auf lokaler Ebene gewaltbereite Ak-
teure, die fast jedes Mittel einsetzen, um die Be-
schneidung ihrer Macht zu verhindern. Fast alle 
umweltrelevanten Akteure haben Erfahrungen mit 
Repression, vor allem von Seiten der Großgrund-
besitzer und der Holzwirtschaft. Der Mord an 
einem der wichtigsten Gewerkschaftsführer des 
zivilgesellschaftlichen Bündnisses MDTX in Al-
tamira während der Kampagne gegen den Stau-
dammbau 2001 ist bis 2003 noch nicht zufrieden-
stellend untersucht worden.122 
Zugleich werden rechtliche Partizipationsinstru-
mente, insbesondere die Klagerechte, zur Errei-
chung (umwelt-)politischer Ziele immer häufiger 
wirksam eingesetzt und haben bereits einige der 
geplanten Großprojekte zumindest vorläufig ge-
stoppt. Es gibt vermehrt gemeinsame Maßnahmen 
der Zivilgesellschaft, des Ministério Público und 
des IBAMA gegen den illegalen Holzeinschlag 
und die illegale Landnahme, die auch immer 
                                                     
122  Die örtliche Polizei stellte die Untersuchung nach einer 
Woche ein und erklärte den Vorgang als Raubüberfall 
mit tödlichem Ausgang. Das Forum der sozialen Bewe-
gungen in Altamira geht von einem politischen Mord aus 
und fordert – bisher vergeblich –, dass die Bundespolizei 
den Fall untersucht. Vgl. http://www. socioambiental. 
org/website/noticias/noticia.asp?File=Brasil\2003-08-26-
17-07.html [8.9.2003]. 
häufiger vor den Gerichten Bestand haben. Die 
sich darin spiegelnden Erfolge der organisierten 
Zivilgesellschaft und anderer fortschrittlicher 
Akteure stehen im Widerspruch zu den täglichen 
Erfahrungen mit der fehlenden Rechtstaatlichkeit. 
Außerdem widerspricht dies zumindest in Teilen 
den gängigen wissenschaftlichen Befunden, dass 
das brasilianische Umweltrecht wenig verlässlich 
ist und dass ein ganz erhebliches Umsetzungsdefi-
zit existiert. Die Rolle des Ministério Público wird 
von allen Akteuren, insbesondere auf Bundes-
ebene, allgemein als gut bewertet, auch wenn der 
eigene Handlungsspielraum durch die Kontroll-
funktionen des Ministério Público eingeengt 
wurde. Nur von wenigen Akteuren wird das hohe 
Engagement einzelner Vertreter des Ministério 
Público als „persönlicher Fundamentalismus“ 
disqualifiziert. Dies zeigt, dass sich zumindest in 
diesem Bereich die Akteure zunehmend an rechts-
staatlichen Verfahren orientieren. 
Es gibt einen engen Zusammenhang zwischen 
einer erfolgreichen sozialen Mobilisierung und 
der Nutzung von Partizipationsrechten. Die Aner-
kennung der zivilgesellschaftlichen Kontrollfunk-
tion und die damit einhergehende Schaffung die-
ser Rechte hat dazu beigetragen, dass sich die 
Zivilgesellschaft organisiert und artikuliert. 
Trotzdem meinen einige Akteure, dass die for-
malen Beteiligungsinstrumente nicht effektiv ein-
gesetzt werden. Die erzielten Erfolge werden 
nicht als solche wahrgenommen, vor allem wegen 
der sonstigen Erfahrungen mit dem (fehlenden) 
Rechtsstaat vor Ort. 
Partizipationsrechte können nur dann ihre demo-
kratische Aufgabe erfüllen, wenn sie engagiert 
benutzt werden. Die Nutzung ist auch nach dem 
Regierungswechsel wichtig, weil die umweltpoli-
tisch fortschrittlichen Kräfte nicht die Mehrheit 
haben, wie sich an dem neuen Entwicklungsplan 
Brasil para todos 2004–2007 gezeigt hat. 
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4 Akteurszentrierte Analyse 
Mit oder ohne Belo Monte kann man leben, 
 ohne die Asphaltierung nicht. 
(Ein Vertreter der Zivilgesellschaft in Altamira.) 
Im folgenden Kapitel werden die Ergebnisse der 
akteursbezogenen Analyse der politischen Pro-
zesse um die beiden Fallbeispiele dargestellt. Die 
Analyse beginnt mit der Problemstruktur und dem 
rechtlichen Verfahrensstand. Darauf folgt die 
Darstellung der Akteure mit ihrer Problemsicht, 
Positionierung gegenüber dem Projekt, Alterna-
tivvorschlägen und Bündnissen. Den abschließen-
den Teil bilden die Strategien der Akteure. Die-
sem Aufbau des Falles Belo Monte folgt auch das 
Unterkapitel zu den Akteuren entlang der BR-163, 
mit dem Unterschied, dass der rechtliche Verfah-
rensstand hier kein eigenes Unterkapitel darstellt, 
sondern aufgrund des geringeren Umfangs in die 
Problemstruktur eingebaut ist. 
Die Analysekategorie „situativer Kontext“, die im 
konzeptionellen Teil eingeführt wurde, taucht in 
der Analyse nicht als gesonderte Kategorie auf, 
sondern ist in den einzelnen Teilen aufgegangen, 
insbesondere in den Abschnitten zu den Strate-
gien. 
Den einzelnen Fallstudien werden im Folgenden 
diejenigen Aspekte vorangestellt, die für beide 
Fälle gelten. Dies gilt für Teile der Problemstruk-
tur, für verschiedene Akteure bzw. Akteursgrup-
pen sowie für die Strategiebildung. 
Problemstruktur der beiden Fallstudien 
Die Ursachen für Umweltprobleme sind oftmals 
nicht klar erkennbar, und eine der Hauptaufgaben 
der Umweltpolitik besteht darin, Kausalitätszu-
sammenhänge zu ermitteln und Lösungsmöglich-
keiten aufzuzeigen. Weder der Staudammbau 
noch die Asphaltierung der BR-163 in Verbin-
dung mit dem Ausbau des Hafens von Santarém 
sind Umweltprobleme in diesem Sinne, sondern 
vielmehr mögliche Ursache für negative Um-
weltwirkungen und damit verbundene soziale 
Folgen. Die Folgen sind für die Akteure in beiden 
Fällen, v. a. aber im Fall des Staudammbaus, auf-
grund von Erfahrungen mit ähnlichen Infrastruk-
turprojekten in der Region abschätzbar, insbeson-
dere sind hier der Staudammbau in Tucuruí123 
sowie die Straße Belém–Brasília und die Transa-
mazônica zu nennen. Dies ermöglicht es den Ak-
teuren, sich im Vorfeld zu positionieren und zu 
artikulieren. 
Beiden Projekten ist gemeinsam, dass der wirt-
schaftliche Nutzen nicht vorrangig dem Bundes-
staat Pará zukommt. Die durch den Staudamm 
Belo Monte produzierte Energie ist zur Versor-
gung des Nordosten Brasiliens bestimmt, und im 
Fall der Asphaltierung der BR-163 profitieren 
insbesondere die Sojaproduzenten aus Mato 
Grosso von den niedrigeren Transportkosten, vom 
Zugang zum internationalen Exporthafen von 
Santarém und von der dadurch gestiegenen Wett-
bewerbsfähigkeit. 
Akteure 
Die sozialen Bewegungen sind in Brasilien seit 
langer Zeit organisiert. Die zivilgesellschaftlichen 
Umweltakteure und die staatlichen umweltpoliti-
schen Strukturen haben sich hingegen erst mit 
dem globalen Bedeutungszuwachs des Themas 
Umwelt(-politik) und insbesondere im Zuge der 
Rio-Konferenz herausgebildet. 
Die meisten sozialen Bewegungen in Brasilien 
sind in den 60er und 70er Jahren im Widerstand 
gegen die Militärdiktatur entstanden. Hier sind 
insbesondere die Landarbeitergewerkschaften 
(STRs)124 und deren Landesverband, die FE-
                                                     
123  Der Staudamm in Tucuruí staut den Fluss Tocantins auf 
einer Fläche von 2850 km² auf. Der Tocantins verläuft 
östlich vom Xingu und mündet kurz vor Belém in den 
Pará. Ursprünglich war eine Überschwemmungsfläche 
von lediglich 1630 km² angenommen worden. Vgl. 
WCD (2000a), S. VII. 
124  Diese Kleinbauernverbände bezeichnen sich selbst als 
„Landarbeiter“, und ihre Vereinigungen als „Gewerk-
schaften“, da sie sich noch aus den Zeiten des Wider-
stands gegen die Militärdiktatur sozial auf Seiten der 
Arbeitnehmer verorten. Sie haben sich im Nationalen 
Dachverband der Landarbeitergewerkschaften CONTAG 
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TAGRI, zu erwähnen, die in beiden Fällen einen 
wichtigen Teil der Zivilgesellschaft Parás dar-
stellen. Andere wiederum haben sich mit dem 
Auftreten sozialer Missstände in den 90er Jahren 
formiert, die teilweise schon mit ökologischen 
Aspekten verbunden waren. Hierzu zählen insbe-
sondere zahlreiche NRO aus dem sozialen Be-
reich. Sie arbeiten zum Teil eng mit den Gewerk-
schaften zusammen. Die kirchlichen Organisatio-
nen, die sich in Amazonien engagieren, gibt es 
bereits seit den 70er Jahren. Da während der Mi-
litärdiktatur keine Vereinigungsfreiheit bestand, 
boten die kirchlichen Organisationen den sozialen 
Bewegungen Raum für politisches Engagement. 
Es wurden z. B. Bewusstseinsbildungsseminare 
abgehalten, aus denen die neue Führung der 
Kleinbauerngewerkschaften hervorgingen.  
Die wichtigsten kirchlichen Akteure in Bezug auf 
die beiden Fälle sind der Indigenenmissionsrat 
(CIMI) und die Ökumenische Landpastorale 
(CPT). In Santarém spielt außerdem ein kirchli-
cher Radiosender (Rádio Rural de Santarém) eine 
wichtige Rolle. Der CIMI ist Teil der Nationalen 
Bischofskonferenz Brasiliens (CNBB). Er steht 
der Befreiungstheologie nahe und setzt sich seit 
den 70er Jahren für die Rechte der Indigenen im 
Amazonasgebiet ein. Die CPT setzt sich für die 
Rechte der Landarbeiter und Kleinbauern ein. 
Fast alle Umwelt-NRO und Umweltforschungsin-
stitute hingegen sind erst im Laufe der 90er Jahre 
entstanden – in etwa zeitgleich mit den staatlichen 
Strukturen im Umweltbereich auf Landesebene in 
Amazonien. Da die sozialen Bewegungen mitt-
lerweile erkannt haben, dass umweltpolitische 
Argumente ebenso wie der Einsatz für die Rechte 
der Indigenen ihren eigenen politischen Zielen 
mehr Sichtbarkeit verschaffen, hat die Umwelt-
bewegung in den letzten Jahren an Stärke und 
Bedeutung gewonnen. Die wichtigsten Umwelt-
forschungsinstitute sind das IPAM (Belém) und 
                                                                                  
zusammengeschlossen und sind auch Mitglieder des 
nationalen Gewerkschaftsdachverbands CUT. Auch 
wenn sie formal keine Arbeitnehmer sind und es sich um 
die Interessenvertretungen der Kleinbauern handelt, wird 
der Ausdruck Gewerkschaften als wörtliche Übersetzung 
übernommen. 
das Umwelt- und Sozialforschungsinstitut ISA 
(São Paulo), die jeweils in beiden Fällen invol-
viert sind. 
Strategiebildung 
Capacity Mapping beabsichtigt unter anderem, 
den Strategiebildungsprozess von Akteuren mit 
dem Ziel der Verbesserung der Durchsetzungs-
chancen von Umweltpolitik zu unterstützen. Da 
die Strategiebildungsprozesse Bestandteil dyna-
mischer politischer Prozesse sind, können inner-
halb des Capacity Mapping keine abschließenden 
Analysen erwartet werden, sondern nur Aussagen 
darüber getroffen werden, welche Strategieoptio-
nen zu einem bestimmten Zeitpunkt unter um-
weltpolitischen Gesichtspunkten relevant sind und 
wie deren Umsetzungschancen einzuschätzen 
sind.  
Im Fall des geplanten Staudamms bei Belo Monte 
hat ein Bündnis aus zivilgesellschaftlichen und 
öffentlichen Akteuren einen Strategiebildungspro-
zess mit umweltpolitischer Zielsetzung getragen. 
Der Fokus der zukünftigen Strategieoptionen liegt 
in dieser Studie in Folge dessen auf den Akteuren 
dieses Bündnisses. 
Im Fall der Asphaltierung der BR-163 ist direkt 
im Zusammenhang mit dem Infrastrukturvorhaben 
kein umweltpolitischer Strategiebildungsprozess 
von Seiten zivilgesellschaftlicher Akteure erkenn-
bar. Die vorhandenen Strategieansätze richten sich 
auf die befürchteten indirekten Umweltfolgen 
bzw. auf die unabhängig von der Asphaltierung 
der Bundesstraße in der Region bestehenden Um-
welt- und Entwicklungsprobleme.  
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4.1 Der Staudamm von Belo Monte 
4.1.1 Problemstruktur 
Der Plan, ein Wasserkraftwerk am Rio Xingu im 
Munizip Altamira125 zu bauen, besteht seit Mitte 
der 70er Jahre. Damals sollten die Staudämme 
von Kararaô und Babaquara gebaut werden. Diese 
Dämme wurden jedoch vor allem wegen der Pro-
teste der betroffenen indigenen Bevölkerung ge-
stoppt.126 Die Weltbank hatte wegen der Proteste 
auch ihre zugesagte Unterstützung zurückgezo-
gen. Die damalige Konzeption des Staudamms 
sah eine Überschwemmungsfläche von ca. 6000 
km² vor. 
Aufgrund der strukturellen Energiekrise in Brasi-
lien wurde das Projekt Kararaô unter dem Namen 
Belo Monte in stark veränderter Form Ende der 
90er Jahre wieder aus der Taufe gehoben.127 Der 
hier produzierte Strom soll die unter Energie-
knappheit leidenden Regionen Brasiliens versor-
gen; Pará selbst produziert bereits Stromüber-
schüsse. Das Wasserkraftwerk soll in Belo Monte 
entstehen, wo ein 96 m hohes Gefälle besteht, das 
für den Turbinenantrieb genutzt werden soll. 
Durch den Bau zweier großer künstlicher Kanäle 
und den Bau zweier weiterer Staumauern soll das 
Wasser des Xingu an diese Stelle umgeleitet wer-
den, wodurch die Überschwemmungsfläche auf 
nur noch ca. 400 km² gesenkt werden kann. Belo 
Monte soll in der augenblicklichen modifizierten 
Version eine Produktionskapazität im jährlichen 
Durchschnitt von 6289 MW/Monat bei einer Ma-
ximalleistung von 11.000 MW erreichen. Die 
voraussichtlichen Baukosten belaufen sich auf ca. 
6,5 Mrd. US $, von denen 3,7 Mrd. US $ für den 
Staudammbau selbst und weitere 2,8 Mrd. US $ 
für das Transmissionssystem in die Nutzerregion 
                                                     
125  Das Munizip Altamira ist mit etwa 130.000 km2 das 
größte der Welt. Der Bau von Wasserkraftwerken ist nur 
im unteren Verlauf des Rio Xingu in der Nähe der Stadt 
Altamira möglich. 
126  Vgl. Eletronorte (2000), S. 1. 
127 Vgl. dazu http://www.socioambiental.org/website/especi 
ais/bm/index2.asp [22.5.2003]. 
des Nordostens eingeplant sind.128 Eine maximale 
Nutzung des geplanten Kraftwerks ist nur wäh-
rend der wasserreichen drei bis sechs Monate des 
Jahres möglich. In der Trockenzeit reicht das 
Wasser des Xingu nur für weniger als 40 % der 
maximalen Produktionskapazität aus. Die Eletro-
norte als Betreiber behauptet, dass das Projekt 
trotz der geringen Auslastung ökonomisch tragfä-
hig ist, da sich in den letzten Jahren die ökonomi-
schen Maßstäbe verschoben haben und Strom teu-
rer geworden ist. Um Belo Monte das ganze Jahr 
über auszulasten, müsste flussaufwärts ein weite-
rer Staudamm gebaut werden, was bereits jetzt 
von großen Teilen der Zivilgesellschaft und ins-
besondere von Umweltgruppen befürchtet wird. 
Insgesamt ist von einem Komplex von bis zu fünf 
weiteren Staudämmen, die in den nächsten 50 
Jahren gebaut werden könnten, die Rede. 
Im Vergleich zu den anderen beiden großen Was-
serkraftwerken in Amazonien, Balbina im Bun-
desstaat Amazonas und Tucuruí im Bundesstaat 
Pará, wird das Vorhaben in Belo Monte als öko-
logisch vorbildlich bezeichnet. Ausschlaggebend 
für diese Bewertung ist das extrem günstige Ver-
hältnis zwischen Stromproduktion und über-
schwemmter Fläche (vgl. Tabelle 2). 
Obwohl Balbina das negativste Beispiel für ein 
Wasserkraftwerk in Amazonien ist, bildet Tucuruí 
den wichtigsten Bezugspunkt für die öffentliche 
Debatte über die Vor- und Nachteile von Stau-
dämmen in Pará. Tucuruí wurde von der Eletro-
norte noch während der Militärdiktatur gebaut und 
1986 eingeweiht. Drei Viertel des produzierten 
Stroms dienen der Aluminiumindustrie. Der Bau 
des Staudamms führte zu einer Überschwemmung 
von 2430 km², wodurch 25.000–30.000 Menschen 
umgesiedelt werden mussten. Entschädigungs-
zahlungen für diese Menschen wurden teilweise 
nie und teilweise erst Jahre später ausgezahlt. 
Auch indigene Gruppen mussten umgesiedelt 
werden. Diese leben heute wieder in einem eige-
nen Territorium, welches sie aber nur mit einem 
von der Eletronorte ausgestellten Passierschein 
verlassen dürfen. 
                                                     
128  Vgl. Pinto (2002). 
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Im Unterschied zu Staudammstandorten im Süden 
Brasiliens haben auch die Munizipien im Ein-
zugsbereich von Tucuruí bisher keine nennens-
werten Investitionen seitens der Eletronorte in die 
soziale und ökonomische Infrastruktur verzeich-
nen können. Entgegen den damaligen Verspre-
chungen hat der Staudammbau die Region nicht in 
einen Wachstumspol verwandelt. 
Aufgrund dieser schlechten Erfahrungen mit Tu-
curuí hat die Eletronorte nur eine sehr geringe 
Glaubwürdigkeit bei großen Teilen der Bevölke-
rung in Altamira. Der fehlende Nachweis nach-
haltiger regionaler Entwicklungseffekte in Tucu-
ruí hat bei den zivilgesellschaftlichen Gruppen zu 
einer sehr skeptischen Beurteilung des Vorhabens 
in Belo Monte geführt und ihre Sensibilität für 
seine ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Risiken geschärft. 
Ökologische Risiken sind vor allem mit den Fol-
gen der Staudämme und der Umleitung des Flus-
ses durch die Kanäle verbunden. Die Aufstauung 
wird einige Stadtteile der Stadt Altamira und ca. 
400 km2 Land überfluten. Die überflutete Vegeta-
tion wird verrotten, und es werden Treibhausgase 
entstehen, vor allem CO2 und Methan. Durch die 
Staumauer und die Umleitung des Flusses wird 
die Volta Grande austrocknen. Die Volta Grande 
ist der Abschnitt des Flusses Xingu zwischen Al-
tamira und Belo Monte und stellt ein einzigartiges 
Ökosystem dar, welches von dem starken Wech-
sel der Wasserhöhen während der Trocken- und 
der Regenzeit abhängt. Dort hat sich durch die 
speziellen ökologischen Bedingungen der Strom-
schnellen eine einzigartige Fischpopulation her-
ausgebildet. Negativ betroffen ist auch das Volk 
der Juruna, das in dem Gebiet der Volta Grande 
lebt.129 Weltweite Erfahrungen haben gezeigt, 
dass die Flussregulierung direkte negative 
Auswirkungen auf Flora und Fauna hat, deren 
Ausmaß derzeit nicht absehbar ist, da die Repro-
duktionskreisläufe am Xingu noch nicht ausrei-
chend untersucht und dokumentiert sind.130 Soll-
ten nach Belo Monte weitere Staudämme gebaut 
werden, erhöhen sich die ökologischen Risiken 
entsprechend. 
Aus ökologischer Perspektive können die Risiken 
von Belo Monte als gravierend bezeichnet wer-
den, da der Nutzen einer sauberen und erneuerba-
ren Energiequelle wie der Wasserkraft in diesem 
Fall mit erheblichen Folgen für Flora und Fauna 
verbunden sein wird, deren Ausmaß aufgrund der 
schlechten Datenlage nicht erfasst werden kann.  
Ökonomische und soziale Risiken entstehen 
durch das Missverhältnis zwischen kurzfristigen 
Investitionsströmen und langfristig wirksamen 
demographischen Veränderungen. Arbeitsplätze 
werden nur kurzfristig – während der Bauzeit des 
Staudamms – für qualifiziertes Personal geschaf-
fen. Allein die Aussicht auf Beschäftigung wird 
jedoch starke Migrationsströme auslösen. Weiter-
hin wird eine Landflucht an der Transamazônica 
befürchtet: Viele Kleinbauern könnten ihr Land 
verkaufen und in die Stadt kommen, weil sie sich 
dort eine Verbesserung ihrer Lebensbedingungen 
                                                     
129  Die Vertreibung, bzw. direkte Betroffenheit indigener 
Gruppen von und auf ihrem angestammten Land wurde 
in der Vergangenheit von der internationalen 
Öffentlichkeit sehr aufmerksam verfolgt und vehement 
kritisiert. Durch die Ratifizierung der Konvention 169 
der internationalen Arbeitsorganisation (ILO) durch 
Brasilien im vergangen Jahr ergibt sich für Indigene eine 
erheblich verbesserte Rechtsposition, um sich gegen 
solche Maßnahmen zu wehren. 
130  Vgl. WCD (2000b), S. 73 ff. 
Tabelle 2: Stromleistung und überschwemmte Fläche verschiedener Wasserkraftwerke 
Wasserkraftwerk Überschwemmte Fläche in km2 Stromproduktion in Megawatt 
(MW) 
MW/km2 
Balbina (Amazonas)  2380   250 0,11 
Tucuruí (Pará)  2430  4000 1,65 
Belo Monte (Pará)  400  ca. 6000 15,00 
Itaipú (Paraná)  1350  13000 9,69 
Quelle: http://www.mabnacional.org (22.5.2003) 
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erhoffen. Insgesamt wird mit einer Zuwanderung 
von 50.000–150.000 Menschen gerechnet, womit 
sich die augenblickliche Einwohnerzahl Altamiras 
weit mehr als verdoppeln und die Elendsviertel 
stark anwachsen würden. Es wird erwartet, dass 
nach Bauende viele dieser Menschen wieder auf 
das Land drängen werden, um in der Landwirt-
schaft ihre Subsistenz zu sichern. Dies würde 
wahrscheinlich zur Besetzung bewaldeter Flächen 
und zu Landkonflikten führen. 
Zur Abfederung der negativen ökonomischen und 
sozialen Auswirkungen hat die Eletronorte einen 
Regionalentwicklungsplan (Plano de Inserção 
Regional – PIR) in Aussicht gestellt. Dieser Plan 
soll mit 1 % der Gesamtinvestitionssumme finan-
ziert werden.131 Des Weiteren hat die Eletronorte 
einen Plan der nachhaltigen Entwicklung in Belo 
Monte (Plano de Desenvolvimento Sustentável de 
Belo Monte – PDS) vorgestellt. Dieser soll mit 
einer Summe von ca. 9 Mrd. R$ (ca. 3 Mrd. US 
$)132 ausgestattet werden. Die Investitionen sollen 
vor allem in die soziale und ökonomische Infra-
struktur gehen. Weiterhin soll ein Fonds einge-
richtet werden (Fundo de Compensação e de Mi-
tigação de Efeitos), der ebenfalls zur Abfederung 
der negativen Folgen gedacht ist.133 Die Erwar-
tung der lokalen Bevölkerung ist, dass mit diesen 
Mitteln und aus Gründen der Baulogistik auch die 
Transamazônica asphaltiert und die Zubringer-
straßen besser instand gehalten werden können. 
Ein substanzieller Teil dieses Investitionspakets 
müsste, gerade im ländlichen Bereich, schon vor 
Baubeginn umgesetzt werden, damit es seine 
Wirkungen frühzeitig entfalten und die Landflucht 
verhindern kann. 
Die mit dem Staudammkomplex Belo Monte ver-
bundenen ökologischen, ökonomischen und sozi-
alen Folgen sind konkret wahrnehmbar und da-
her auch lokal, national und international politi-
sierbar. Auf lokaler Ebene sind die unmittelbaren 
Erfahrungen mit dem Staudammbau in Tucuruí, 
                                                     
131  Vgl. Eletronorte (2000), S. 4 f. 
132  Vgl. Eletronorte (2002), S. 42. 
133  Vgl. Rocha (2002). 
insbesondere die Folgen der Umsiedlung und 
Entschädigung, stark präsent und haben die Er-
wartungshaltung der lokalen Bevölkerung ge-
prägt.134 Die nationale und internationale Öffent-
lichkeit ist durch die inzwischen jahrzehntealte 
Diskussion über die Risiken des Staudammbaus 
und die Arbeit der World Commission on Dams 
sensibilisiert. 
Die Frage nach Optionen stellt sich im Falle Belo 
Montes im Zusammenhang mit dem strukturellen 
Energiedefizit Brasiliens. 2001 gab es erhebliche 
Stromengpässe im ganzen Land, und bei einem 
prognostizierten Wirtschaftswachstum von 4 % 
pro Jahr wird der Energiebedarf nach statistischen 
Erfahrungen voraussichtlich um 5 % steigen. Die-
ser Bedarf soll vor allem mit dem Bau neuer Was-
serkraftwerke in Amazonien gedeckt werden, da 
zwei Drittel des Wasserkraftpotenzials Brasiliens 
in dieser Region liegen.135 Auch der Bau von 
Atomkraftwerken (Angra III) wird vorangetrie-
ben. Zusätzlich zu Belo Monte sollen zwei weitere 
Wasserkraftwerke am Rio Madeira im Bundes-
staat Rondônia gebaut werden. Im Süden Brasi-
liens sind große Staudammprojekte aus Gründen 
des gesellschaftlichen Protestes und der geringen 
Akzeptanz nur mit hohen Kosten durchsetzbar; in 
Amazonien scheint sich derselbe Trend abzu-
zeichnen. 
4.1.2 Rechtlicher Stand des Verfahrens 
gegen das Umweltgenehmigungs-
verfahren für Belo Monte 
Bereits im September 2000 hatte die Eletronorte 
beim Landesumweltministerium SECTAM das 
Genehmigungsverfahren für das Staudammprojekt 
Belo Monte eingeleitet. Sie ging davon aus, dass 
das Verfahren bei der SECTAM schneller und 
einfacher durchzuführen sei als beim IBAMA, 
weil sie die volle politische Unterstützung des 
Gouverneurs hatte. Mit der Erstellung der Um-
weltverträglichkeitsprüfung beauftragte die Ele-
                                                     
134  Vgl. MDTX (2001) und ISA (2002). 
135  Vgl. http://www.mabnacional.org [22.5.2003]. 
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tronorte die privatrechtliche Stiftung FADESP der 
Bundesuniversität von Pará, ohne den Auftrag 
zuvor öffentlich auszuschreiben.  
Dieses von der Eletronorte begonnene Umweltge-
nehmigungsverfahren wurde durch eine einstwei-
lige Verfügung gestoppt, die das Ministério 
Público Federal zusammen mit einer öffentlichen 
Zivilklage (ação civil pública) am 15.5.2001 vor 
dem zuständigen Bundesrichter in Pará beantragt 
hatte. Die rechtlichen Argumente gegen das Ver-
fahren sind: 
1. Die Unzuständigkeit des Landesumweltminis-
teriums SECTAM. 
Das IBAMA – und nicht die SECTAM – ist für 
die Genehmigung des Staudammprojekts zustän-
dig, weil die Umweltwirkungen von überregiona-
ler Bedeutung sind und der Träger des Projekts 
eine Bundesbehörde ist. Diese Argumente hat die 
EN bereits anerkannt, das Verfahren bei der SEC-
TAM zurückgezogen und die Unterlagen an das 
IBAMA weitergereicht.  
2. Verstoß gegen die Vergabevorschriften.  
Das Ministério Público Federal zweifelt die wis-
senschaftliche Reputation der FADESP an, weil in 
der Vergangenheit zwei von ihr angefertigte 
UVPs als mangelhaft zurückgewiesen wurden. 
Bei fehlender wissenschaftlicher Reputation darf 
ein Auftrag von dieser Größe nicht ohne Aus-
schreibungsverfahren vergeben werden.  
3. Verstoß gegen die Rechte indigener Völker 
wegen fehlender ordnungsgemäßer Beteili-
gung des Nationalen Kongresses. 
Gemäß Art. 231 Absatz 3 CF bedarf es für die 
Nutzung von Wasserressourcen in indigenen Ge-
bieten der Zustimmung des Kongresses. Unklar ist 
der Zeitpunkt, zu dem diese Zustimmung vorlie-
gen muss. Das Ministério Público Federal in Pará 
ist der Auffassung, dass der Kongress bereits vor 
Beginn des Umweltgenehmigungsverfahrens das 
Projekt positiv beschieden haben muss.136 Da mit 
Art. 231 CF eine bundesverfassungsrechtliche 
Bestimmung einschlägig sei, handele es sich nach 
Auffassung des Ministério Público Federal um 
eine Angelegenheit von nationaler Bedeutung 
gemäß CONAMA Resolution 237/97, wodurch 
noch aus einem weiteren Grund die Zuständigkeit 
des IBAMA und nicht die der SECTAM begrün-
det sei.  
Dem Antrag des MPF wurde bisher in drei In- 
stanzen stattgegeben, bzw. die Rechtsmittel der 
Eletronorte gegen die erlassene einstweilige Ver-
fügung wurden zurückgewiesen, zuletzt vom 
Präsidenten des Obersten Verfassungsgerichts 
(STF).137 Die Eletronorte hat auch gegen die vor-
erst letzte Entscheidung ein Rechtsmittel einge-
legt. Die Entscheidung darüber steht noch aus, 
wäre aber auf jeden Fall die letzte Instanz. Da das 
Plenum des STF die Vorentscheidungen sowohl 
aufheben als auch bestätigen kann, drängt das 
MPF die Regierung, das Rechtsmittel zurückzu-
nehmen und eine Verhandlungslösung zu finden. 
Diese Option hat durch den Regierungswechsel 
erheblich an Gewicht gewonnen. Bei einer Rück-
nahme würde die bisherige Entscheidung des STF 
rechtskräftig werden und bis zur abschließenden 
Entscheidung im parallel verlaufenden Klagever-
fahren ihre Wirkung entfalten.  
Nicht endgültig entschieden ist über die Frage, ob 
die FADESP die UVP zu Ende erstellen darf, oder 
ob ein anderes Unternehmen damit beauftragt 
werden muss. Diese beiden Alternativen implizie-
ren unterschiedliche zeitliche Verzögerungen. Die 
komplette Ausschreibung und Neuerstellung der 
UVP würde Jahre dauern, während die FADESP – 
nach eigenem Bekunden und dem der Eletronorte – 
bereits kurz vor Abschluss der Studie steht.  
                                                     
136  O Liberal (2002). 
137  Einstweilige Verfügungen enthalten nur vorläufige 
Regelungen. Für den Erlass reicht es in der Regel aus, 
dass das Gericht eine Rechtsverletzung für wahr-
scheinlich hält. Es wird in der Regel keine Beweis-
aufnahme durchgeführt (summarisches Verfahren). Da 
es sich um die Verletzung von Bundesrecht handelt, ist 
die Justiz des Bundes in Form des MPF und der 
Bundesgerichtsbarkeit zuständig. 
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Diese rechtlichen Szenarien hängen jedoch nicht 
allein von den gerichtlichen Entscheidungen ab, 
sondern sind eng mit politischen Entscheidungen 
verknüpft. Da sich die Regierung für den Bau von 
Belo Monte entschieden hat, ist es wahrscheinlich, 
dass sie das Rechtsmittel zurücknimmt, um in 
Verhandlung mit den verschiedenen Akteuren zu 
treten und die wichtige Entscheidung über die 
Indianerfrage im Kongress vorzubereiten. An-
schließend müsste die Erstellung der UVP vom 
IBAMA ausgeschrieben und von einem Consult-
ingunternehmen neu erstellt werden. 
4.1.3 Die Akteure in Belo Monte: 
Problemsicht, Positionierung gegen-
über dem Projekt, Alternativvor-
schläge und Bündnisse 
Wie in der Problemstruktur angemerkt, ist mit 
erheblichen sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Folgen zu rechnen, wenn der Staudamm 
Belo Monte gebaut wird. Diese Folgen werden 
von den unterschiedlichen Akteursgruppen unter-
schiedlich eingeschätzt und bewertet. 
Die sozialen und ökonomischen Folgen werden 
von allen Akteuren der Zivilgesellschaft, der Pri-
vatwirtschaft und des Staates gesehen. Jedoch 
existieren unterschiedliche Einschätzungen dar-
über, ob diese negativen Folgen durch die vorge-
sehenen Entwicklungspläne und Kompensations-
fonds verhindert bzw. ausgeglichen werden kön-
nen. Vor allem innerhalb der zivilgesellschaftli-
chen Gruppen vor Ort existieren große Zweifel, 
ob die Eletronorte wirklich die notwendigen Mit-
tel zum erforderlichen Zeitpunkt zur Verfügung 
stellen wird. Letztlich handelt es sich dabei um 
Mittel aus dem Bundeshaushalt, für den sehr hohe 
Sparziele mit dem IWF vereinbart worden sind. 
Dagegen argumentieren die Befürworter des 
Staudamms, dass nur über ein Vorhaben wie die-
ses erhebliche Investitionsströme in die Region 
geleitet werden können. 
Die ökologischen Folgen werden von einigen 
zivilgesellschaftlichen Akteuren als so drastisch 
eingeschätzt, dass sie den Bau des Staudamms 
nicht rechtfertigen. Demgegenüber messen vor 
allem die staatlichen Akteure den ökologischen 
Folgen entweder keine Bedeutung bei oder be-
trachten sie als notwendigen Preis, der für die 
regionale wirtschaftliche Entwicklung bzw. für 
die Sicherung der nationalen Energieversorgung 
zu zahlen ist. 
Alle Akteure an der Transamazônica eint das Ziel, 
die Lebensbedingungen und die ökonomische 
Infrastruktur zu verbessern, vor allem durch die 
Asphaltierung der Transamazônica und die In-
standhaltung der Zubringerstraßen, die den Men-
schen seit mehr als 20 Jahren versprochen wird. 
Dazu zählt auch die weitere Bereitstellung von 
sozialer Infrastruktur für die Region. Die zivilge-
sellschaftlichen Akteure halten es für möglich, 
dies ohne den Bau des Staudamms durchzusetzen. 
Damit schlagen sie ein alternatives Entwick-
lungsmodell – weg vom Modell der Wachstums-
pole und der großen Infrastrukturprojekte in Ama-
zonien – vor, das auf einer „Entwicklung von 
unten“, vor allem durch Förderung der kleinbäu-
erlichen Familienwirtschaften, beruht. 
Zunächst werden in diesem Kapitel die Befür-
worter des alternativen Entwicklungsmodells vor-
gestellt. Dabei wird zunächst erläutert, wer zu 
dieser Gruppe hinzuzuzählen ist sowie deren 
Problemsicht und ihre Positionierung zum Projekt, 
um anschließend auf ihre Ziele einzugehen. Zu-
letzt werden die starken Allianzen beschrieben, 
die diese Akteure gebildet haben. Danach werden 
in ähnlicher Struktur die Befürworter des traditio-
nellen Entwicklungsmodells beschrieben. Schließ-
lich werden diejenigen Akteure vorgestellt, die 
eine Position zwischen diesen beiden Lagern ver-
treten. In den Schlussfolgerungen werden erste 
Ergebnisse für das Fallbeispiel Belo Monte prä-
sentiert. 
Um die verschiedenen Interessenlagen der Ak-
teure in Belo Monte überblicken zu können, wer-
den sie in der folgenden Tabelle nach sozialen, 
ökologischen und ökonomischen Interessen typi- 
siert. Die Zuordnung nach Interessen bedeutet 
jedoch keine ausschließliche Zuordnung. 
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Tabelle 3:  Typisierung relevanter Akteure für Belo Monte 
 Akteure mit überwiegend ökologi-
schen Interessen 
Akteure mit überwiegend sozi-
alen Interessen 
Akteure mit überwiegend ökonomi-
schen Interessen 
Staatlich Bundesebene: 
• MPF* (in Pará) 
• IBAMA 
• MMA 
 
Bundesebene: 
• Abgeordnete 
• FUNAI 
 
 
 
 
Landesebene: 
• PT-Abgeordnete des 
Landesparlaments von 
Pará 
 
 
 
 
 
Bundesebene: 
• Energie- und Bergbaumi-
nisterium 
• Abgeordnete der nationa-
len Parlamentskommission 
für Bergbau und Energie 
• Eletronorte/Eletrobrás 
• Planungsministerium 
 
Landesebene: 
• Landesregierung von Pará 
(Gouverneur und SEC-
TAM) 
• Abgeordnete des Landes-
parlaments von Pará (außer 
PT-Abgeordnete) 
 
Kommunale Ebene: 
• Consórcio Belo Monte  
• Prefeitos 
• Andere lokale Funkti-
onsträger 
Nichtstaatlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- zivilgesellschaftlich: 
 
NRO-Foren: 
• GTA 
• FAOR 
 
Umwelt-NRO: 
• IRN 
• WWF 
 
Umweltforschungsinstitute: 
• IPAM 
• ISA 
• MPEG 
• LAET 
 
 
- zivilgesellschaftlich: 
 
NRO-Foren: 
• FASE 
 
Andere NRO: 
• CIMI 
• CPT 
• FVPP** 
• Katholische Kirche 
 
Soziale Bewegungen: 
• MDTX** 
• MAB 
 
Gewerkschaften: 
• STRs 
• FETAGRI 
 
Indigene Gruppen: 
• Juruna 
 
- privatwirtschaftlich: 
 
• Großgrundbesitzer 
• Holz- und Bergbauindust-
rie 
 
Verbände: 
• ACIAPA 
• FAEPA 
*    Das MPF vertritt auch soziale Interessen. 
**  FVPP und MDTX vertreten auch ökologische Interessen. 
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4.1.3.1 Befürworter eines alternativen 
Entwicklungsmodells 
Für ein alternatives Entwicklungsmodell setzen 
sich in Altamira zivilgesellschaftliche Gruppen 
unter Führung des MDTX (Movimento pelo Des-
envolvimento da Transamazônica e do Xingu – 
Bewegung für die Entwicklung der Transama-
zônica und des Xingu) ein. 
Das MDTX ist ein Netzwerk, in dem 113 Basis-
gruppen aus allen Munizipien entlang der Tran-
samazônica zusammengeschlossen sind. Die 
Landarbeitergewerkschaften und die Kleinbau-
ernvereinigungen bilden die soziale Basis dieses 
Netzwerkes. Kleinere Organisationen, wie bei-
spielsweise der Indigenenmissionsrat der katholi-
schen Kirche CIMI und die Frauenbewegung von 
Altamira, spielen innerhalb des MDTX eine 
wichtige Rolle, da sie durch starke, engagierte und 
qualifizierte Führungspersönlichkeiten vertreten 
werden. Das MDTX ist in sich sehr gut organi-
siert, besitzt eine hohe Artikulationsfähigkeit und 
kann ein starkes Mobilisierungspotenzial entfal-
ten. Das gemeinsame Ziel bei der Gründung 1999 
war, den Bau des Staudamms in Belo Monte min-
destens bis zu den Wahlen im Oktober 2002 zu 
stoppen. Dieses gemeinsame Ziel wurde erreicht. 
Gleichzeitig mit dem MDTX wurde die FVPP 
(Stiftung Leben, Produzieren und Bewahren) ge-
gründet, um Projekte akquirieren zu können, mit 
denen die Arbeit des MDTX konkret unterstützt 
werden konnte. So hat die FVPP Mittel des PPG7 
für die Systematisierung der bäuerlichen Experi-
mente mit Brachefeldbau ohne Brandrodung ein-
werben können und erhält auch Ressourcen des 
Landesbildungsministeriums, mit denen Schulin-
ternate für Bauernkinder an der Transamazônica 
(Casa Familiar Rural) betrieben werden können. 
Die FVPP hat außerdem ein Programm zur Aus-
bildung junger Promotoren für nachhaltige Ent-
wicklung in den Munizipien. Die FVPP arbeitet 
eng mit dem MDTX und der FETAGRI zusam-
men; alle drei nutzen die Infrastruktur der FVPP 
gemeinsam. 
Vorläufer des MDTX war das MPST (Movimento 
pela Sobrevivência na Transamazônica – Bewe-
gung für das Überleben an der Transamazônica). 
Das MPST wurde 1989 gegründet, um Forderun-
gen nach Unterstützung für die Bauern (Kredite, 
Agrarberatung), der Asphaltierung der Transama-
zônica und Investitionen in Bildung und Gesund-
heit Nachdruck zu verleihen. Das MPST entwi-
ckelte sich zu einem wichtigen politischen Forum 
der Region, das in der Lage war, das Protest- und 
Widerstandspotenzial in der Region zu bündeln 
und zu artikulieren. Eine wichtige frühe gemein-
same Erfahrung war der Widerstand 1989 gegen 
den geplanten Staudammkomplex Kararaô und 
Babaquara, dem Vorläufer des heutigen Projekts 
Belo Monte. 
Als die Pläne des Staudammbaus von Belo Monte 
bekannt wurden, änderte das MPST seinen Namen 
in MDTX, um deutlich zu machen, dass das Ziel 
der Bewegung auf die Entwicklung der gesamten 
Region gerichtet ist und nicht nur auf das einfache 
Überleben an der Transamazônica. Seine Strategie 
beruht auf der Förderung der Entwicklungspoten-
ziale der bäuerlichen Familienwirtschaft; die As-
phaltierung der Transamazônica ist ein zentrales 
Element. Innovativ ist die Integration von Um-
weltzielen: Das MDTX fordert die Ausweisung 
eines Mosaiks von Schutzgebieten in der Terra do 
Meio, einem großen zusammenhängenden Wald-
gebiet südlich der Transamazônica (vgl. Kasten 
8), um das Gebiet vor der Entwaldung durch 
Viehzucht, Soja, Holzeinschlag und illegale Land-
nahme zu schützen. Das MDTX macht sich also 
ökologische und soziale Forderungen zu Eigen. 
Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch, warum 
die zivilgesellschaftlichen Gruppen in Altamira 
und an der Transamazônica in der Lage sind, die 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Aus-
wirkungen des Staudammkomplexes von Belo 
Monte deutlich zu erkennen. Alle Interviews mit 
Vertretern dieser Gruppen ergaben, dass sie über 
eine sehr differenzierte Sicht der sozialen, öko-
nomischen und ökologischen Folgen des Stau-
dammbaus verfügen und auch über die komplexen 
Wechselwirkungen zwischen ihnen informiert 
sind. 
Der lokale und regionale Nutzen des Projektes 
wird von den zivilgesellschaftlichen Gruppen im 
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Vergleich zu den mit ihm verbundenen Risiken 
daher als sehr gering oder nicht existent einge-
schätzt, wobei zugestanden wird, dass der Siche-
rung der Stromversorgung aus nationaler Sicht 
eine große Bedeutung zukommt. 
Es gibt aber eine starke Gruppierung innerhalb 
des MDTX, die Belo Monte zwar verhindern will, 
jedoch ein Verhandlungspotenzial rund um den 
Staudamm sieht. Dieses Verhandlungspotenzial 
kann ihrer Ansicht nach vor allem dann genutzt 
werden, wenn aus nationaler Sicht keine Alterna-
tive zu Belo Monte erkennbar ist. Mit einer Zu-
stimmung zum Bau könnten Vorteile für die Re-
gion erzielt werden, indem der Bund gezwungen 
wird, hohe Kompensationszahlungen und Investi-
tionen zuzusagen. Hier deutet sich eine Kompro-
missbereitschaft in ökologischen Fragen an, die 
nicht von allen Mitgliedern des MDTX geteilt 
wird. 
Ein weiteres Konfliktpotenzial innerhalb des 
MDTX liegt in der Indigenenfrage, zu der es 
keine einheitliche Position gibt. Der Konflikt 
dreht sich immer wieder um die Landfrage, die 
vor allem von den Landarbeitergewerkschaften 
und Kleinbauernvereinigungen thematisiert wird. 
Die Argumentation ist, dass die Indigenen über-
proportional viel Land für sich beanspruchen dür-
fen und besitzen. Die Indigenengruppen sind im 
MDTX über das katholische Hilfswerk CIMI ver-
treten, das damit die Strategie verfolgt, langsam 
ein größeres Verständnis auch bei den Bauern für 
die Indigenenfrage und ihre Landrechte aufzu-
bauen. 
Um seine Ziele zu erreichen, ist das MDTX 
Bündnisse mit staatlichen Akteuren eingegangen, 
vor allem mit dem Ministério Público Federal, 
das für den Schutz der indigenen Völker und des 
Ökosystems des Xingu antritt. Durch Pressearbeit, 
Informationsaustausch, Kampagnen und Großver-
anstaltungen in Altamira sowie den gezielten Ein-
satz rechtlicher Instrumente ist es diesem Bündnis 
gelungen, den Umweltgenehmigungsprozess für 
Belo Monte zu stoppen und damit den Planungs-
prozess aufzuhalten. 
Zur Bundesebene, vor allem den Ministerien für 
Umwelt und für Energie, unterhält das MDTX 
gute Beziehungen. Wichtig ist in dieser Hinsicht 
auch, dass ein Großteil der im MDTX organisier-
ten Personen der Arbeiterpartei PT, die die neue 
Bundesregierung anführt und sowohl die Umwelt- 
als auch die Energieministerin stellt, nahe steht. 
Mit dem Bundesumweltministerium (MMA) hat 
das MDTX schon seit Jahren eine enge Zusam-
menarbeit etabliert, die sich seit dem Regierungs-
wechsel nochmals vertieft hat. Das MMA bildet 
aber keinen direkten Teil des Bündnisses zwi-
schen MDTX und MPF, da es sich nicht explizit 
gegen den Staudammbau ausspricht. Seit dem 
Regierungswechsel hat das MDTX auch Kontakte 
zum Bundesenergieministerium (MME) aufge-
nommen, weil es realisiert hat, dass eine grund-
sätzliche Änderung der nationalen Energiepolitik 
mit einer Neuformulierung der Energiematrix 
notwendig ist, um weitere Staudammbauten in 
Amazonien zu verhindern. 
4.1.3.2 Befürworter eines traditionellen 
Entwicklungsmodells 
Den Befürwortern eines alternativen Entwick-
lungsmodells stehen die Befürworter des traditio-
nellen Entwicklungsmodells gegenüber. Sie sehen 
in dem Bau von Belo Monte die einzige Chance 
für eine wirksame Regionalentwicklung, weil 
daran die Finanzierung begleitender Entwick-
lungsprogramme durch die Eletronorte gekoppelt 
ist. Zu dieser Gruppe zählen in der Mehrzahl 
staatliche Akteure. Das Consórcio Belo Monte ist 
der Akteur, der sich am stärksten für den Stau-
dammbau und damit das traditionelle Entwick-
lungsmodell einsetzt. 
Das Consórcio Belo Monte ist ein Zusammen-
schluss der Munizipien an der Transamazônica, 
die Forderungen an die Eletronorte formuliert 
haben. Die beiden Munizipien Altamira und Vi-
tória do Xingú, welche direkt von der Über-
schwemmung und Austrocknung betroffen sind 
und dadurch die royalties der Eletronorte erhalten, 
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sind nicht Mitglied im Consórcio.138 Jedes Muni-
zip entsendet drei Vertreter in das Consórcio, den 
Bürgermeister, ein Mitglied des Kommunalparla-
mentes und einen Vertreter der Zivilgesellschaft. 
Da die im Consórcio zusammengeschlossenen 
Munizipien keine royalties erhalten, setzen sie auf 
die Entwicklungspläne der Eletronorte und hoffen, 
dadurch an den zu erwartenden Finanztransfers 
direkt teilhaben zu können. 
Das Consórcio Belo Monte wurde von der Eletro-
norte gegründet, um einen direkten lokalen Ko-
operationspartner aufzubauen. Das Consórcio 
Belo Monte kann als Gegenstück zum MDTX 
bezeichnet werden; es besitzt aber nur eine ge-
ringe Mobilisierungsfähigkeit. Das Consórcio als 
stärkster Akteur der Bewegung für Belo Monte 
hat jedoch sehr gute Kontakte zur Landesregie-
rung des Bundesstaates Pará und zum Unterneh-
merverband ACIAPA. Von dieser Gruppe werden 
negative Folgen vor allem im sozialen und öko-
nomischen Bereich genannt, die jedoch durch die 
Entwicklungspläne der Eletronorte wieder ausge-
glichen werden könnten. Es handelt sich ihrer 
Ansicht nach also nur um punktuelle negative 
Auswirkungen. Die ökologischen Folgen werden 
entweder gar nicht genannt oder als nicht so gra-
vierend eingeschätzt. 
Der Nutzen der Entwicklungspläne der Eletro-
norte wird von dieser Gruppe viel höher einge-
schätzt als von den Befürwortern eines alternati-
ven Entwicklungsmodells. Die Munizipien wür-
den auf diese Weise die soziale Infrastruktur 
verbessern und den Tourismus, die Landwirtschaft 
und den Fischfang ausbauen können. Hinzu käme 
der direkte schiffbare Zugang zum Amazonas, der 
durch den Bau der beiden Kanäle und der Schleu-
sen entstehen würde. 
                                                     
138  Nach Aussagen mehrerer Interviewpartner hat dies 
unterschiedliche Gründe. Der Bürgermeister von 
Altamira meint, stark genug zu sein, um auf ein Bündnis 
verzichten zu können. Der Bürgermeister von Vitória do 
Xingu hatte es versäumt, sich die Teilnahme vom 
Stadtrat genehmigen zu lassen und wird nun von diesem 
daran gehindert. 
Zu den Befürwortern des traditionellen Entwick-
lungsmodells zählen neben dem Consórcio Belo 
Monte die Akteure mit überwiegend ökonomi-
schen Interessen, hierzu gehört vor allem die 
Landesregierung und der Unternehmerverband 
ACIAPA. Alle stimmen darin überein, dass die 
Mittel der Eletronorte schon vor Beginn des 
Staudammbaus bereitgestellt werden und ein Teil 
der Regionalentwicklungsprojekte schon vor 
Beginn des Baus abgeschlossen sein müssen. In 
dieser Haltung drückt sich die Skepsis gegenüber 
den Versprechungen der Eletronorte und der 
anderen staatlichen Akteure aus, die ihre 
Versprechungen in der Vergangenheit selten 
eingehalten haben. 
Der Unternehmerverband ACIAPA verfügt über 
eine differenziertere Problemsicht als das Con-
sórcio, insbesondere in ökologischer Hinsicht. 
Zwischen ACIAPA und dem MDTX gibt es 
punktuelle Kooperationen, vor allem wenn es um 
wirtschaftspolitische Fragen geht, die beide Seiten 
interessieren. Eine Zusammenarbeit zwischen 
dem Consórcio und dem MDTX ist bislang nicht 
möglich gewesen. 
4.1.3.3 Befürworter eines nachhaltigen 
Modells und einer nachhaltigen 
Strategie für den Bau großer 
Infrastrukturprojekte 
Zum Zeitpunkt der Erhebung zeigte sich, dass seit 
dem Regierungswechsel die Dialog- und Ver-
handlungsbereitschaft, die bisher nur das Bundes-
umweltministerium auszeichnete, auch im Ener-
gieministerium und der Eletronorte enorm zuge-
nommen hatte. 
Das Bundesumweltministerium (MMA) hatte 
schon vor dem Regierungswechsel eng mit den 
zivilgesellschaftlichen Gruppen in Altamira und 
an der Transamazônica zusammengearbeitet. 
Diese Zusammenarbeit bezog sich vor allem auf 
Experimente der Bauernorganisationen an der 
Transamazônica mit Agroforstsystemen und einer 
Brachewirtschaft ohne Brandrodung, die durch 
das PPG7 unterstützt wurden und dem MDTX 
ermöglichten, sich umweltpolitisch zu qualifizie-
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ren. Auch personell gab es enge Beziehungen 
zwischen dem MDTX und dem MMA. So wurden 
Führungspersönlichkeiten aus der Region ins 
MMA berufen, um Pilotprojekte in diesem Be-
reich zu leiten oder sie wurden konsultiert, wenn 
politische Strategien für Amazonien entworfen 
wurden. Diese Kontakte haben sich mit der neuen 
Regierung weiter vertieft. 
Innerhalb der Bundesregierung hatte sich Marina 
Silva, die neue Bundesumweltministerin, nicht 
explizit für oder gegen den Staudamm von Belo 
Monte ausgesprochen. In ihrem Programm 
„Nachhaltiges Amazonien“ vom Juli 2003 stellt 
sie fest, dass „es nicht wirtschaftliche Aktivitäten 
oder Infrastrukturinvestitionen als solche sind, die 
zu Umweltschäden und sozialen Konflikten in der 
Region beitragen, sondern die Tatsache, dass sie 
ohne sorgfältige Analyse, ohne Debatten mit der 
lokalen Bevölkerung und ohne den Versuch, ihre 
negativen Effekte zu vermeiden, abzumildern oder 
zu lösen durchgeführt worden sind“.139 Im 
Dokument wird gefordert, dass allen öffentlichen 
Investitionen vorbeugende Maßnahmen vorge-
schaltet sein müssen, um negative soziale und 
Umweltwirkungen zu minimieren. Obwohl diese 
Regeln „der Erhaltung und dem Ausbau öffentli-
cher Infrastruktur in Amazonien scheinbar eine 
Reihe von Restriktionen auferlegen, so wird doch 
die Akzeptanz eines partizipativen und sorgfälti-
geren Verfahrens der Entscheidungsfindung diese 
Investitionen verbreitern und absichern. Ein gro-
ßer Teil der gesetzlichen Hürden, die heute Infra-
strukturarbeiten lähmen, werden abgebaut oder 
gar nicht erst wirksam werden. Mehr noch, die 
Garantien für Nachhaltigkeit und Transparenz, die 
diesen Entscheidungsverfahren innewohnen, wer-
den das Engagement großer internationaler und 
multilateraler Finanzierungsagenturen erleichtern, 
die solche Garantien verlangen“.140 Dieses Doku-
ment spiegelt die politische Entscheidung wieder, 
nicht auf die Blockade von Entwicklungsinvestiti-
onen zu setzen, sondern den Ausgleich von Ent-
wicklung und Umweltschutz erreichen zu wollen. 
Gleichzeitig wird auch das Risiko sichtbar, Kon-
                                                     
139  Ministério do Meio Ambiente (2003b), S. 7. 
140  Vgl. Ministério do Meio Ambiente (2003b), S. 21. 
sultationen und Verhandlungen zur Legitimation 
von Entscheidungen einzusetzen, die ohne die 
Beteiligten getroffen wurden und grundsätzlich 
nicht mehr zur Disposition stehen. 
Bundesumweltministerium und Energieministe-
rium haben eine interministerielle Arbeitsgruppe 
reaktiviert, deren Auftrag die Untersuchung der 
Auswirkungen großer Staudammprojekte in Ama-
zonien ist. Ziel ist die Formulierung kohärenter 
Politiken. 
4.1.3.4 Zwischenergebnisse 
Die Bündnisse der Befürworter eines alternativen 
Entwicklungsmodells sind vor Ort viel stärker als 
die Bündnisse der Befürworter des traditionellen 
Entwicklungsmodells, die mit der Landesregie-
rung besser verknüpft sind. Seitdem die positive 
Entscheidung über das Kraftwerk in Belo Monte 
gefallen ist, stehen erstere gegenüber der Bundes-
regierung – zu der sie eine große politische Nähe 
haben – vor dem Problem einer starken sachlichen 
Differenz, während letztere politisch keine Ver-
bindungen haben, in der Sache aber ein gemein-
sames Interesse mit der Bundesregierung verfol-
gen. 
Die sozialen Bewegungen in Altamira verfügen 
über eine klare Analyse der sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Auswirkungen des Pro-
jektes. Sie haben sich durch ihren hohen Organi-
sationsgrad, ihre gute Artikulationsfähigkeit und 
das hohe Mobilisierungspotenzial einen großen 
Handlungsspielraum geschaffen, innerhalb dessen 
sie nun die verschiedenen Optionen ausschöpfen 
können. Diese Optionen reichen von einer Durch-
setzung des alternativen Entwicklungsmodells 
ohne Staudammbau bis hin zu erfolgreich verhan-
delten Regionalentwicklungsplänen mit der Etab-
lierung nachhaltiger Produktionssysteme, die trotz 
des überholten traditionellen Entwicklungsmo-
dells mit einem Staudamm umgesetzt werden 
könnten. 
Wie ursprünglich vermutet, stellen sich die unter-
schiedlichen Gruppen zwar konfrontativ zueinan-
der auf, es bestehen jedoch große Dialogmöglich-
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keiten, da Verbindungen zwischen den einzelnen 
gegnerischen Gruppen und Blöcken vorhanden 
sind. Es zeugt von der Stärke des MDTX und von 
der Dialog- und Verhandlungsbereitschaft der 
neuen Bundesregierung, dass nun auch die Eletro-
norte versucht, Kontakt zum MDTX zu knüpfen.  
4.1.4 Strategien der wichtigsten 
Akteursgruppen um Belo Monte 
In der vergleichenden Umweltpolitikforschung 
wird davon ausgegangen, dass Strategien sich im 
Wesentlichen daraus ergeben, wie Akteure mit 
ihren spezifischen Ressourcen den objektiven 
Handlungskorridor und insbesondere den situati-
ven Kontext nutzen. Diese Aussage lässt sich 
anhand der Strategiebildung des Bündnisses aus 
lokaler Zivilgesellschaft und Ministério Público 
Federal um den geplanten Staudammbau in Belo 
Monte veranschaulichen. Der situative Kontext in 
Form der Präsidentschaftswahlen des Jahres 2002 
und des damit verbundenen Regierungswechsels 
ist eine entscheidende Bezugsgröße für die Strate-
giebildung. Der Strategiebildungsprozess lässt 
sich grob in zwei Phasen unterteilen: in die Phase 
bis zu den Präsidentschaftswahlen 2002 und in die 
Phase nach dem Regierungswechsel.  
4.1.4.1 Erste Phase bis zu den 
Präsidentschaftswahlen 2002 
Die mit dem Staudammbau verbundenen Umwelt-
folgen sind für die betroffene Bevölkerung durch 
die Erfahrungen mit früheren Staudammprojekten 
in der Region wie Tucuruí oder dem geplanten 
Vorläuferprojekt Belo Montes, Kararaô, abschätz-
bar und politisierbar. Ihren Ursprung hat die Dis-
kussion um die Umweltfolgen in der sozialen 
Frage, wobei für Belo Monte die soziale 
Dimension und die Umweltdimension durch die 
Erfahrungen von Tucuruí von vornherein mitein-
ander verbunden sind. Die Furcht vor der Verän-
derung des eigenen Lebensraums führt zu einer 
gemeinsamen Betroffenheitslage und ist Aus-
gangsmotiv für den Strategiebildungsprozess um 
Belo Monte. Die ursprüngliche Protestbasis von 
direkt betroffenen Indigenen verbreitert sich mit 
der Einbeziehung des MDTX als gemeinsamem 
Artikulationsforum sozialer Bewegungen und 
lokaler NRO im weiteren Einzugsgebiet des Stau-
damms zu einer breiten sozialen Basis potenziell 
Betroffener. Die Bedeutung des Staudamms für 
die zivilgesellschaftliche Bewegung zeigte sich 
auch in der Namensänderung, die sie zu diesem 
Zeitpunkt vornahm. Die Bewegung hieß nun nicht 
mehr „Bewegung für das Überleben an der Trans-
amazônica“ (MPST) sondern „Bewegung für die 
Entwicklung an der Transamazônica und des 
Xingu“ (MDTX). Aus dem MDTX erfolgt in Ko-
operation mit dem MPF, das von den Indigenen 
über die Vermittlung einer kirchlichen NRO ange-
rufen worden war, die Bildung eines strategischen 
Bündnisses zur Verhinderung des Staudammbaus. 
Zu diesem Zeitpunkt lassen sich die divergieren-
den Interessen innerhalb des MDTX auf einen 
kleinsten gemeinsamen Nenner bringen: Das 
Staudammprojekt soll kurzfristig bis zu den 
Wahlen 2002 aufgehalten und im Fall eines Re-
gierungswechsels durch eine politische Entschei-
dung verhindert werden. Die Motivation des 
MDTX lässt sich mit den Worten einer Vertreterin 
folgendermaßen zusammenfassen: 
„Die Kritik des Movimento am Stau-
damm ist grundsätzlich formuliert und 
bezieht sich auf die ökonomische und 
ökologische Machbarkeit des Stau-
damms. Das ist etwas Neues in der Re-
gion. Normalerweise wird von den sozi-
alen Bewegungen erwartet, dass sie For-
derungen stellen nach Schulen, Straßen-
bau usw. und nicht, dass sie grundsätzli-
che Fragen an ein Großprojekt richten. 
Das hatte man nicht erwartet, und nun ist 
die Situation komplizierter geworden. 
Was uns antreibt, ist, dass das Wasser-
einzugsgebiet des Xingu das letzte vom 
Menschen ungestörte Wassereinzugsge-
biet ist, das wir in Amazonien haben.“ 
Ob die strategiebildende Motivation zu diesem 
Zeitpunkt aus einem gefestigten Umweltbewusst-
sein heraus erfolgt oder eher ein „vorgeschobenes 
Argument“ darstellt, ist zu diesem Zeitpunkt nicht 
erheblich. Der Umweltgenehmigungsprozess bot 
die einzige Möglichkeit zur Einflussnahme, weil 
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sie bisher der einzige öffentliche Vorgang in dem 
Genehmigungsverfahren für den Staudamm war. 
Zu einer umweltpolitischen Strategie werden die 
Aktionen des Bündnisses in jedem Fall durch die 
Nutzung umweltrechtlicher Partizipationsinstru-
mente. Die über das MPF erhobene Klage (ação 
civil pública) setzt neben der Argumentation über 
die Betroffenheit Indigener an der Forderung nach 
der Einhaltung der brasilianischen Umweltgesetze 
an. Konkrete Forderungen des MPF an die Eletro-
norte, die vom Obersten Gerichtshof bestätigt 
worden sind, sind: 
— Eine Entscheidung des Kongresses über das 
Projekt vor dem UVP-Verfahren aufgrund 
der eventuellen Betroffenheit indigener Ge-
biete, 
— öffentliche Ausschreibung des UVP-
Verfahrens, 
— Umweltlizenzvergabe durch die dem Bun-
desumweltministerium unterstehende Bun-
desbehörde IBAMA und nicht durch die 
richtige Landesumweltbehörde SECTAM. 
An der einstweiligen Verfügung über die Einstel-
lung des bisherigen Umweltgenehmigungsverfah-
rens hat die Anwendung der umweltrechtlichen 
Partizipationsinstrumente eine positive Wirkung 
gezeigt. Eine wichtige Rolle spielte dabei die 
systematische Einbindung der Medien, die konti-
nuierlich über den Fall berichteten. Eine Verhin-
derung des gesamten Projekts konnte mit diesen 
Mitteln allein aber nicht erreicht werden.  
Parallel zur Anwendung umweltrechtlicher Parti-
zipationsinstrumente setzte das zivilgesellschaftli-
che Forum MDTX politische Instrumente ein. 
Dabei konzentrierte es sich im Wesentlichen auf 
drei Bereiche:  
— Erstens die Mobilisierung und Information 
der Bevölkerung, um die Strategie des 
staatlichen Energieunternehmens Eletro-
norte zu hinterfragen. Die Eletronorte ver-
suchte die lokale Bevölkerung mit ver-
schiedenen Kampagnen wie gesponserten 
Reisen nach Tucuruí oder die Bereitstellung 
von Solar Home Systems in indigenen Ge-
bieten davon zu überzeugen, dass der Stau-
damm die „Rettung“ für die Region bedeu-
ten würde. Instrumente des MDTX waren 
Workshops und Diskussionsveranstaltun-
gen in Gemeinden zum geplanten Stau-
dammprojekt, Basisarbeit, Aufklärungs- 
und Mobilisierungskampagnen z. B. über 
Broschüren sowie Demonstrationen zu 
wichtigen Ereignissen. 
— Zweitens die Stärkung der eigenen Kapazi-
tät und Attraktivität für Dialog- und Ver-
handlungsprozesse: Vernetzung mit ande-
ren zivilgesellschaftlichen Akteuren der na-
tionalen und internationalen Ebene zur Er-
weiterung der eigenen (wissenschaftlichen) 
Argumentationsbasis, Dialog mit dem Bun-
desumweltministerium und punktuell mit 
dem Unternehmenssektor auf lokaler 
Ebene. 
— Drittens Diskussion und Entwicklung alter-
nativer Entwicklungsmodelle für die Re-
gion: nachhaltige Nutzungssysteme, ländli-
che Elektrifizierung, Asphaltierung der 
Transamazônica mit Instandhaltung der Zu-
bringerstraßen. 
4.1.4.2 Zweite Phase nach dem 
Regierungswechsel 
Das Ziel der ersten Strategiephase, die Verhinde-
rung des Staudammprojekts in der Amtszeit Fer-
nando Henrique Cardosos, wurde erreicht. Mit 
dem Stopp des bisherigen UVP-Verfahrens sowie 
der voraussichtlichen Zuweisung des Umweltge-
nehmigungsverfahrens an das IBAMA wurde ein 
umweltpolitischer Erfolg erzielt.  
Die kurzfristige Zielbildung des Bündnisses aus 
Zivilgesellschaft und MPF gestaltet sich in der 
zweiten Strategiephase schwieriger. Die Verhin-
derung des Staudammbaus, auf die sich in der 
ersten Strategiephase alle unterschiedlichen Posi-
tionen innerhalb des zivilgesellschaftlichen Fo-
rums einigen konnten, ist in der zweiten Phase 
nicht mehr Ziel um jeden Preis. Stattdessen lassen 
sich folgende zwei Zielvorstellungen ausmachen: 
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— Die „Maximalposition“, vertreten von Tei-
len des MDTX und dem MPF aus Belém, 
bei der an der Verhinderung des Stau-
damms aus sozialen und ökologischen 
Gründen festgehalten wird. 
— Die „Minimalposition“, vertreten von Tei-
len des MDTX und den zivilgesellschafts-
nahen PT-Abgeordneten, die den Bau eines 
Staudamms bei ökonomischer Machbarkeit 
und nationalem Bedarf für tragfähig hält 
und deren Interesse in erster Linie die Aus-
handlung des von der Zivilgesellschaft vor-
geschlagenen alternativen regionalen Ent-
wicklungsmodells ist. Es besteht Interesse 
an einer schnellen Entscheidung der 
Regierung über das Staudammprojekt, um 
Planungssicherheit für die Region zu er-
halten und den Staudamm in einem Paket 
mit der Asphaltierung der Transamazônica, 
Programmen zu nachhaltigen Nutzungs-
systemen und Agrarberatung für die klein-
bäuerliche Familienwirtschaft zu verhan-
deln. In diesem Fall würden negative Um-
weltfolgen durch den Staudammbau in 
Kauf genommen werden.  
Gemeinsam ist beiden Strömungen, dass die je-
weiligen Ziele durch Einflussnahme auf die politi-
sche Entscheidung der neuen Regierung zum 
Staudammprojekt erreicht werden sollten. Zum 
Zeitpunkt der Erhebung gingen die Befragten 
davon aus, dass über Dialog und Verhandlung 
etwas erreicht werden könne. Diese Einschätzung 
beruhte auf folgenden drei Faktoren:  
— Erstens auf der generellen Bereitschaft der 
Regierung zu einer Diskussion um die nati-
onale Energiepolitik und die Entwicklung 
Amazoniens. Dagegen sprach bereits da-
mals, dass die Energiegewinnung durch 
Wasserkraft nach Aussagen aller Vertreter 
der energiepolitischen Regierungsinstanzen 
selbst weiterhin Priorität innerhalb der 
Energiematrix der neuen Regierung hat.141  
                                                     
141 Vgl. auch Perspectivas de continuidade marca política 
energética do Governo Lula, http://www.amazonia.org. 
br/noticias/print.cfm?id=66007 [14.05.03]. 
— Zweitens auf der personellen Neubesetzung 
der Führungsebenen der energie- und um-
weltpolitisch wichtigen Regierungsorgane 
mit Personen, die eine Affinität zur Zivilge-
sellschaft aufweisen. Die sozialen Bewe-
gungen und ihre politischen Artikulations-
kanäle verstanden sich nun selbst als direkte 
Gesprächspartner der Regierung. 
— Und drittens auf der verstärkten Wahrneh-
mung der politikgestaltenden Funktion des 
Energieministeriums. Die Entscheidung über 
Belo Monte sollte vom Energieministerium 
und vom staatlichen Energiekonzern Eletro-
brás nach Diskussion mit Vertretern des 
Privatsektors und der Zivilgesellschaft 
erfolgen.142 
Die Entscheidung der Bundesregierung zum Was-
serkraftwerk in Belo Monte ist gefallen, ohne 
einen breiten Konsultationsprozess vorzuschalten. 
Die Tatsache, dass im PPA 2004–2007 bisher nur 
Mittel für die Machbarkeitsstudien vorgesehen 
sind, scheint aber anzudeuten, dass noch Spiel-
räume für Erörterungen bestehen. 
Für die Einflussnahme auf die politische Ent-
scheidung der Regierung zum Staudammbau Belo 
Monte stehen den zivilgesellschaftlichen Akteuren 
zwei (komplementäre) Dialogoptionen zur Verfü-
gung: der energiepolitische und der umweltpoliti-
sche Dialog. Die Forderungen, die die zivilgesell-
schaftlichen Akteure innerhalb dieser Dialogopti-
onen erheben bzw. erheben können, finden sich 
weitgehend auch in den Empfehlungen der World 
Commission on Dams zur Planung und Imple-
mentierung von Staudammprojekten wieder (siehe 
Kasten 15). Den zivilgesellschaftlichen Akteuren 
steht mit den international erarbeiteten Empfeh-
lungen eine wichtige Argumentationsbasis zur 
Verfügung, die aber bei den staatlichen Akteuren 
in Brasilien noch keine ausreichende Akzeptanz 
gefunden hat. 
                                                     
142 Vgl. Pinto (2003c). 
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Energiepolitischer Dialog 
Der Dialog um eine alternative Energiematrix in 
Brasilien ist zunächst sowohl für die Maximalis-
ten als auch für die Minimalisten eine wichtige 
und bereits in die Praxis umgesetzte Option. Eine 
Delegation aus Vertretern der lokalen Zivilgesell-
schaft durch das MDTX und der Zivilgesellschaft 
nahe stehenden PT-Abgeordneten aller drei Ver-
waltungsebenen initiierte einen Dialogprozess mit 
den verschiedenen energiepolitischen Behörden in 
Brasilia. Dieser Dialog hat den Partizipationspro-
zess in der Energiepolitik wieder in Gang gesetzt. 
Dies stellt insofern einen strategischen Wandel 
dar, als dass die Zivilgesellschaft ihre vorherige 
Konfrontationsstrategie gegenüber dem Energie-
sektor zu Gunsten eines Dialogs aufgegeben hat. 
Der Zeitpunkt für eine Teilnahme der Zivilgesell-
schaft und ihrer wissenschaftlichen Unterstützer 
an der energiepolitischen Diskussion ist günstig. 
Dass über diesen energiepolitischen Dialog eine 
tiefgreifende Veränderung der Energiematrix – 
weg von der neuen Erschließung der Wasserkraft-
potenziale in Amazonien hin zu erneuerbaren 
Energien und effizienterer Nutzung bestehender 
Systeme – erzielt werden kann, stellt sich nach 
den jüngsten Äußerungen aus Regierungskreisen 
zur Energiepolitik als unwahrscheinlich dar. Auch 
unter der Regierung Lula wird der Nutzung des 
Wasserkraftpotenzials oberste Priorität einge-
räumt; allenfalls Sonnenenergie wird für die Ver-
sorgung isolierter Gemeinden in Betracht gezo-
gen. Der Fall Belo Monte wird exemplarische 
Bedeutung für die zukünftige Energieversorgung 
Brasiliens und die Rolle Amazoniens erlangen. 
Für die beiden innerhalb der lokalen Zivilgesell-
schaft festgestellten Verhandlungspositionen be-
deutet die derzeitige Haltung der Regierung, dass 
die „Minimalisten“ Erfolg damit gehabt haben, 
die Regierung darauf zu drängen, eine Entschei-
dung für Belo Monte zu treffen. Aus ihrer Per-
spektive bedeutet die Entscheidung der Regierung 
Planungssicherheit und eine hohe Wahrschein-
lichkeit für die erfolgreiche Aushandlung des al-
ternativen Entwicklungspakets. Hoffnungen setzt 
man dabei auf die guten persönlichen Kontakte 
mit den Regierungsbehörden durch die perso-
nellen Neubesetzungen im Zuge des Regierungs-
wechsels (siehe Kasten 16).  
Wenn allerdings die Aushandlung der regionalen 
Entwicklung zum obersten Ziel erklärt wird, un-
terscheidet sich die Minimalposition der Zivilge-
sellschaft und ihrer Unterstützer nicht wesentlich 
von der Position der organisierten Befürworter auf 
lokaler Ebene in Form des interkommunalen Zu-
sammenschlusses Consórcio Belo Monte und der 
Kasten 15: Einige Empfehlungen der World Com-
mission on Dams für Good Practices 
bei der Konzeption von Staudämmen 
Strategic Priority 1: Gaining Public Acceptance 
• Stakeholder Analysis 
• Negotiated Decision-Making Processes 
Strategic Priority 2: Comprehensive Options Assessment
• Strategic Impact Assessment for Environmental, So-
cial, Health and Cultural Heritage Issues 
• Project-Level Impact Assessment for Environmental, 
Social, Health and Cultural Heritage Issues 
• Multi-Criteria Analysis 
• Greenhouse Gas Emissions 
• Valuation of Social and Environmental Impacts 
Strategic Priority 3: Addressing Existing Dams 
Strategic Priority 4: Sustaining Rivers and Livelihoods 
• Baseline Ecosystem Surveys 
• Maintaining Productive Fisheries 
Strategic Priority 5: Recognising Entitlements and 
Sharing Benefits 
• Baseline Social Conditions 
• Impoverishment Risk Analysis 
• Implementation of the Mitigation, Resettlement and 
Development Action Plan 
Strategic Priority 6: Ensuring Compliance 
• Compliance Plans 
• Independent Review Panels for Social and Environ-
mental Matters 
Strategic Priority 7: Sharing Rivers for Peace, Develop-
ment, and Security 
• Procedures for Shared Rivers 
Quelle: WCD (2000), S. 278 
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Unternehmervereinigung ACIAPA. Das Ziel bei-
der Gruppen ist die regionale Entwicklung, wobei 
die einen stärker (Consórcio) und die anderen we-
niger stark (ACIAPA) den Staudammbau auf-
grund seiner wirtschaftlichen Impulse und des 
finanziellen Mitteltransfers für notwendig erach-
ten. Bei dieser gemeinsamen Zielvorstellung 
könnte es auf lokaler Ebene zu neuen Kooperatio-
nen zwischen öffentlichen, zivilgesellschaftlichen 
und privatwirtschaftlichen Akteuren um regionale 
Entwicklungsprojekte kommen, sofern die in ers-
ter Linie zwischen Consórcio und zivilgesell-
schaftlichem Bündnis bestehenden ideologischen 
Barrieren überwunden würden. Dem Consórcio 
könnte an einer Zusammenarbeit mit Teilen der 
Zivilgesellschaft gelegen sein, weil für die Befür-
worter des Staudamms die Verhandlung mit den 
energiepolitischen Regierungsbehörden aufgrund 
der unterschiedlichen parteipolitischen Zugehö-
rigkeit schwieriger geworden ist. Auch die Befür-
worter haben mit der Zivilgesellschaft nachgezo-
gen und die Notwendigkeit für eine (Wieder-) 
Aufnahme des Dialogs mit dem Energiesektor 
erkannt, nachdem nach eigenen Angaben die Be-
ziehungen unmittelbar nach dem Regierungs-
wechsel auf Eis lagen.143 Ein weiteres Argument 
spricht für die Veränderung der Kooperations-
möglichkeiten auf lokaler Ebene. 2004 stehen 
Kommunalwahlen an und eine parteipolitische 
Veränderung zu Gunsten der Zivilgesellschaft ist 
theoretisch denkbar.  
Die machtpolitischen Interessen sind für die Stra-
tegieänderung bei Teilen des zivilgesellschaftli-
chen Bündnisses MDTX ein nicht zu vernachläs-
sigender Faktor und wurden von Interviewpart-
nern geäußert, die sich klar für den Staudamm 
aussprachen. Für sie ist der Strategiewechsel der 
Zivilgesellschaft von der Blockadehaltung zur 
quasi Einforderung des Staudamms nur mit 
machtpolitischen Interessen zu erklären. Denn die 
erfolgreiche Teilnahme an den anstehenden 
Kommunalwahlen, für die Vertreter des zivilge-
sellschaftlichen Bündnisses Ambitionen zu zeigen 
scheinen, ist nach dieser Einschätzung nur dann 
möglich, wenn man sich der Mehrheitsmeinung 
der Bevölkerung für den Staudamm anschließt.145 
                                                     
143  Vgl. O Liberal (2003). 
144  Vgl. Fritz (2003) für eine detaillierte Analyse der 
konservativen Wirtschaftspolitik der Regierung Lula. 
145 Die Annahme, dass die Bevölkerung einem Staudamm 
mehrheitlich zustimmt, beruht auf einer Umfrage, die 
Kasten 16: Die Arbeiterpartei PT und die sozia-
len Bewegungen im Bundesstaat Pará
Die Gründung des PT in Pará Ende der 80er Jahre war eng 
mit den lokalen Auswirkungen der Erschließungspolitik 
Amazoniens verknüpft. Die soziale Basis der Partei bestand 
nicht nur aus urbanen Gruppen in der Hauptstadt Belém und 
Santarém (Gewerkschaften, linke Intelligenz), sondern auch 
aus den neuen Bevölkerungsgruppen auf dem Land, die 
durch die Erschließungspolitik nach Pará gekommen waren 
und starken Anteil an der Erneuerung der Kleinbauern- und 
Landarbeitergewerkschaften hatten. Der Protest gegen die 
Vernachlässigung der Kleinbauern und ihre Rechtlosigkeit 
gegenüber den Großgrundbesitzern, die ihre Interessen oft 
mit Gewalt durchsetzten und kaum mit einer Strafverfol-
gung rechnen mussten, konzentrierte sich auf Santarém, 
Altamira und Marabá. 
Durch die Wahl des PT-Führers Luiz Inácio Lula da Silva 
zum Staatspräsidenten im Oktober 2002 wurden in Pará die 
Machtverhältnisse stark verändert. Während die Landesre-
gierung nach wie vor von der sozialdemokratischen PSDB 
angeführt wird, werden die lokalen Vertretungen der Bun-
desbehörden (IBAMA, INCRA u. a.) nun von Vertretern der 
sozialen Bewegungen, der PT und der kommunistischen 
Partei PCdoB geleitet. Bisher waren diese Bundesbehörden 
in klientelistische Beziehungen mit den Eliten Parás einge-
bunden und hatten die Fortsetzung illegaler Praktiken auf 
dem Land kaum behindert. Die sozialen Bewegungen er-
warten von den neuen Behördenleitern, dass sich dies nun 
ändern wird. 
An welchem Entwicklungsmodell sich die Maßnahmen des 
Bundes in Pará orientieren werden, ist noch nicht klar. Die 
Festlegungen im Mehrjahresplan PPA 2004–2007 sprechen 
für eine Kontinuität des traditionellen, an den Interessen der 
Industrie und der großbetrieblichen Landwirtschaft orien-
tierten Entwicklungsmodells. Daneben versuchen das MMA 
und die Agrarreformbehörde INCRA, der Kritik an der 
Nichtnachhaltigkeit der bisher dominierenden Erschlie-
ßungspolitik Rechnung zu tragen. In der Bundes-PT gibt es 
– ebenso wie in der PT Pará – starke pragmatische Strö-
mungen, die sich am herkömmlichen Entwicklungsmodell 
orientieren und der Stärkung der Industriestandorte den 
Vorrang geben. Das dominierende Motiv ist jedoch, das 
Vertrauen der internationalen Finanzmärkte und des IWF zu 
erhalten.144 Zu einem politischen und ökonomischen 
Interessenausgleich mit den sozialen Bewegungen an der 
paraensischen Basis ist es daher noch ein weiter und kon-
fliktträchtiger Weg. 
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Der energiepolitische Dialog bietet aufgrund der 
oben erwähnten nationalen Nachfragesituation 
nach Energie und der Existenz von Alternativ-
projekten mit strategisch höherem Wert als Belo 
Monte für eine Verhinderung des Staudamms 
nicht weniger ungünstige Bedingungen. Aller-
dings wäre mit einer Abwendung von Belo Monte 
zugunsten eines neuen Staudammgroßprojekts in 
Amazonien nicht unbedingt ein umweltpolitischer 
Erfolg zu verzeichnen. Wenn den Verhinderern 
innerhalb des MDTX und dem gesamten Bündnis 
wie in der ersten Strategiephase weiterhin an der 
Lösung der negativen ökologischen und sozialen 
Folgen von Staudammbauten gelegen ist, müsste 
komplementär zum energiepolitischen ein um-
weltpolitischer Dialog geführt werden. An der 
Durchsetzungsfähigkeit dieser umweltpolitischen 
Ziele innerhalb des zivilgesellschaftlichen Bünd-
nisses gegenüber dem pragmatischen Ziel der 
Aushandlung eines regionalen Entwicklungspa-
kets wird sich zeigen, ob es dem Bündnis zukünf-
tig gelingen wird, die unterschiedlichen Positio-
nen zusammenzuhalten.  
Umweltpolitischer Dialog 
Das Bundesumweltministerium MMA ist in Ener-
giefragen aufgrund seiner derzeitigen Stellung in-
nerhalb der Regierung nach Einschätzung ver-
schiedener Interviewpartner nicht der relevanteste 
Kooperationspartner zur Einflussnahme auf die 
nationale Energiepolitik. Dennoch kann der Aus-
bau des bereits bestehenden strategischen Dialogs 
zwischen der Zivilgesellschaft und MMA wichtig 
für die Durchsetzungschancen von Umweltpolitik 
in der Energiepolitik sein. Die Einschätzung des 
geringen direkten Einflusses des MMA auf die 
Energiepolitik wird durch den offiziellen Diskurs 
des Ministeriums selbst unterstrichen. Demzufol-
ge will die neue Ministerin Großprojekte zwar so 
nachhaltig wie möglich gestalten, aber keine Blo-
ckadestrategie fahren. Nach Einschätzung eines 
                                                                                  
2001 im Auftrag der Eletronorte in den urbanen Zentren 
durchgeführt wurde. Das Ergebnis war, dass 2/3 der 
Bevölkerung dem Staudammbau zustimmten. Diese 
Umfrage hatte stattgefunden, bevor das MDTX seine 
Informationskampagne durchgeführt hatte. 
Befragten aus dem MMA selbst wird sich an Belo 
Monte die Handlungs- und Kohärenzfähigkeit der 
neuen Regierung messen lassen. Der Fall bietet 
zudem die Gelegenheit, die neue Handlungsme-
thodik der Regierung, d. h. die Suche nach dem 
Dialog, unter Beweis zu stellen. Der umweltpoli-
tische Dialog könnte folgenden Aspekten dienen: 
— Zur Einflussnahme über das MMA auf das 
IBAMA zur Ausgestaltung der Anforderun-
gen an die neue UVP sowie zur Auferlegung 
strengerer Umweltauflagen bei der Lizenz-
vergabe für den Staudammbau. Da durch die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit bekannt 
ist, dass ein Staudamm das gesamte Wasser-
einzugsgebiet eines Flusses beeinträchtigen 
würde, müsste eine Studie über das gesamte 
Flussbecken des Xingu erstellt werden. Der 
Fall Belo Monte könnte nach Einschätzung 
eines Befragten aus der umweltpolitischen 
Perspektive exemplarisch für den zukünf-
tigen Genehmigungsprozess großer Wasser-
kraftwerke werden. Bisher wurde in der 
Praxis immer jeder Fall einzeln auf seine 
Umweltauswirkungen bewertet, während 
keine Gesamtschau der anthropogenen Ein-
flüsse zur Energiegewinnung im gesamten 
Flussbecken stattfand. Um die Einhaltung 
von Umweltgesetzen bei den Anforderungen 
an die Umweltverträglichkeitsstudie und die 
Lizenzvergabe durch das IBAMA einzu-
fordern, stünden der Zivilgesellschaft wie-
derum eine Reihe umweltrechtlicher Instru-
mente zur Verfügung. Für die Hinaus-
zögerung des Staudammprojektes gäbe es an 
dieser Stelle ausreichend Handlungsspiel-
raum.  
— Zur Stärkung des Umweltministeriums bei 
der Umsetzung von Umweltpolitik als Quer-
schnittsdimension im Kabinett und in den 
verschiedenen energiepolitischen und auf die 
Entwicklung Amazoniens bezogenen Ar-
beitsgruppen. 
— Zur Konsolidierung der bisherigen strategi-
schen Partnerschaft in Bezug auf die Ein-
richtung eines Mosaiks von Naturschutzge-
bieten in der Terra do Meio, vor allem auch 
im Hinblick auf eine potenzielle Vernetzung 
der Zivilgesellschaft entlang der BR-163. 
Umweltpolitik in Amazonien 59 
4.2 Die Asphaltierung der Bundesstraße 
BR-163  
4.2.1 Problemstruktur 
Die Asphaltierung wird von allen befragten Ak-
teuren gewünscht. Probleme entstehen nach An-
sicht der Kritiker erst durch die mit ihr verbun-
dene Ausweitung der Sojaproduktion, der Vieh-
wirtschaft sowie des illegalen Holzeinschlags. 
Diese Aktivitäten bringen Landkonflikte, insbe-
sondere die Vertreibung der Kleinbauern, mit 
sich. Verstärkt wird der Druck, den die Soja-
produzenten aus Mato Grosso ausüben, auch 
durch den Ausbau des Hafens von Santarém durch 
das US-amerikanische Unternehmen Cargill, das 
große Interessen in der Sojawirtschaft hat. 
Die Asphaltierung der Bundesstraße BR-163 zwi-
schen Cuiabá (Mato Grosso) und Santarém (Pará) 
war Teil des Plans Avança Brasil und ist auch im 
neuen PPA 2004–2007 als Kooperationsvorhaben 
mit dem Privatsektor vorgesehen. Sie soll der 
Senkung der Transportkosten der Soja und damit 
der Erhöhung ihrer internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit dienen. Dementsprechend sind keine 
Maßnahmen für die lokale wirtschaftliche Ent-
wicklung Amazoniens mit ihr verbunden. 
Da der Abschnitt von Cuiabá bis zur paraensi-
schen Grenze bereits asphaltiert ist, geht es nun 
um die Asphaltierung der restlichen 984 km in 
Pará. Die nördliche Teilstrecke zwischen Santa-
rém und Rurópolis wird bereits vom 7. Ingeni-
eurs- und Baubatallion des Heers asphaltiert.146 
Für diesen Abschnitt werden bereits Teillizenzen 
vergeben, für die auch jeweils Teil-UVPs gemacht 
werden. Dies ist problematisch, weil so keine 
einheitlichen Standards gesetzt und eingehalten 
werden. Zudem sollen die 49 Holzbrücken entlang 
der Straße durch Betonbrücken ersetzt werden. 
Die Fertigstellung der Straße soll insgesamt  
                                                     
146  Ein Teil der Strecke ist bereits asphaltiert worden, 
nämlich derjenige zwischen den Munizipien Santarém 
und Belterra. Vgl. Midianews (2001). 
623 Millionen R $ – etwa 219 Millionen US $ – 
kosten.147 
Insgesamt gibt es eine Reihe von negativen und 
positiven sozialen, ökologischen und ökonomi-
schen Auswirkungen der Asphaltierung der BR-
163 zusammen mit dem Hafenausbau in Santarém 
und der Ausweitung des Sojaanbaus sowie der 
Viehzucht und des illegalen Holzeinschlags. Nach 
Ansicht der Befragten sind die gravierendsten 
sozialen Folgen:  
— Zunahme der Landkonflikte, insbesondere 
durch illegale Landnahme, die Vertreibung 
der Kleinbauern, die zum Verkauf ihres 
Landbesitzes gezwungen werden, und die 
daraus resultierende Landflucht;  
— Überlastung der ohnehin unzureichenden 
städtischen Infrastruktur durch die Zu-
nahme der Migration vom Land, aber auch 
aus anderen Teilen Brasiliens, in der Hoff-
nung auf Arbeit und Land;  
— die Zunahme von Konflikten durch stei-
gende Kriminalität, Prostitution und Alko-
holkonsum, ausgelöst durch die Migration.  
Die wichtigste ökologische Folge ist die Entwal-
dung, die neben anderen Problemen zur Aus-
trocknung der Flussläufe führen kann. Aber auch 
andere Folgen, wie etwa die zunehmende Belas-
tung der Gewässer und der Böden durch die Land- 
und Viehwirtschaft und die beim Sojaanbau ein-
gesetzten Gifte spielen eine wichtige Rolle.  
Von der Asphaltierung gehen andererseits auch 
positive Impulse für die regionale Entwicklung 
aus. Dies bezieht sich überwiegend auf die öko-
nomischen Auswirkungen der Asphaltierung und 
des Hafenausbaus. Sowohl die Stadt Santarém als 
auch die kleineren Gemeinden entlang der Straße 
erhoffen sich davon verbilligte Transportkosten, 
eine bessere Versorgungslage, zusätzliche Ar-
beitsplätze und allgemein Wirtschaftswachstum. 
Diejenigen Kleinbauern aus den umliegenden 
Gemeinden, die nicht direkt an der BR-163 leben, 
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(2003b). 
60 Imme Scholz et al. 
werden jedoch nur dann von der Asphaltierung 
profitieren, wenn ihre Zubringerstraßen ebenfalls 
besser instand gehalten werden. Im Zusammen-
spiel mit dem Ausbau des Hafens von Santarém 
sinken insbesondere die Transportkosten der So-
japroduzenten aus Mato Grosso sowie der Holz- 
und Bergbauindustrie. Diese wollen außerdem 
neue Flächen bewirtschaften und neu entdeckte 
Erzvorkommen ausbeuten. 
Die Politisierbarkeit der Umweltprobleme wird 
u. a. durch die Wahrnehmbarkeit der negativen 
Umweltwirkungen bestimmt. Die Wahrnehmbar-
keit ist im Fall der Ausweitung der Sojaproduk-
tion, die mit der Asphaltierung der BR-163 und 
dem Ausbau des Hafens von Santarém verbunden 
ist, gegeben, obwohl einige Folgen in Bezug auf 
Entwaldung und Landkonflikte erst langfristig 
deutlich werden. Ursache und Wirkung lassen 
sich relativ leicht zuordnen, und Verursacher- und 
Betroffenenstrukturen sind eindeutig. Die (inter-
nationale) Öffentlichkeit ist zudem, insbesondere 
seit der Rio-Konferenz, für die Entwaldungsprob-
lematik sensibilisiert, wodurch die vorhandene 
Politisierbarkeit noch erhöht wird. 
Auch die wirtschaftliche und politische Macht der 
Verursacher bestimmt die Politisierbarkeit eines 
Umweltproblems. Diese ist durch einen Zusam-
menschluss der Verursacher, der gezielte Lobby-
arbeit betreibt und damit weitgehend auch Erfolg 
hat, sehr groß, so dass eine starke lösungshem-
mende und problemverschärfende Allianz ent-
standen ist. 
Im Fall der BR-163 gab es bereits in den 70er 
Jahren mit dem Bau einen ersten Entwaldungs-
schub, der jedoch noch relativ gering war. Seit die 
Asphaltierung im Jahr 2000 angekündigt wurde, 
hat die Migration in Richtung BR-163 allerdings 
stark zugenommen, wodurch eine erhebliche Ver-
stärkung der Entwaldung durch Landbesetzungen, 
Viehwirtschaft, vermehrten Holzeinschlag und 
später auch den Sojaanbau zu erwarten ist. Bereits 
jetzt dringen Großgrundbesitzer v. a. von São 
Félix do Xingu aus in das Gebiet der Terra do 
Meio südlich der Transamazônica ein. Es gibt in 
dieser Region mehrere Straßen, von denen die 
vielleicht bedeutendste die so genannte „Straße 
der Großgrundbesitzer“ ist, die von São Félix do 
Xingu ausgeht. Zwei Straßen wurden von Holz-
unternehmen angelegt, sie verbinden den Xingu 
mit der BR-163. Eine davon durchquert das Indi-
genengebiet der Menkragnoti.148 
Als Vergleichsfälle können hier die bereits er-
wähnten Erfahrungen mit der Straße Belém–Bra-
silia, mit der Straße nach Marabá sowie mit der 
Transamazônica dienen. Die Asphaltierung der 
beiden Ersteren hatte die beschriebenen Folgen, 
da keine flankierende gezielte Landvergabe statt-
fand. Stattdessen wurden Gebiete einfach gerodet 
und in Besitz genommen. Die Transamazônica 
hingegen ist das einzige Beispiel für einen Stra-
ßenbau in Amazonien, bei dem von Anfang an 
eine systematische Landvergabe erfolgte, weshalb 
die Folgen für die Umwelt weniger verheerend 
waren. Asphaltiert ist die Transamazônica jedoch 
bis heute nicht. Im Fall der BR-163 wird von 
Vertretern der Zivilgesellschaft sowie von Teilen 
des öffentlichen und privaten Sektors eine Flä-
chennutzungsplanung und eine zügige Vergabe 
von Landtiteln gefordert, um die negativen Um-
weltwirkungen unkontrollierter Landnahme und 
Bewirtschaftung zu vermeiden.  
Ein großes Problem ist die unzureichende Präsenz 
jeglicher staatlicher Autorität in der Region. Die 
staatlichen Instanzen sind zu schwach vertreten, 
als dass sie die negativen Umweltwirkungen stop-
pen könnten. Zudem können Naturschutz- und 
Indigenengebiete durch den Ausbau von Straßen 
beeinträchtigt werden. Da eine vermehrte An-
siedlung entlang der Straße zu erwarten ist, wird 
sich der Druck auf die natürlichen Ressourcen 
durch die neuen Siedler erhöhen und eine Bedro-
hung für die Integrität dieser Gebiete darstellen. 
Die BR-163 durchquert mehrere Naturschutzge-
biete direkt, hat allerdings eher indirekte Auswir-
kungen auf indigene Gebiete. Die vier indigenen 
Territorien der Menkranotire, der Mekragnoti, der 
Kuruaya sowie der Xipaia149 liegen in geringer 
Entfernung von der Straße. 
                                                     
148  Vgl. Castro (2002), S. 65-67. 
149  Vgl. Karte (2002).  
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Andere Optionen in Form technischer Lösungs-
alternativen bestehen nur begrenzt. Die techni-
schen Alternativen bringen zudem lediglich Vor-
teile, was die dauerhafte Sicherung der Qualität 
der Straße zu niedrigen Kosten angeht, nicht je-
doch in Bezug auf die Umweltwirkungen. Einige 
Akteure schlagen einen Kiesbelag mit regelmäßi-
ger Wartung verbunden mit der Reparatur bzw. 
Neubau von Brücken entlang der Straße vor.150 
Gleichzeitig sollen die Zubringerstraßen für die 
Kleinbauern ausgebaut werden. Der Kies käme 
dabei aus lokaler Produktion, und ein Kiesbelag 
hält in tropischen Regenwäldern länger. Das 
Transportministerium hingegen verweist auf die 
Möglichkeit, den Asphalt durch Betonbrücken, 
eine bessere Drainage und ein hoch gelegtes Stra-
ßenbett länger haltbar zu machen. Doch auch so 
könnten die gleichen negativen Umweltwirkungen 
eintreten bzw. sich verstärken. Die eigentliche 
Alternative liegt damit nicht im Straßenbau mit 
Asphalt oder Kies, sondern in der Frage, ob es 
flankierende Maßnahmen zur Vermeidung der 
Entwaldung geben wird oder nicht. 
4.2.2 Rechtlicher Verfahrensstand 
Die Firma Ecoplan, ein Consultingunternehmen 
aus Porto Alegre, hat bereits eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für den Abschnitt von der Grenze 
zwischen Mato Grosso und Pará bis nach Ru-
rópolis, wo die BR-163 auf die Transamazônica 
trifft, durchgeführt.151 Der zusammenfassende 
Bericht ist auf der Homepage des IBAMA zu-
gänglich. Öffentliche Anhörungen sind zum Zeit-
punkt der Erhebung nicht beantragt worden.152 
                                                     
150  Vgl. IPAM (2002), S. 6 f. 
151  Vgl. Ecoplan (2001). 
152  Ausführlicher dazu Abschnitt 3.4.5. 
4.2.3 Die Akteure an der BR-163: 
Problemsicht, Positionierung gegen-
über dem Projekt, Alternativ-
vorschläge und Bündnisse153 
Kennzeichnend für die Problemsicht der Akteure 
in Santarém und Belterra ist einerseits der allge-
meine Konsens über die Vorteile der Asphaltie-
rung der BR-163 und andererseits die divergie-
rende Beurteilung der Entwicklungseffekte, die 
von der Ausbreitung des Sojaanbaus ausgehen 
werden. Diese unterschiedliche Einschätzung 
ergibt sich aus dem jeweils befürworteten Ent-
wicklungsmodell: Während die zivilgesellschaft-
lichen Gruppen sich an den Interessen der bäuerli-
chen Familienwirtschaften orientieren, ist die 
Mehrheit der öffentlichen und privatwirtschaftli-
chen Akteure der Auffassung, dass die Ausbrei-
tung von modernen landwirtschaftlichen Großbe-
trieben und des Sojaanbaus insgesamt positive 
wirtschaftliche Effekte auf für die Kleinbauern 
haben wird. 
Zwischen Altamira und Santarém bestehen eine 
Reihe markanter Unterschiede: 
— Auch wenn die Positionen und Interessen 
der Akteursgruppen wie in Altamira zum 
Teil gar nicht so unvereinbar sind, herrscht 
in Santarém ein Klima gegenseitigen Miss-
trauens, z. T. kategorischer Ablehnung und 
ständiger Konfrontation, insbesondere zwi-
schen der Zivilgesellschaft auf der einen 
und dem privaten und öffentlichen Sektor 
auf der anderen Seite. Der jeweils anderen 
Seite werden Unterstellungen gemacht und 
der „Gegner“ wird diffamiert, während in 
Altamira mit wenigen Ausnahmen eher ge-
genseitiger Respekt auch unter den Vertre-
tern unterschiedlicher Positionen vor-
herrschte. 
— Das Umweltbewusstsein aller Akteure in 
Santarém ist geringer als in Altamira, bei 
                                                     
153  Wegen der Regenzeit war es nicht möglich, die BR-163 
abzufahren und Akteure an allen wichtigen Orten zu 
befragen, so dass sich die Interviews auf Santarém und 
Belterra, die per Flugzeug und Auto gut zu erreichen 
sind, beschränken mussten. 
62 Imme Scholz et al. 
den zivilgesellschaftlichen Gruppen jedoch 
im Allgemeinen höher als bei den staatli-
chen und privatwirtschaftlichen Akteuren. 
— Die zivilgesellschaftlichen Akteure in 
Santarém sind in einer Vielzahl von NRO 
und in den Landarbeitergewerkschaften or-
ganisiert, verfügen jedoch nicht über ein 
permanentes Forum wie in Altamira. Auch 
haben sie keine Infrastruktur, die strategi-
sche Kooperationen erleichtern würde. 
— Die Problemsicht der zivilgesellschaftlichen 
Akteure in Santarém ist stark durch lokale 
Konflikte geprägt; die Belange der sozialen 
Bewegungen entlang der BR-163 kamen in 
den Interviews kaum vor. Dies unterschied 
sich deutlich von den Gesprächspartnern in 
Altamira, die eine Gesamtsicht der Lage an 
der Transamazônica und auch der BR-163 
hatten. 
Um die eigene Position zu stärken, wäre es für die 
Zivilgesellschaft in Santarém eine Herausforde-
rung, sich vermehrt nach Süden hin auszurichten 
und mit den Akteuren aus den übrigen Munizipien 
entlang der Straße zusammenzuschließen; eine 
Möglichkeit, die bislang nur der Privatsektor und 
der öffentliche Sektor nutzt, wie im Folgenden 
deutlich werden wird. 
Im folgendem Abschnitt werden diejenigen Ak-
teure dargestellt, die ein traditionelles Entwick-
lungsmodell befürworten und der Asphaltierung 
der Straße, dem Hafenausbau in Santarém und der 
Ausweitung des Sojaanbaus relativ kritiklos 
gegenüberstehen. Es werden ihre Problemsicht, 
ihre Haltung zum Projekt und mögliche Alter-
nativvorschläge beschrieben. Danach werden 
diejenigen Akteure charakterisiert, die zwar auch 
dem traditionellen Entwicklungsmodell anhängen, 
aber zusätzliche Maßnahmen, insbesondere zur 
Raumordnungspolitik, für nötig erachten. In 
beiden Fällen handelt es sich um Akteure des 
privaten und öffentlichen Sektors. 
Im Anschluss werden die Befürworter eines alter-
nativen, nachhaltigen Entwicklungsmodells unter-
sucht, die die Probleme, die durch die Asphaltie-
rung und das Vordringen des Sojaanbaus ent-
stehen, zwar erkennen und auch lösen wollen, 
dazu aber keine konkreten Handlungsvorschläge 
machen. Hierbei handelt es sich um die 
Zivilgesellschaft aus Santarém. Dem wird die 
Allianz aus Zivilgesellschaft und einigen 
öffentlichen Akteuren in Altamira gegenüber 
gestellt, die auch für die BR-163 konkrete Projekt- 
und Politikvorschläge machen. 
Um den Überblick über die verschiedenen Ak-
teure und deren Interessenlagen zu erleichtern, 
werden diese ebenfalls anhand einer Tabelle typi-
siert. Im Falle der BR-163 können die ökologi-
schen und sozialen Interessen zwar besser zuge-
ordnet werden, sind jedoch auch hier nicht als 
ausschließlich zu betrachten. 
4.2.3.1 Befürworter eines traditionellen 
Entwicklungsmodells 
Der öffentliche und der private Sektor propagieren 
ein traditionelles Entwicklungsmodell, das sich an 
der Förderung der großbetrieblichen, modernen 
Landwirtschaft und damit auch der Sojawirtschaft 
orientiert. Diese Gruppe lässt sich ebenfalls in 
zwei Untergruppen aufschlüsseln: in diejenigen, 
die dieses Entwicklungsmodell auch ohne beglei-
tende politische Maßnahmen gutheißen, und in 
diejenigen, die zusätzliche Maßnahmen vom Staat 
explizit einfordern.154 
Zur ersten Untergruppe gehören im öffentlichen 
Sektor die Landesregierung Parás, die Straßen-
baubehörde DNIT und im privaten Sektor Teile 
des Unternehmerverbands von Santarém AES 
zusammen mit dem US-amerikanischen Sojaex- 
porteur Cargill. Innerhalb der AES handelt es sich 
dabei um diejenigen wirtschaftlichen Akteure, die 
nicht aus der Region stammen und daher auch 
eher die kurz- bis mittelfristigen Gewinne im 
Auge haben und weniger die langfristige regionale 
Entwicklung. Diese Akteure haben eine sehr 
 
                                                     
154  Dies soll nicht bedeuten, dass alle Akteure der ersten 
Untergruppe begleitende Maßnahmen grundsätzlich ab-
lehnen, aber zumindest fordern sie diese nicht explizit. 
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Tabelle 4: Typisierung relevanter Akteure für die BR-163 
 Akteure mit überwiegend 
ökologischen Interessen 
Akteure mit überwiegend sozialen 
Interessen 
Akteure mit überwiegend ökono-
mischen Interessen 
Staatlich Bundesebene: 
• MPF* 
• MMA 
• IBAMA 
Landesebene: 
• NUMA (MPE) 
Bundesebene: 
• INCRA 
 
Bundesebene: 
• DNIT 
• Transportministerium 
• Planungsministerium 
Landesebene: 
• Landesregierung 
• SECTAM 
Kommunale Ebene: 
• Bürgermeister und Kom-
munalverwaltungen der 
Munizipien entlang der 
BR-163 
Nichtstaatlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
– Zivilgesellschaftlich: 
Umwelt-NRO: 
• Amigos da Terra 
• WWF 
• GDA 
NRO-Foren: 
• GTA 
Umweltforschungsinstitute: 
• IPAM 
• ISA 
– zivilgesellschaftlich:  
Gewerkschaften: 
• FETAGRI 
• STRs 
Andere NRO: 
• CEFT-BAM 
• CEAPAC 
• FVPP** 
• SDDH** 
• Rádio Rural de Santarém 
• CNS 
(NRO-)Foren: 
• FAOR 
• Fórum da Produção Rural 
Familiar do Baixo Amazo-
nas 
Abgeordnete: 
• Landesparlament 
• Bundesparlament 
• Kommunalparlament 
Indigene Völker 
– privatwirtschaftlich:  
 
• Cargill 
• AES 
• Holz- und  
Bergbauindustrie 
• FAEPA 
* Das Ministério Público Federal vertritt auch soziale Interessen, spielt in diesem Fall jedoch v. a. im Umweltbereich eine 
wichtige Rolle. 
** Die FVPP und SDDH vertreten auch Umweltinteressen, wobei jedoch die sozialen Interessen im Vordergrund stehen. 
64 Imme Scholz et al. 
eingeschränkte, fast ausschließlich ökonomische 
Problemsicht. Sie sehen kaum Nachteile, v. a. 
kaum ökologische, mit Ausnahme vielleicht noch 
des Landesumweltministeriums SECTAM, das 
die Entwaldung eindämmen will, sich nach Aus-
sage der FAEPA jedoch klar für die Asphaltierung 
einsetzt. Teilweise negieren sie die ökologischen 
Folgen sogar und bewerten die positive wirt-
schaftliche Entwicklung und den Fortschritt, die 
die Asphaltierung zusammen mit dem Hafenaus-
bau und der Ausweitung des Sojaanbaus ihrer 
Meinung nach mit sich bringen wird, viel stärker. 
Überraschend war hierbei, dass die Cargill die 
Asphaltierung zwar befürwortet, aber nach 
eigener Aussage nicht braucht, da der Sojaexport 
auch jetzt rentabel sei. Dies liegt daran, dass die 
BR-163 in der Sojaerntezeit ohnehin befahrbar ist 
und der Transport im Übrigen auch weiterhin per 
Schiff über den Rio Madeira erfolgen kann. 
Eine intermediäre Position nehmen das DNIT und 
das Transportministerium ein. Das DNIT hält die 
Asphaltierung nur dann für lohnenswert, wenn sie 
in eine Regionalentwicklungsplanung eingebettet 
ist, verweist dabei jedoch auf die Nutzung des 
Zentrums von Pará als Kornkammer des Landes, 
womit die Terra do Meio gemeint ist. Das Trans-
portministerium verweist auf die Schaffung öko-
nomischer Alternativen zum Raubbau und auf die 
Möglichkeit der ökologisch-ökonomischen Flä-
chennutzungsplanung. Da sie dem Projekt fast 
uneingeschränkt positiv gegenüberstehen und 
Amazonien weiterhin als Ressourcenlieferant für 
ganz Brasilien sehen, machen sie auch nur wenige 
Alternativvorschläge in Form von zusätzlichen 
Maßnahmen, um den Besiedlungsprozess zu ge-
stalten. Dies ist allerdings auch nicht ihre 
Aufgabe. Die Akteure verweisen hier auf die 
Zuständigkeiten von MMA und Landwirtschafts-
ministerium MDA.  
In der zweiten Untergruppe finden sich die Kom-
munalverwaltungen (prefeituras) von Santarém 
und Belterra, das Planungsministerium, der Ver-
band der Landwirte und Viehzüchter Parás 
FAEPA und diejenigen Mitglieder der AES, die 
aus der Region stammen. Deren Problemsicht ist 
etwas differenzierter, auch wenn hier ebenfalls die 
ökologischen Folgen weitgehend unberücksichtigt 
bleiben oder abgestritten werden, ebenfalls mit 
Ausnahme der Umweltbehörden. Es gibt jedoch 
ein Problembewusstsein für die negativen sozialen 
und wirtschaftlichen Auswirkungen, die mit dem 
Projekt verbunden sind, wie etwa Landflucht und 
Verdrängung der Kleinbauern. Trotzdem wird die 
Asphaltierung deutlich befürwortet, weil die (ge-
samt-)wirtschaftlichen Vorteile, die letztendlich 
auch die Regionalentwicklung fördern sollen, als 
wesentlich größer eingeschätzt werden als die 
Nachteile.  
Das Hauptinteresse der prefeituras besteht dabei 
v. a. in der Ansiedlung von wirtschaftlichen Ak-
teuren, weil dadurch Arbeitsplätze geschaffen 
werden und sie zudem mehr Steuern einnehmen 
können. Die FAEPA setzt die Priorität bei der 
Förderung der Landwirtschaft und kritisiert des-
halb Umweltschutzmaßnahmen, die wirtschaftli-
che Entwicklung behindern. Prefeituras und 
FAEPA fordern zusätzliche Maßnahmen vom 
Staat,155 insbesondere im Bereich der Raumord-
nung und der Sozialpolitik. Als Instrument wird 
hier v. a. das ZAE, von einigen Akteuren aber 
auch das ZEE angeführt. Das Planungsministe-
rium hält zudem öffentliche Anhörungen für 
wichtig, um alle Akteure über die Probleme bei 
Infrastrukturprojekten zu informieren und nimmt 
daran auch häufig selber teil. 
Der Privatsektor hat 1996 eine Regionalentwick-
lungsvereinigung zur Fertigstellung der BR-163 
(Associação de Desenvolvimento Regional para 
Conclusão da BR-163) mit Sitz in Sorriso (Mato 
Grosso) gegründet. Dies lässt das starke Interesse 
der Sojawirtschaft aus Mato Grosso erkennen. 
Diese Vereinigung wird von den prefeituras ent-
lang der gesamten Bundesstraße unterstützt sowie 
von der Landesregierung Mato Grossos. Außer-
dem findet sie teilweise beim Transportministe-
rium sowie bei der Landesregierung von Pará mit 
ihrer Lobbyarbeit Gehör. Dieses Bündnis ist an 
der BR-163 die weitaus stärkste Allianz und hat 
neben ihrer Lobbyarbeit in Brasilia und Belém in 
                                                     
155  Wenn von der Erhöhung der staatlichen Präsenz ge-
sprochen wird, ist immer sowohl der Bund als auch das 
Land Pará gemeint. 
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den letzten Jahren auch zwei öffentlichkeitswirk-
same LKW-Konvois, sogenannte caminhonaços, 
organisiert, durch die sie ihren Unmut über den 
Zustand der Straße kundgetan haben. Außerdem 
hatte sie bereits 1998 eine ökonomische Machbar-
keitsstudie für die wirtschaftliche Integration zwi-
schen Cuiabá und Santarém, v. a. durch die As-
phaltierung der BR-163 zusammen mit dem Aus-
bau des Hafens von Santarém, aber auch durch 
den Ausbau anderer Transportwege, erstellen 
lassen. Darin wird fast ausschließlich auf die po-
sitiven Auswirkungen eingegangen, die dadurch 
entstehen würden.156 
Die prefeituras, die ja ebenfalls für die Asphaltie-
rung kämpfen, sind zudem in der Vereinigung der 
Munizipien an der Transamazônica und der BR-
163 (AMUT) zusammengeschlossen und betrei-
ben über diese ebenfalls Lobbyarbeit für die As-
phaltierung der Straße, v. a. bei der Landesregie-
rung. Die Chancen, bei dieser Gehör zu finden, 
werden nach dem Regierungswechsel auf Landes-
ebene größer eingeschätzt. Das Verhältnis der 
prefeitos aus der Region zum ehemaligen Gou-
verneur war aufgrund der Zugehörigkeit zu kon-
kurrierenden politischen Parteien sehr problema-
tisch gewesen. Der neue Gouverneur hat einen 
versöhnlicheren Kurs gegenüber den prefeitos 
eingeschlagen, um der von ihnen erhobenen For-
derung nach einem eigenen Bundesstaat Tapajós 
den Wind aus den Segeln zu nehmen. So hat auch 
die Bedeutung der AMUT als Verhandlungspart-
ner mit dem Regierungswechsel zugenommen. 
4.2.3.2 Befürworter eines alternativen 
 Entwicklungsmodells 
Auf der anderen Seite stehen die Akteure der Zi-
vilgesellschaft und einige Akteure des öffentli-
chen Sektors – diejenigen Behörden, die sich ent-
weder mit dem Schutz der Umwelt oder mit der 
Regelung der Landfrage befassen. Diese Akteure 
propagieren ein alternatives, nachhaltiges Ent-
wicklungsmodell, das auf der kleinbäuerlichen 
                                                     
156 Associação de Desenvolvimento Regional para 
Conclusão da BR-163 (1998).  
Familienwirtschaft basiert. Die Zivilgesellschaft 
soll dabei an der Entwicklungsplanung beteiligt 
werden. Auch eine soziale Kontrolle von Projek-
ten und Politik allgemein wird als nötig erachtet. 
Diese Akteure lehnen das Vordringen der Soja ab, 
da es erfahrungsgemäß zu einer Verdrängung der 
Kleinbauern führt und nur für die Großgrundbe-
sitzer Vorteile bringt, wie das Beispiel Mato 
Grosso eindrucksvoll belegt. Dennoch gibt es 
auch Akteure, die sich eine „friedliche Koexis-
tenz“ von Soja bzw. Großgrundbesitz allgemein 
und kleinbäuerlicher Familienwirtschaft vorstellen 
können, wie etwa der paraensische Dachverband 
der Gewerkschaften der Landarbeiter und Klein-
bauern FETAGRI. Voraussetzung für diese Ko-
existenz ist allerdings, dass eine Raumordnungs-
planung stattfindet. Allen Akteuren ist gemein-
sam, dass sie eine erhöhte Präsenz des Staates 
einfordern, insbesondere in Bezug auf die Raum-
ordnungs- und Sozial-, aber auch auf die Um-
weltpolitik und die Sicherheit. 
Die Frage der Gewalt auf dem Land, die überwie-
gend von Großgrundbesitzern und teilweise mit 
Unterstützung der Polizei ausgeübt wird, wird 
insbesondere von der Zivilgesellschaft, aber auch 
von einigen öffentlichen Akteuren thematisiert. 
Auch zur Bekämpfung dieses Problems soll die 
staatliche Präsenz nicht nur erhöht werden, son-
dern insbesondere auch an Effizienz gewinnen. 
Der Besiedlungsprozess soll geplant und geordnet 
ablaufen und mit allen notwendigen Begleitmaß-
nahmen, insbesondere im Bereich der Agrar- und 
Sozialpolitik, verbunden sein. Als Planungsin-
strumente werden überwiegend ZEE, aber auch 
ZAE oder das Modell des Bundesstaates Acre 
angeführt, wo eine schnelle Vergabe von Landti-
teln an einer neu asphaltierten Bundesstraße die 
neue Entwaldung eindämmen konnte. Auch hier 
gibt es wieder zwei Untergruppen, wobei der Un-
terschied kein grundlegender ist, sondern lediglich 
darin besteht, ob konkrete Projekte und Alternati-
ven vorgeschlagen werden, oder ob die Probleme 
und die notwendigen staatlichen Maßnahmen nur 
genannt werden. 
Die Untergruppe der Akteure, die keine konkreten 
Handlungsvorschläge macht bzw. keine Projekte 
ausgearbeitet hat, besteht aus den zivilgesell-
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schaftlichen Akteuren in Santarém. Die Zivilge-
sellschaft ist dort zwar durch eine große Anzahl 
von NRO, sozialen Bewegungen und Gewerk-
schaften vertreten, in sich allerdings fragmentiert 
und uneinig. Dies liegt insbesondere daran, dass 
sie keinen gemeinsamen Bezugspunkt hat, wie 
dies etwa bei Belo Monte der Fall ist,157 und dass 
die einzelnen Organisationen um Gelder und Pro-
jekte konkurrieren, was die Zusammenarbeit er-
schwert. Zudem bestehen mehrere Zusammen-
schlüsse parallel, die nicht in einer starken Allianz 
gebündelt werden. Kooperationen gibt es nur 
punktuell, wie z. B. in der Auseinandersetzung um 
den Hafenausbau, der mit Unterstützung des MPF 
verzögert, aber nicht verhindert werden konnte, 
nicht jedoch im Falle der Asphaltierung der BR-
163.  
Unter den Akteuren der Zivilgesellschaft spielen 
hier v. a. folgende Akteure eine wichtige Rolle: 
verschiedene soziale und Umwelt-NRO, kirchli-
che Organisationen, der Nationale Rat der Kau-
tschukzapfer CNS sowie der Landarbeitergewerk-
schaftsverband FETAGRI samt der einzelnen 
Mitglieder. Die Problemsicht dieser Akteure ist 
meist sehr differenziert, auch in Bezug auf die 
ökologischen Folgen: Zahlreiche Akteure sehen 
die Entwaldung als großes Problem an und setzen 
sich für eine nachhaltige Entwicklung ein. Gleich-
zeitig werden auch begleitende politische Maß-
nahmen angeführt, die notwendig sind, um einen 
geordneten Besiedlungsprozess zu erreichen. Was 
fehlt sind konkrete Lösungsvorschläge anhand 
derer mit dem Staat verhandelt werden könnte. 
Nach den Aussagen unserer Interviewpartner ist 
die Zivilgesellschaft in den übrigen Munizipien 
entlang der BR-163 viel schwächer, weit weniger 
organisiert und noch stärker fragmentiert als in 
Santarém. 
                                                     
157  Zudem haben die Akteure entlang der Transamazônica 
als weiteren gemeinsamen Bezugspunkt die nicht er-
füllten Versprechungen der Regierung – insbesondere 
was die Asphaltierung angeht –, die sie ursprünglich dort 
angesiedelt hatte, und um die sie nach wie vor kämpfen. 
Auch an der BR-163 werden zwar ähnliche Maßnahmen 
gewünscht, aber es besteht gewissermaßen weniger Be-
rechtigung zur Einforderung derselben, da die Besied-
lung hier nicht im Rahmen eines staatlichen Programms 
verlief. 
Dem steht die andere Gruppe gegenüber, reprä-
sentiert durch die Zivilgesellschaft aus Altamira – 
insbesondere das MDTX bzw. die FVPP – und 
deren Verbündete: Akteure aus dem öffentlichen 
Sektor, aus der Zivilgesellschaft in Belém und 
Brasilia sowie die PT-Abgeordneten aus der Re-
gion. Diese Akteure haben trotz der größeren 
räumlichen Distanz zur BR-163 eine wesentlich 
differenziertere Sichtweise auf die mit der As-
phaltierung und dem Vordringen des Sojaanbaus 
verbundenen Probleme. Aus der Zivilgesellschaft 
sind hier v. a. das IPAM, das ISA und der WWF 
zu nennen, die sich am Projekt des Schutz-
gebietsmosaiks in der Terra do Meio beteiligen. 
Unterstützende öffentliche Akteure sind hier 
insbesondere das MMA und das MPF. Das MPF 
befürchtet eine weitere Zunahme der Ressour-
cendegradation durch die Asphaltierung. Das 
MMA sieht die Asphaltierung an sich nicht als 
Problem, sondern lediglich dessen Einbettung in 
das traditionelle Entwicklungsmodell. Die 
Ordnung und Legalisierung der Verhältnisse 
entlang der BR-163 wird als zentral für den 
Umweltschutz angesehen. Auch IBAMA und 
INCRA haben erkannt, dass die Lösung der 
Landfrage, insbesondere der illegalen Landnahme, 
und der Umweltprobleme nur gemeinsam möglich 
ist und wollen dazu kooperieren, was in der 
Vergangenheit nur sehr begrenzt oder gar nicht 
stattgefunden hatte. Einer der Abgeordneten will 
insbesondere die Holzwirtschaft mit ins Boot 
holen, um zu einer nachhaltigen Lösung der 
Landfrage zu kommen. Gemeinsam mit allen 
Sektoren sollen dann Waldbewirtschaftungspläne 
ausgearbeitet werden.  
Insgesamt wird die Asphaltierung oder zumindest 
die Instandhaltung der Straße zusammen mit dem 
Ausbau der Zubringerstraßen befürwortet, weil sie 
auch die Lebensbedingungen der Kleinbauern 
entlang der BR-163 verbessert und die Kontrolle 
sowie die Versorgung mit Grunddienstleistungen 
durch den Staat erleichtert. Das IPAM will einen 
geordneten Besiedlungsprozess durch verschie-
dene Maßnahmen erreichen, wie etwa die Um-
verteilung des Landbesitzes, Raumordnungspoli-
tik, möglichst in Form eines partizipativen ZEE, 
und die Erhöhung der staatlichen Präsenz insge-
samt. Für die Region soll zudem ein Nutzen durch 
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begleitende Agrarpolitik entstehen. Mit dem Pro-
jekt Terra do Meio sollen durch die Einrichtung 
eines Mosaiks von Schutz- und (nachhaltigen) 
Nutzgebieten das Vordringen der Agrargrenze 
insgesamt verhindert und insbesondere die illegale 
Landnahme und damit verbunden auch der ille-
gale Holzeinschlag sowie das Vordringen der 
Sojabauern und anderer Großgrundbesitzer ge-
stoppt werden. 
Bislang bestanden zwar zahlreiche gemeinsame 
Interessen und Ziele, aber ein Zusammenschluss 
der zivilgesellschaftlichen Akteure hat nicht statt-
gefunden. Dieses ungenutzte Potenzial hat das 
IPAM erkannt und eine Initiative ins Leben geru-
fen, um beide Gruppen miteinander zu verbinden. 
Diese Initiative setzt bei der FVPP aus Altamira 
und beim Studien-, Forschungs- und Bildungs-
zentrum für die (Land-)Arbeiter des Unteren 
Amazonas CEFT-BAM aus Santarém an und hat 
einen „neutralen“ Standort an der BR-163 ausge-
wählt. Damit soll eine strategische Allianz gebil-
det werden, die von der Stärke und Erfahrung der 
FVPP bzw. des MDTX im Bereich der Vernet-
zung und Projektdurchführung profitiert, aber 
auch vom Zugang, den das CEFT-BAM durch 
seine Kurse für Führungskräfte aus dem sozialen 
Bereich zu den sozialen Bewegungen entlang der 
BR-163 hat. Diese Organisation hat zudem fast  
als einzige in Santarém – mit Ausnahme der 
FETAGRI und des CNS – eine regionale 
Perspektive vermittelt. Auch das IPAM hat mit 
Workshops zur partizipativen Regionalplanung, 
die es in acht Munizipien entlang der BR-163 
durchgeführt hat, bereits viele Kontakte zur 
Zivilgesellschaft, aber auch zum öffentlichen und 
privaten Sektor geknüpft. Einbezogen werden 
sollen jedoch alle zivilgesellschaftlichen Akteure 
aus allen Munizipien entlang der Straße. In Ge-
meinschaftsarbeit soll ein regionaler Entwick-
lungsplan ausgearbeitet werden. 
4.2.3.3 Zwischenergebnisse 
Dem starken Bündnis aus privatem und öffentli-
chem Sektor entlang der BR-163 steht eine ver-
hältnismäßig schwache und fragmentierte Zivilge-
sellschaft in Santarém entlang der BR-163 mit der 
Möglichkeit eines Zusammenschlusses mit der 
stärker organisierten Zivilgesellschaft aus Alta-
mira gegenüber. Das Bündnispotenzial wird über-
wiegend von den Akteuren aus dem privaten und 
öffentlichen Sektor genutzt, aber noch kaum von 
denjenigen aus der Zivilgesellschaft, obwohl auch 
diese zahlreiche gemeinsame Interessen haben. 
Die zivilgesellschaftlichen Akteure aus Santarém 
könnten hierbei von der größeren Bündnis-
fähigkeit der Akteure aus Altamira profitieren, um 
ihre Ressourcen möglichst effektiv zu bündeln 
und so ihre Ziele besser zu erreichen. 
Unsere ursprünglich Annahme, dass der Fall der 
Asphaltierung der BR-163 mehr Potenzial für 
Verhandlungslösungen biete, weil er weniger 
konfliktiv sei, hat sich somit nicht bestätigt. Im 
Gegenteil: Aufgrund der besonderen Situation in 
Santarém mit ihrem angespannten Verhältnis zwi-
schen zivilgesellschaftlichen, privaten und öffent-
lichen Akteuren scheint sich eine Verhandlungs-
lösung eher schwieriger zu gestalten als im Fall 
Belo Monte. Auch die diffusere Interessenlage 
trägt hierzu bei. 
4.2.4 Strategien der wichtigsten 
Akteursgruppen um die BR-163 
Anders als im Fall des Staudammprojekts Belo 
Monte ist im direkten Zusammenhang mit der 
geplanten Asphaltierung der BR-163 kein um-
weltpolitischer Strategiebildungsprozess mit dem 
kurzfristigen Ziel der Verhinderung der Asphaltie-
rung von Seiten zivilgesellschaftlicher und/oder 
öffentlicher Akteure erkennbar. Dies liegt zum 
Einen daran, dass alle Akteure von der Asphaltie-
rung ökonomische und soziale Verbesserungen 
erwarten; zum Anderen daran, dass die Problem-
struktur der Asphaltierung der BR-163 aufgrund 
nicht eindeutig zuzuordnender Verursacher- und 
Betroffenenstrukturen sowie Ursache-Wirkungs-
Beziehungen komplexer ist als die des Stau-
damms. Die entlang der BR-163 auftretenden 
ökologischen und sozialen Probleme sind weder 
unmittelbare noch eindeutig mittelbare Folgen der 
Asphaltierung. Auf der einen Seite befürchten 
zivilgesellschaftliche Akteure, dass die Asphaltie-
rung durch die Ressourcendegradierung im Zu-
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sammenhang mit der Sojaexpansion, der extensi-
ven Viehwirtschaft, der Holzwirtschaft und der 
illegalen Landnahme zunimmt. Auf der anderen 
Seite wird die Hypothese aufgestellt, dass eine 
Asphaltierung mittelfristig die staatliche Präsenz 
und damit die Umweltkontrolle an der BR-163 
erleichtern könnte, besonders dann, wenn sie mit 
politischen Maßnahmen im Bereich der Landver-
gabe und Raumordnung begleitet wird. Erschwe-
rend für einen umweltpolitischen Strategiebil-
dungsprozess wirkt auch, dass entlang der BR-163 
bisher keine ähnlich stark vernetzte und politisch 
artikulationsfähige Zivilgesellschaft wie in Alta-
mira zur Einforderung von Umweltpolitik vorhan-
den ist. Auch kann die direkte Betroffenheit des 
Lebensraums indigener Völker nicht als strategi-
sches Argument genutzt werden.158 
Die befragten Akteure stimmen mehrheitlich darin 
überein, dass die Region geregelte Expansions-
muster für die Ressourcennutzung benötigt; denn 
die Ordnung und Legalisierung der Verhältnisse 
entlang der BR-163 ist nach Einschätzung der 
Befragten zentral für den Umweltschutz entlang 
der Straße. Für zukünftige Strategieoptionen stellt 
sich die Frage, wie eine nachhaltige politische 
Lösung für die bestehenden Umweltprobleme und 
ihre Ursachen gefunden werden kann, die sowohl 
die von den Akteuren gewünschte ökonomische 
Entwicklung als auch die Interessen der Zivilge-
sellschaft wahrt und den Schutz des Ökosystems 
zulässt.  
Die Vorstellungen der befragten Akteure zur Her-
ausbildung einer derartigen politischen Lösung 
lassen sich zu vier strategischen Optionen bün-
deln, die einander ergänzen, teilweise auch Vor-
aussetzungen füreinander darstellen: Erhöhung 
                                                     
158 Die an der BR-163 im Grenzgebiet zwischen Mato 
Grosso und Pará lebenden Indigenen wurden bereits in 
den 70er Jahren bei der Anlage der Bundesstraße durch 
Umsiedlung, Vertreibung und Mord dezimiert. Aus 
dieser traumatischen Erfahrung heraus entstand der 
Verfassungsartikel, auf den sich das Bündnis aus 
Zivilgesellschaft und MPF zur Verhinderung des 
Staudamms Belo Monte berufen hat. Nach diesem 
Artikel muss der Kongress über die Zulässigkeit eines 
Projekts abstimmen, wenn damit eine Umsiedlung 
Indigener verbunden wäre.  
der staatlichen Präsenz, Raumordnungspolitik 
bzw. Flächennutzungsplanung, Ausweisung von 
Schutzgebieten sowie Erhöhung des Organisati-
ons- und Vernetzungsgrads der Zivilgesellschaft. 
Die Strategieoptionen werden im Folgenden dar-
gestellt und hinsichtlich ihrer Umsetzungschancen 
ausgehend von der Einschätzung der interviewten 
Akteure erörtert. 
4.2.4.1 Erhöhung der staatlichen Präsenz 
Die Forderung nach der Erhöhung der staatlichen 
Präsenz an der BR-163 richtet sich nicht nur an 
die Umweltpolitik, sondern an ein breites Spekt-
rum von Politikbereichen wie Agrar-, Gesund-
heits-, Bildungs- und Sicherheitspolitik (siehe 
Kasten 17). Wichtig unter umweltpolitischen Ge-
sichtspunkten sind vor allem die Regelung der 
Landeigentumsfrage und die Präsenz von Um-
weltbehörden und Sicherheitskräften zur Erhö-
hung der Effektivität von Umweltkontrollen. 
Ansätze für die Erhöhung der staatlichen Präsenz 
sind bei den Bundesbehörden vorhanden, nicht 
jedoch bei den Landesbehörden. Die für die Um-
setzung der Umweltpolitik und für Landfragen 
zuständigen Bundesbehörden IBAMA und 
INCRA streben danach, ihre regionale Präsenz 
durch Dekonzentration zu erhöhen.  
Im Rahmen des Programms des Bundesumwelt-
ministeriums zur Modernisierung des Umweltma-
nagements soll die Präsenz des IBAMA durch die 
Erhöhung und qualitative Verbesserung des Per-
sonals in den Regionalbüros gestärkt und die Ar-
beit durch interne Korruptionsbekämpfung trans-
parenter gemacht werden. 
Seit dem Regierungswechsel versucht das INCRA 
seine Präsenz an der BR-163 durch die Aufsto-
ckung und qualitative Verbesserung des Personals 
(wieder) zu erhöhen. Die qualitative Verbesserung 
bedeutet, dass die Führung der Regionalbüros mit 
Personen aus der Zivilgesellschaft besetzt wird, 
um die Zusammenarbeit mit den kleinbäuerlichen 
Zielgruppen zu verbessern. Die Aufstockung des 
Personals gestaltet sich schwierig, weil bei den 
Funktionären wenig Anreize und Bereitschaft 
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bestehen, die Arbeit in entlegenen Regionen mit 
geringen Ressourcen aufzunehmen. Die Erhöhung 
der physischen Präsenz des INCRA wird begleitet 
von einer Initiative zur Lösung der verworrenen 
Landeigentumsfrage, wodurch das INCRA Dro-
hungen von Seiten der Großgrundbesitzer ausge-
setzt ist. Langfristig besteht beim INCRA die 
Einsicht, dass die Landeigentumsfrage nur in Ko-
operation mit den anderen für die Landfrage rele-
vanten Bundes- und Landesbehörden gelöst wer-
den kann.  
Für die Kooperation staatlicher Akteure zur Lö-
sung von Landkonflikten gibt es im Munizip 
Novo Progresso im südlichen Teil der BR-163 in 
Pará eine Erfahrung, die auf ihre Übertragbarkeit 
für andere Landkonflikte geprüft werden könnte 
(Pólo Interinstitucional de Novo Progresso). Die 
Zusammenarbeit zwischen den staatlichen Akteu-
ren (INCRA, IBAMA, Steuereinzugsbehörde und 
Bundespolizei) erfolgte zwar nicht auf eigenes 
Betreiben der betreffenden Akteure, sondern auf 
Anordnung des Ministério Público Federal in 
einer Phase der gewaltsamen Konfliktaustragung 
und ohne die Beteiligung der Landesebene, weil 
diese außerhalb der Befugnisse des MPF stand. 
Dies könnte aber dennoch ein Ansatz sein, ein 
Vakuum staatlicher Präsenz und Kompetenzstrei-
tigkeiten zwischen den Behörden bei Landkon-
flikten auszufüllen und zu regeln.  
Eine effektive staatliche Präsenz und Handlungs-
fähigkeit aller Verwaltungsebenen begünstigt 
zudem eine weitere Strategieoption in Form einer 
(partizipativen) Flächennutzungsplanung. 
Kasten 17: Forderungen nach staatlicher Präsenz an der BR-163 
In verschiedenen Workshops, die das Umweltforschungsinstitut IPAM in Gemeinden entlang der BR-163 2001 durchgeführt hat, 
forderten die Teilnehmenden die Präsenz und Funktionsfähigkeit folgender Politikbereiche ein, die in nachfolgender Graphik dar-
gestellt sind. Auffallend ist, dass die Umweltpolitik nach der Agrarpolitik sowie Gesundheits- und Bildungspolitik noch vor dem 
Ausbau der Zubringerstraßen an dritter Stelle steht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Verdeutlichung die Situation an zwei Orten an der BR-163: 
• Morães de Almeida liegt im Munizip Itaituba, etwa acht Stunden Autofahrt vom Verwaltungszentrum entfernt. Der Ort exis-
tiert seit 20 Jahren, hat 4000 Einwohner, 42 Sägewerke, eine Schule, kein Telefon, kein Krankenhaus, einen Polizisten und 
aufgrund der fehlenden Verwaltungsstrukturen keine Möglichkeit zur Stimmabgabe bei Wahlen.  
• Castelo dos Sonhos, ein Ort nahe der Grenze zu Mato Grosso, gehört verwaltungstechnisch zum Munizip Altamira, ist vom 
Verwaltungszentrum aber rund 1000 km entfernt. 
Quelle: Daten des IPAM 
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4.2.4.2 Raumordnungspolitik/Flächen-
nutzungsplanung 
Die Notwendigkeit für eine Raumordnungspolitik 
bzw. Flächennutzungsplanung wird von allen 
Sektoren – Zivilgesellschaft, Staat sowie Privat-
sektor – und von allen Verwaltungsebenen – 
Bund, Land und Munizip – als wichtige strategi-
sche Option erkannt. Die Ziele, die mit einer sol-
chen Politik und Planung erreicht werden sollen, 
sind je nach eigener Interessenslage weit ge-
spannt. Nahezu Konsens scheint darüber zu beste-
hen, dass mit einer Raumordnungspolitik und 
Flächennutzungsplanung die Region in ökologi-
sche Schutzgebiete und wirtschaftliche Nutzge-
biete eingeteilt werden kann, wobei einige Ak-
teure die Schutzkomponente stärker betonen als 
andere. Über die geeigneten Instrumente zur Um-
setzung bestehen unterschiedliche Vorstellungen 
und reichen von einer einfachen Raumordnung 
über eine agrarökologische Flächennutzungspla-
nung (ZAE) auf kommunaler Ebene bis hin zur 
ökologisch-ökonomischen Flächennutzungspla-
nung (ZEE) auf regionaler Ebene (siehe Kasten 
18). Bei den konkreten Vorstellungen über die 
konzeptionelle Ausgestaltung der Instrumente und 
die potenziell beteiligten Akteure gehen die Mei-
nungen auseinander. Nicht alle Befragten definie-
ren beispielsweise das ZEE als partizipativen 
Verhandlungsprozess, während andere Akteure 
gerade darin seine Stärke für eine nachhaltige 
Umsetzung sehen, eine Diskussion, die in der 
brasilianischen Umweltpolitik insgesamt nicht 
geklärt ist.159  
Die anspruchsvollen Instrumente einer Flächen-
nutzungsplanung, insbesondere das ZEE, lassen 
viele Akteure Zweifel an ihrer Umsetzbarkeit 
erheben. Dies, weil ein ZEE 
— ein zeitlich und qualitativ sehr aufwändiger 
Prozess ist, 
— eine qualitativ hochwertige wissenschaft-
liche Datenbasis braucht, 
— einen qualifizierten und koordinierenden 
Akteur benötigt, der in der Lage ist, partizi-
pative Verhandlungsprozesse professionell 
zu managen und 
                                                     
159  Vgl. dazu die Beiträge eines Seminars zur Auswertung 
der Methodik des ZEE in Amazonien: Benatti (2000) 
und Ross Sanches (2000) sowie das Basisdokument des 
Umweltministeriums zum ZEE-Programm des MMA, 
Millikan / Del Prette (2000). 
160  Zum Ansatz des Consórcio Brasil vgl. Ross (2000), zum 
zweiten Ansatz Millikan / Del Prette (2000) und die 
Entwürfe für das ZEE Pará auf der Homepage des 
Umweltministeriums, http://www.mma.gov.br/port/sds/ 
zee/gerais/pa.html [4.9.2003]. 
Kasten 18: Instrumente der Flächennutzungspla-
nung 
Agrarökologische Flächennutzungplanung (ZAE): 
Ein ZAE wird auf kommunaler Ebene von dem Agrarfor-
schungsinstitut EMBRAPA durchgeführt. Die Flächennut-
zungsplanung erfolgt auf der Basis der Bodenqualität der 
Flächen und damit vor allem nach agrarwissenschaftlichen 
Kriterien. Nur Flächen mit niedriger Bodenqualität werden 
nach diesem Konzept potenziell für die Einrichtung von 
Schutzgebieten empfohlen. 
Partizipative ökologisch-ökonomische Flächennutzungs-
planung (ZEE):  
Die Implementierung des ZEE war Teil des Avança Brasil 
mit regionaler Priorität in Amazonien. Im neuen Mehrjah-
resplan ist es nicht mehr vorgesehen. Es gibt zwei unter-
schiedliche methodische Ansichten zur Durchführung des 
ZEE. Der eine Ansatz wird von den großen öffentlichen 
Unternehmen und Ämtern vertreten, die im Rahmen des 
ZEE Geld mit der Erhebung von Daten und der Erstellung 
von Karten verdienen können. Diese sind im Consórcio 
Brasil zusammengeschlossen und umfassen u. a. das Statis-
tikamt IBGE, das Agrarforschungsinstitut EMBRAPA und 
das staatliche Unternehmen für Bodenschätze CPRM. Das 
Consórcio Brasil sieht das ZEE v. a. als Sammlung objekti-
ver Daten, die den Planern in Form von Karten zur Verfü-
gung gestellt werden müssen. Der andere Ansatz versteht 
die Flächennutzungsplanung als politischen Prozess und 
richtet sich an den Bedürfnissen und wirtschaftlichen Inte-
ressen der Bevölkerung in einer Region aus. Der Umwelt-
schutz ist dabei ebenfalls Zieldimension, d. h. die Flächen-
nutzung soll nachhaltig erfolgen. Das ZEE wird als ein 
partizipativer Aushandlungsprozess gesehen, an dem Ak-
teure aller Sektoren, Verwaltungsebenen und relevanten 
Politikbereiche (Umwelt-, Agrar-, Infrastruktur und Land-
politik) teilnehmen sollen, um die Kohärenz zwischen den 
einzelnen Politikfeldern zu erhöhen. Ziel ist bei beiden 
Ansätzen, die Ergebnisse eines regionalen ZEE auch in die 
nationale Planung zu integrieren.160 
Quellen:  MMA, SECTAM 
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— die Fähigkeit sowie der politische Wille zur 
Durchführung eines Verhandlungsprozesses 
bei allen beteiligten Akteuren vorhanden 
sein müssen.  
Trotz der erheblichen Zweifel gibt es nach Ein-
schätzung der Befragten Potenziale für die Um-
setzung einer Raumordnungspolitik und Flächen-
nutzungsplanung an der BR-163. 
Für die Durchführung einer einfachen Raumpla-
nung im Zusammenhang mit der Asphaltierung 
einer Bundesstraße gibt es ein Beispiel aus dem 
Bundesstaat Acre, das hinsichtlich seiner Modell-
funktion für eine Raumplanung im Zuge der As-
phaltierung der BR-163 ausgewertet werden 
könnte. Diese Art von Raumplanung erfolgte auf 
einem 100 km breiten Streifen entlang der Bun-
desstraße unter Zuständigkeit des Landes, welches 
seine Kompetenzen durch ein Abkommen an die 
Munizipien übertrug. Die Perspektive dabei war, 
Landtitel zu verteilen, Schutzgebiete einzurichten 
und den Holzeinschlag nur in Flonas unter Ein-
haltung eines Waldnutzungsplans zuzulassen. Die 
Planung des Holzeinschlags kann mit Sägewerks-
besitzern verhandelt werden, während mit der 
Sojawirtschaft viel weniger Verhandlungsspiel-
raum besteht, weil hier das Interesse an neuen 
Flächen, die zur Bebauung entwaldet werden 
müssen, ungleich höher ist.  
Durch die mit den Bedürfnissen und Forderungen 
der lokalen Bevölkerung verknüpften wissen-
schaftlichen Studien des IPAM entlang der BR-
163 besteht eine wichtige Datenbasis für die 
Durchführung einer Raum- und Flächennutzungs-
planung. Hinzu kommt, dass in einigen Munizi-
pien (Santarém und Belterra) ZAE bereits erstellt 
worden sind, ein Instrument der landwirtschaftli-
chen Flächennutzungsplanung, das speziell auf die 
kommunale Ebene zugeschnitten ist. Ein Schritt 
zur regionalen Raumplanung entlang der Bundes-
straße könnte die Durchführung weiterer ZAE in 
den anderen Munizipien sein. Das ZAE wird nach 
Aussagen interviewter wirtschaftlicher Akteure 
auch vom Privatsektor angenommen, weil mit 
dieser Art von Flächennutzungsplanung eine 
fachliche Empfehlung verbunden wird, die leich-
ter zu akzeptieren ist als eine pauschale gesetzli-
che Vorgabe wie beim Waldschutzgesetz.161 Die 
Beteiligung von Vertretern wirtschaftlicher und 
zivilgesellschaftlicher Akteure an einer Flächen-
nutzungsplanung bzw. Raumplanung ist beson-
ders wichtig, weil es im Fall der BR-163 diese 
Akteure sind, die durch ihr Handeln tagtäglich 
Raumordnung praktizieren.162 
Der situative Moment für die Durchführung einer 
Raumplanung, eventuell eines ZEE, erscheint 
günstig, zum Einen, weil das ZEE 2002 vom 
MMA inhaltlich präzisiert wurde und seit Anfang 
2003 ein Landesgesetz zur Durchführung des ZEE 
in Pará vorhanden ist, das sich am partizipativen 
Ansatz des MMA orientiert. Für die Umsetzung 
wurde per Dekret eine interinstitutionelle Kom-
mission mit Vertretern verschiedener Landesbe-
hörden, zivilgesellschaftlicher und privatwirt-
schaftlicher Vertreter eingerichtet.163 Wie schnell 
die Landesregierung dieses Gesetz umsetzen wird, 
bleibt offen. In der Öffentlichkeit wird das ZEE 
bisher nicht als landespolitische Priorität wahrge-
nommen. In den Interviews wurde die Landesre-
gierung in der Regel nicht als zu beteiligender 
Akteur genannt, obwohl sie für das ZEE zuständig 
ist. Zum Anderen ist der situative Moment des-
halb günstig, weil der seit April 2003 zugängliche 
Bericht der Umweltverträglichkeitsstudie die Be-
rücksichtigung eines ZEE im Vorfeld der Asphal-
tierung als wichtig erachtet, um die erfahrungs-
gemäß mit Asphaltierungen einhergehende Zu-
nahme von Entwaldung zu mindern.164 
4.2.4.3 Ausweisung von Schutzgebieten 
Die strategische Option der Forderung nach Aus-
weisung von neuen Schutzgebieten lässt sich in 
eine Raumplanung integrieren, kann aber auch 
                                                     
161 Dieses Gesetz schreibt vor, dass in Amazonien maximal 
20 % der Fläche eines privaten Grundstücks entwaldet 
werden dürfen. 
162 Vgl. Benatti (2000), S. 3. 
163  Dekret Nr. 5200. 
164  Vgl. RIMA da obra de pavimentação da rodovia Cuiabá-
Santarém, http://www.celaf.ibama.gov.br/rimas/rima4/ 
RIMA%20-%20FINAL.pdf [16.05.03], S. 45 und 59. 
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unabhängig davon erfolgen. Mit der Ausweisung 
von Schutzgebieten – eine Strategie von zivilge-
sellschaftlichen Akteuren an allen Befragungsor-
ten, von Bundesumweltministerium und Mi-
nistério Público Federal – wird das Ziel verbun-
den, das Ökosystem zu erhalten, vor allem aber 
die Sojaexpansion, die illegale Landnahme und 
den illegalen Holzeinschlag aufzuhalten. Die 
Schutzgebietsstrategie ist für lokale zivilgesell-
schaftliche Akteure deshalb eine interessante Op-
tion, weil das nationale Schutzgebietssystem ne-
ben reinen Schutzgebieten auch Schutzgebiets-
formen kennt, die eine nachhaltige Nutzung der 
lokalen Bevölkerung zulassen.  
Für die Ausweisung von Schutzgebieten im weite-
ren Umkreis der BR-163 gibt es viel verspre-
chende Umsetzungschancen, die in erster Linie 
auf die Initiative und das Engagement zivilgesell-
schaftlicher Akteure zurückzuführen sind. Der 
Vorschlag für die Ausweisung eines Schutzge-
bietsmosaiks als Puffer gegen das weitere Vor-
dringen der Agrargrenze (Sojaexpansion von der 
BR-163 her und Expansion der Viehwirtschaft 
von São Félix do Xingu aus) geht auf die zivilge-
sellschaftlichen Akteure FVPP und MDTX aus 
Altamira zurück. Der Vorschlag gewann an Ge-
wicht über das strategische Bündnis mit dem 
Bundesumweltministerium, das ISA mit einer 
Machbarkeitsstudie zur Ausweisung eines 
Schutzgebietsmosaiks in diesem Gebiet beauf-
tragte. Die Landesumweltbehörde SECTAM 
übernahm in Absprache zeitgleich mit dem MMA 
die Verantwortung für die Ausweisung von 
Schutzgebieten in dem Gebiet nördlich der Trans-
amazônica, zeigte aber bisher keine Handlungs-
ansätze.  
Hier wird deutlich, dass eine der großen Heraus-
forderungen in Bezug auf die Ausweisung von 
Schutzgebieten darin besteht, die Landesregierung 
davon zu überzeugen, dass Schutzgebiete auch im 
Interesse des Landes Pará sind. Denn längerfristig 
ist das Schutzgebietsmosaik nach Einschätzung 
von Vertretern des MMA nur in Kooperation mit 
der Landesebene möglich. Vorbild könnte die 
interinstitutionelle Kommission zur Einrichtung 
des Schutzgebietsmosaiks um den Stausee Tucu-
ruí sein, wobei es sich hierbei um Schutzgebiete 
handelt, die unter der Zuständigkeit des Landes 
stehen. Damit würde mit der Terra do Meio kein 
neues Modell geschaffen, sondern bestehende 
Erfahrungen aus Sicht des MMA in breitere Poli-
tiken umgesetzt. Kurzfristig setzt das MMA auf 
die Kooperation mit der Zivilgesellschaft, um 
Druck auf die Landesregierung auszuüben. Denn 
die Ausweisung von Schutzgebieten soll nach 
dem Gesetz ein Prozess unter Beteiligung aller 
relevanten Akteure sein.  
Ein weiteres Potenzial für die Umsetzung der 
Schutzgebietsstrategie ist die Unterstützung durch 
das Ministério Público Federal, wonach die For-
derung nach der Ausweisung von Schutzgebieten 
zur Verhandlungsbasis in Bezug auf die Asphal-
tierung der BR-163 werden könnte. Das bedeutet, 
dass eine Asphaltierung nur mit der parallelen 
Ausweisung von Schutzgebieten akzeptiert wird. 
Auf instrumenteller Ebene stünden der Zivilge-
sellschaft durch die Unterstützung des MPF wie-
der umweltrechtliche Partizipationsinstrumente 
zur Verfügung. Über die obligaten öffentlichen 
Anhörungen könnte das Umweltgenehmigungs-
verfahren in diese Richtung beeinflusst werden. 
Eine argumentative Basis steht der Zivilgesell-
schaft für die Partizipation bei den öffentlichen 
Anhörungen durch die wissenschaftlichen Studien 
des ISA zur Terra do Meio und des IPAM zur 
BR-163 zur Verfügung. 165  
Von Bedeutung für den umweltpolitischen Strate-
giebildungsprozess in der Region ist die Auswei-
sung eines Naturschutzmosaiks in der Terra do 
Meio auch deshalb, weil darüber eine Verbindung 
zwischen der stark organisierten, vernetzten und 
politisch artikulierten Zivilgesellschaft in Alta-
mira und mit der Zivilgesellschaft entlang der BR-
163 hergestellt werden kann. 
                                                     
165 Eine Computersimulation des IPAM verdeutlicht ein-
drucksvoll, um wie viel stärker die Entwaldung bei einer 
Asphaltierung nach herkömmlichem Muster zunimmt, 
während die Entwaldung bei einer Asphaltierung, die 
mit politischen Maßnahmen flankiert ist, die Zunahme 
deutlich geringer ausfällt. Die Simulation wurde auf 
Grundlage der Forderungen nach politischen Maß-
nahmen von Akteuren erstellt, die in 2001 in Workshops 
des IPAM entlang der BR-163 erhoben wurden. 
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4.2.4.4 Erhöhung des Organisations- und 
Vernetzungsgrads der Zivilgesell-
schaft 
Eine stark organisierte und vernetzte Zivilgesell-
schaft kann ein Vorteil für die drei zuvor genann-
ten Strategieoptionen sein, weil sie in der Lage 
wäre, staatliche Präsenz und die Einrichtung von 
Schutzgebieten einzufordern und zu kontrollieren. 
Zudem wäre eine gut organisierte und artikulati-
onsfähige Zivilgesellschaft eine Voraussetzung 
für die Teilnahme an einer Flächennutzungspla-
nung wie dem ZEE und könnte diese mit Unter-
stützung des MPF in den öffentlichen Anhörungen 
des Umweltverträglichkeitsberichts als Vorbedin-
gung für die Asphaltierung einfordern. Gerade 
aufgrund der mangelnden staatlichen Präsenz wird 
die Organisierung und Vernetzung der Zivilge-
sellschaft wichtig für die Vertretung jener öffent-
licher Interessen, die nicht denen des herkömmli-
chen Entwicklungsmodells entsprechen.  
Das IPAM hat das strategische Potenzial einer 
Erhöhung des Organisations- und Vernetzungs-
grads der zivilgesellschaftlichen Akteure in Santa-
rém und den übrigen Munizipien entlang der BR-
163 erkannt. Es hat eine Initiative zur Vernetzung 
der zivilgesellschaftlichen Akteure von Santarém 
und Altamira gestartet. Neben der Ausarbeitung 
eines regionalen Entwicklungsplans könnten für 
die umweltpolitische Strategiebildung im Zusam-
menhang mit der Asphaltierung der BR-163 die 
Dialog- und Verhandlungskapazitäten der zivilge-
sellschaftlichen Akteure aus Altamira genutzt 
werden. Ein gemeinsames strategisches Ziel 
könnte möglicherweise die Ausweisung des 
Schutzgebietsmosaiks in der Terra do Meio sein. 
5 Ergebnisse, Schlussfolgerungen und 
 Empfehlungen 
Mit der vorliegenden Studie wurde für Akteure 
der lokalen, Landes- und Bundesebene aus Zivil-
gesellschaft, Staat und Privatwirtschaft eine In-
formationsgrundlage geschaffen, die es ermög-
licht, eigene umweltpolitische Kapazitäten und 
Strategien weiterzuentwickeln. Die Studie ist auch 
eine Informationsgrundlage für die Stärkung die-
ser Weiterentwicklungsprozesse durch externe 
Beratung in Form von EZ. 
Vor dem Hintergrund der Kernhypothese, dass 
Kooperationen zwischen zivilgesellschaftlichen 
und staatlichen Akteuren die Durchsetzungschan-
cen von Umweltpolitik erhöhen, orientieren sich 
die Schlussfolgerungen aus der akteurszentrierten 
Analyse der politischen Prozesse um die beiden 
Fallbeispiele an folgenden Fragen:  
— Welche Faktoren befördern bzw. behindern 
die lokale Netzwerkbildung? 
— Welche Faktoren befördern bzw. behindern 
Kooperationen zwischen verschiedenen 
Akteuren und Akteursgruppen aus Zivilge-
sellschaft und Staat? 
— Welche Faktoren erhöhen die Chancen für 
die Durchsetzung von Umweltpolitik? 
— Welche Rolle spielt die Unterstützung 
durch externe Akteure der Entwicklungszu-
sammenarbeit (im Rahmen des PPG7 und 
ausländischer NRO)? 
— Hat sich das Instrument des capacity map-
ping bewährt? Ist es auf andere Politikfelder 
übertragbar? 
Antworten auf diese Fragen in Form von Schluss-
folgerungen aus den Fallstudien gibt das erste 
Unterkapitel. Das zweite Unterkapitel baut darauf 
auf und gibt Empfehlungen für die EZ mit Brasi-
lien, insbesondere dem Bundesstaat Pará, wobei 
der Fokus auf dem deutschen Beitrag liegt. 
5.1 Ergebnisse und Schlussfolgerungen 
Im folgenden Abschnitt werden zunächst die 
wichtigsten Ergebnisse aus dem Vergleich der 
beiden Fallstudien vorgestellt. Anschließend wer-
den die fünf oben gestellten Fragen detaillierter 
beantwortet. 
Im Zentrum der Untersuchung stand die Erhebung 
der umweltpolitischen Kapazitäten der zivilgesell-
schaftlichen, öffentlichen und privatwirtschaftli-
chen Akteure in Altamira und Santarém. Die Ak-
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teure auf Landes- und Bundesebene wurden er-
gänzend dazu befragt. Zwischen beiden Standor-
ten wurden Gemeinsamkeiten, aber auch erhebli-
che Unterschiede festgestellt: 
— Netzwerkbildung: In beiden Orten gibt es 
starke Netzwerke, die die lokale Politik 
beeinflussen. Diese lokalen Netzwerke 
gruppieren entweder zivilgesellschaftliche 
Akteure (MDTX) oder private und 
öffentliche Akteure (BR-163; Consórcio 
Belo Monte), nicht jedoch zivilge-
sellschaftliche und öffentliche Akteure bzw. 
alle drei Gruppen zusammen. In Altamira 
ist es das Bündnis der zivilgesellschaftli-
chen Gruppen, MDTX, das die sozialen 
Bewegungen (Kleinbauern, Frauen, Indi-
gene) und NRO im gesamten Einflussgebiet 
der Transamazônica umfasst und seit dem 
Regierungswechsel auch über gute politi-
sche Kontakte zur Bundesebene verfügt. In 
Santarém gibt es zwar viele NRO und eine 
starke Präsenz sozialer Bewegungen 
(Kleinbauern, Kautschukzapfer, Frauen), 
diese sind aber nicht in einem strategischen 
Bündnis organisiert, sondern arbeiten nur 
punktuell zusammen. Politisch dominant ist 
in Santarém das Bündnis aus privatwirt-
schaftlichen Akteuren, v. a. der großbetrieb-
lichen Landwirtschaft, dem Bürgermeister 
und seiner Verwaltung. Dieses Bündnis 
wird jedoch nicht durch lokale Akteure ge-
prägt, wie das MDTX in Altamira, sondern 
ist Bestandteil eines größeren regionalen 
Zusammenschlusses der Sojawirtschaft aus 
Mato Grosso mit ihren Partnern aus São 
Paulo und den sie stützenden Landesregie-
rungen aus Mato Grosso und Pará. Die 
„Gegenseite“ des MDTX in Altamira, das 
Consórcio Belo Monte, ist auf Vorschlag 
der Eletronorte gegründet worden und von 
der Unterstützung durch sie und die Lan-
desregierung abhängig. 
— Kooperationsfähigkeit: Diejenigen Ak-
teursgruppen, die vor Ort dauerhafte Netz-
werke oder Bündnisse gebildet hatten, er-
wiesen sich auch eher dazu in der Lage, 
Kooperationsbeziehungen zu anderen (ex-
ternen) Akteuren aufzubauen. So verfügt 
das MDTX über ein breit gefächertes 
Spektrum an Kooperationspartnern, mit de-
nen es Beziehungen unterschiedlicher In-
tensität eingeht: punktuell kooperiert es mit 
dem Unternehmerverband und Kommunal-
politikern an der Transamazônica, stabile 
Beziehungen gibt es zum Bundesumwelt-
ministerium sowie zu großen NRO aus Be-
lém und São Paulo. Die Kooperationsbe-
ziehungen der NRO und sozialen Bewe-
gungen aus Santarém sind schwächer aus-
geprägt. Die privaten und öffentlichen Ak-
teure in Santarém hingegen sind aktiver Be-
standteil des Bündnisses zur Fertigstellung 
der BR-163. 
— Problemsicht: Unterschiede sind hier so-
wohl akteursbezogen zwischen der Zivilge-
sellschaft einerseits und den öffentlichen 
und privatwirtschaftlichen Akteuren ande-
rerseits als auch problembezogen zwischen 
den Standorten festzustellen. Die zivilge-
sellschaftlichen Akteure verfügen in der 
Regel über eine differenziertere Problem-
sicht als die anderen beiden Gruppen, und 
sie beziehen die ökologischen Risiken eher 
in ihre Überlegungen ein oder bewerten sie 
höher. Dennoch haben zumindest Teile der 
öffentlichen und privatwirtschaftlichen 
Akteure in Altamira eine ausgeprägtere 
ökologische und soziale Problemsicht als 
die in Santarém; dies ist wahrscheinlich auf 
die Informationskampagnen des MDTX 
und seiner Partner zurückzuführen. Insge-
samt ist die Problemsicht aller Akteure in 
Santarém stärker ideologisch geprägt als in 
Altamira; das dadurch verursachte Klima 
des Misstrauens und der Konfrontation 
schränkt die Kooperationsfähigkeit dort 
stark ein. 
Diese Unterschiede in der Netzwerkbildung, der 
Kooperationsfähigkeit und Problemsicht geben 
Hinweise darauf, warum die Strategiefähigkeit der 
verschiedenen Akteursgruppen an beiden Orten 
unterschiedlich ausgeprägt ist. Sie erklären jedoch 
nicht, wessen Interessen sich durchsetzen konn-
ten: In beiden Fällen waren nicht lokale Akteure 
und Bündnisse für die Entscheidung auf Bundes-
ebene ausschlaggebend, sondern externe Interes-
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senlagen, die vor Ort ihre Vertretung haben. In 
beiden Fällen hat sich das traditionelle Entwick-
lungsmodell durchgesetzt, das auf externe An-
triebskräfte setzt (große Agrarbetriebe, Rohstoff-
exporteure, Transfers von staatlichen Konzernen). 
Das Bundesumweltministerium und seine Bünd-
nispartner mussten damit eine Niederlage einste-
cken. Worauf ist diese Niederlage zurückzufüh-
ren? Aus der Sicht der empirischen Ergebnisse 
kann dies mit der schwachen horizontalen Politik-
koordination erklärt werden: Das Bundesumwelt-
ministerium war nicht in der Lage, die verschie-
denen Koordinationsinstanzen zwischen den Res-
sorts zu nutzen, um seine Problemsicht in Politik 
umzusetzen und die Strategie der nationalen Ent-
wicklungsplanung in bezug auf Amazonien zu 
modifizieren. Durchgesetzt haben sich vielmehr 
die Problemsichten des Energieministeriums 
(Ausbau der Wasserkraft in Amazonien zur Siche-
rung der nationalen Energieversorgung) und des 
Finanzministeriums (Ausbau der Infrastruktur zur 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der brasilia-
nischen Agrarexporte und zur Steigerung der De-
viseneinnahmen). 
Dem Bundesumweltministerium bleibt nun, seine 
Bündnispartner vor Ort zu stärken, um die noch 
vorhandenen Chancen für umweltpolitische In-
terventionen zu nutzen. Das MDTX befindet sich 
aufgrund seiner lokalen politischen Stärke in einer 
außerordentlich günstigen Verhandlungsposition: 
Es kann immer noch mit Protest und Widerstand 
drohen, wenn die umweltpolitischen Auflagen 
nicht erfüllt werden. Darüber hinaus müssen die 
Investitionen der Eletronorte auch mit dem 
MDTX ausgehandelt werden. In Santarém müssen 
Ziele und Strategie der zivilgesellschaftlichen 
Akteure erst noch erarbeitet werden; dafür ist eine 
Unterstützung von außen unerlässlich. 
Im Folgenden werden die Ursachen für diese Un-
terschiede, die in der empirischen Erhebung er-
mittelt werden konnten, zusammenfassend darge-
stellt. 
5.1.1 Lokale Netzwerkbildung 
Es hat sich gezeigt, dass zivilgesellschaftliche 
Akteure unter bestimmten Vorraussetzungen in 
der Lage sind, strategische Netzwerke mit anderen 
zivilgesellschaftlichen Akteuren zu bilden. Im 
Rahmen der Untersuchung wurden eine Reihe von 
Voraussetzungen und Faktoren identifiziert, die 
eine Netzwerkbildung fördern oder behindern. 
Hilfreich wirken gemeinsame Erfahrungen mit 
Protest- und Widerstandsaktivitäten, die direkte 
und unmittelbare Betroffenheit durch gemeinsame 
Problemlagen sowie gemeinsame strategische 
Ziele. Als hemmend wurden knappe Ressourcen 
und die fehlende bzw. schwache rechtsstaatliche 
Absicherung der Grundrechte wahrgenommen. 
Gemeinsame Erfahrungen mit Protest und 
Widerstand 
Ein gemeinsamer Erfahrungsschatz erleichtert die 
Netzwerkbildung. Durch Herkunft, (Ansiedlungs) 
Erfahrungen und Lebensgeschichten der Men-
schen in Altamira und an der Transamazônica 
bestehen dort große kulturelle Gemeinsamkeiten. 
An der Transamazônica führte das Protest- und 
Widerstandspotenzial gegen nicht eingehaltene 
Versprechungen der Regierung zur Gründung der 
Bewegung für das Überleben an der Transama-
zônica (MPST), dem Vorläuferforum des MDTX. 
Eine weitere wichtige und erfolgreiche Erfahrung 
war der Widerstand gegen den geplanten Stau-
dammkomplex Kararaô und Babaquara, dem 
Vorläufer des heutigen Projektes in Belo Monte, 
der damals von den indigenen Gruppen angeführt 
wurde. Santarém war Widerstandszentrum wäh-
rend der Militärdiktatur.  
Direkte und unmittelbare Betroffenheit 
Nicht nur gemeinsame Erfahrungen fördern die 
Netzwerkbildung, sondern auch die gemeinsame 
direkte Betroffenheit durch befürchtete negative 
Auswirkungen von Infrastrukturprojekten. Die 
direkte Sichtbarkeit des Problems vor Ort bzw. die 
Möglichkeit, sich diese wie im Fall des Stau-
damms direkt vorzustellen, führt dazu, dass sich 
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Akteure leichter mobilisieren lassen und zusam-
menschließen. 
Gemeinsame strategische Ziele und hohes 
fachliches Niveau 
Gemeinsame strategische Ziele fördern ebenfalls 
die Netzwerkbildung. Die Kritik an der aus loka-
ler Sicht gescheiterten Entwicklungspolitik des 
Bundes an der Transamazônica brachte die sozia-
len Bewegungen dazu, ein alternatives lokales 
Entwicklungsmodell zu konzipieren, das sich an 
den Potenzialen der kleinbäuerlichen Familien-
wirtschaft orientiert. Durch gezielte Nutzung der 
Angebote des PPG7 gelang es den sozialen Be-
wegungen auch, ihr umweltpolitisches fachliches 
Niveau zu erhöhen. Strategische Orientierung und 
ein hohes fachliches Niveau ermöglichen eine 
klare Positionierung zu externen Eingriffen wie 
dem geplanten Staudamm in Belo Monte. Das 
Netzwerk wird dadurch verstärkt, dass kurzfristige 
diesbezügliche Ziele in die langfristige Strategie 
eingebunden werden. Der Handlungsdruck für 
Akteure sich zusammenzuschließen, kann zusätz-
lich durch einen aktuellen Anlass – in Altamira 
das Umweltgenehmigungsverfahren für den Stau-
damm – und das Fehlverhalten der Gegenseite in 
einer konfrontativen Situation – in Altamira die 
Überzeugungspolitik der Eletronorte – verstärkt 
werden.  
Hoher Organisationsgrad 
Ein hoher lokaler Organisationsgrad kann die 
Netzwerkbildung fördern, wenn die lokalen Ba-
sisorganisationen eine gemeinsame strategische 
Zielorientierung haben und ein intensiver Aus-
tausch zwischen Basis und Netzwerkführung ge-
pflegt wird. Gemeinsame Projektarbeit der Basis-
organisationen kann die Netzwerkorientierung 
stärken. 
Knappe Ressourcen  
Knappe Ressourcen und damit verbunden eine 
Konkurrenz um finanzielle Mittel wirken sich 
hindernd auf eine Netzwerkbildung aus. Knappe 
Ressourcen können in Ausnahmefällen – gerade 
in personeller Hinsicht – jedoch auch dazu führen, 
dass sich Akteure zusammenschließen, um Res-
sourcen zu bündeln. Ein solcher Zusammen-
schluss kann erschwert werden, wenn es bereits 
eine komplexe NRO-Struktur ohne klare Abgren-
zung der Aufgaben und Kernkompetenzen unter-
einander gibt und eine gemeinsame strategische 
Zielorientierung fehlt. 
Fehlende oder schwache rechtsstaatliche 
Absicherung der Grundrechte 
Eine schlechte Sicherheitslage, ein hohes Maß an 
Gewaltausübung durch mächtige wirtschaftliche 
Akteure und eine mangelnde Strafverfolgung wir-
ken sich negativ auf die Bildung von Netzwerken 
aus. Private Gewaltausübung unterwandert das 
Gewaltmonopol des Staates und damit die Gültig-
keit der Grundrechte. Dadurch werden die Arbeit 
von Gewerkschaften und das Entstehen sozialer 
Bewegungen massiv behindert. 
5.1.2 Kooperationsfähigkeit zwischen den 
verschiedenen Akteuren bzw. 
Akteursgruppen 
Die Fallstudien haben gezeigt, dass zivilgesell-
schaftliche und staatliche Akteure untereinander 
kooperationsfähig sind. Dies wird gefördert durch 
einen hohen Organisationsgrad der Zivilgesell-
schaft, persönliche Kontakte und Kooptations-
strategie, eine gemeinsame Problemsicht der Ak-
teure sowie externen Druck. Eher hemmend wir-
ken Straflosigkeit und Korruption.  
Organisationsgrad der Zivilgesellschaft 
Die Kooperationsfähigkeit wird, wie das Beispiel 
Altamira belegt, durch einen hohen Organisations- 
und Vernetzungsgrad der Zivilgesellschaft erhöht. 
Hier kooperiert das MDTX als starkes Netzwerk 
dauerhaft mit dem Bundesumweltministerium und 
dem Ministério Público Federal und punktuell mit 
dem Unternehmenssektor, weil neben dem hohen 
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Organisationsgrad auch ein strategisches Denken 
vorherrscht. Die staatlichen Akteure sind gerade 
in der Umweltpolitik auf organisierte und ver-
netzte Kooperationspartner in der Zivilgesell-
schaft angewiesen, um ihre Ziele lokal durchset-
zen zu können. Neben der Netzwerkbildung sind 
für die politische Artikulationsfähigkeit zivilge-
sellschaftlicher Akteure direkte Kommunikations-
kanäle – wie das Beispiel des MDTX und der PT-
Abgeordneten aus der Region belegt – wichtig, 
um an staatliche Institutionen herantreten zu kön-
nen.  
Persönliche Kontakte und Kooptations-
strategie 
Die persönlichen Kontakte, die gerade in der bra-
silianischen Politik eine wichtige Rolle spielen, 
werden durch die Kooptationsstrategie der neuen 
PT-geführten Regierung verstärkt. Sie versucht 
zunehmend, Regierungs- und Verwaltungsämter 
mit Führungspersonal aus der Zivilgesellschaft zu 
besetzen. Das neue Personal aus der Zivilgesell-
schaft kann sich für diese einerseits positiv aus-
wirken, weil sie vermehrt Gehör in staatlichen 
Institutionen findet. Andererseits kann dies Prob-
leme bereiten, wenn erfahrenes Führungspersonal 
aus zivilgesellschaftlichen Gruppen abgezogen 
wird, die neuen Führungskräfte wenig Erfahrung 
in der Übernahme von Regierungs- und Verwal-
tungsaufgaben haben und zivilgesellschaftliche 
Gruppen aufgrund einer Überidentifikation mit 
der neuen Bundesregierung ihre Kontrollfunktion 
gegenüber der Regierung vernachlässigen. 
Gemeinsame Problemsicht der Akteure 
Ein weiterer Faktor, der die Kooperationsfähigkeit 
zwischen Staat und Zivilgesellschaft fördert, ist 
eine gemeinsame Problemsicht der Akteure. Ein 
gemeinsames Ziel erhöht die Wahrscheinlichkeit 
einer Kooperation zusätzlich. Diese kann aller-
dings nur dann erfolgen, wenn eine grundsätzliche 
Dialogbereitschaft zwischen den Sektoren besteht, 
wie dies etwa in Altamira mit wenigen Ausnah-
men der Fall ist. Andernfalls kann dies bei einem 
verhärteten Klima ideologischer Diffamierungen 
wie in Santarém dazu führen, dass Kooperation 
trotz Interessenüberschneidungen selten stattfin-
det. Die fehlende Dialogbereitschaft könnte da-
durch überwunden werden, dass eine sachliche 
Analyse der Interessenlagen aller Akteursgruppen 
stattfindet und Interessenüberschneidungen identi-
fiziert werden.  
Externer Druck 
Der Druck der Geber im PPG7 wirkte förderlich 
auf die (bundes-) staatlichen Akteure, aber auch 
auf zivilgesellschaftliche Akteure, einen internati-
onal anerkannten Umwelt- und Partizipationsdis-
kurs zu verinnerlichen. Besonders das Bundes-
umweltministerium hat diesen Diskurs übernom-
men. Es bleibt allerdings zu hoffen, dass die Ko-
operationen, die dadurch entstanden sind, nicht 
nur so lange andauern, wie die Programme laufen. 
Straflosigkeit und Korruption 
Korruption und Straflosigkeit wirken hemmend 
auf die Herausbildung von Kooperationen zwi-
schen Akteuren. Im Süden der BR-163 und in 
großen Teilen des Munizips Altamira werden 
zivilgesellschaftliche Akteure, die sich in Land- 
und Umweltkonflikten engagieren, bedroht und 
ermordet. Die mangelhafte bis nicht existente 
Rechtssicherheit führt zum fehlenden Vertrauen 
gegenüber staatlichen Akteuren und wird durch 
die unzureichende oder fehlende Präsenz des 
Staates in der Region noch verstärkt. Daher 
müsste zunächst die Präsenz des Staates erhöht 
werden, um dann auf eine effizientere Arbeits-
weise insbesondere von Justiz und Polizei, aber 
auch von anderen staatlichen Akteuren wie der 
Umweltbehörde IBAMA und der Landreformbe-
hörde INCRA hinzuarbeiten. Erst dann wären für 
die Zivilgesellschaft vertrauenswürdige staatliche 
Kooperationspartner in der Region vorhanden.  
Staatliche Strukturen 
Für die Kooperation zwischen staatlichen Akteu-
ren ist die zum Teil schwerfällige und zentralisti-
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sche Behördenstruktur im öffentlichen Sektor wie 
zwischen IBAMA und SECTAM ein Hemmnis. 
Auch gegenseitiges Misstrauen und Kompetenz-
streitigkeiten innerhalb einer Behörde wie zwi-
schen Bundesumweltministerium und IBAMA 
kann Kooperationen erschweren. Zudem herrscht 
in Teilen des IBAMA mit dem preservacio-
nismo166 ein nicht mehr zeitgemäßer Umweltdis-
kurs vor. Hier wäre eine methodische Fortbildung 
des IBAMA von Nöten. Druck zur interinstitutio-
nellen staatlichen Kooperation kann durch feh-
lende personelle und materielle Ressourcen ent-
stehen. Ein Beispiel hierfür könnte der Novo Polo 
Interinstitucional in Novo Progresso im Süden der 
BR-163 sein, der auf Anordnung des Ministério 
Público Federal gegründet wurde und die einzige 
Möglichkeit darstellte, minimale staatliche Prä-
senz zumindest ad hoc herzustellen. An diesem 
Beispiel wird deutlich, dass Kooperation zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft nicht bedeutet, dass 
zivilgesellschaftliche Akteure staatlichen Aufga-
ben erfüllen können.  
5.1.3 Erhöhung für die Durchsetzungs-
chancen von Umweltpolitik 
Ein Ergebnis der vorliegenden Studie ist, dass sich 
die Chancen für die Durchsetzung von Umwelt-
politik im konkreten Kontext der Fallbeispiele und 
insgesamt der brasilianischen Umweltpolitik seit 
den 90er Jahren nur begrenzt erhöht haben. Die 
Gründe dafür sind erstens externe Einflüsse wie 
der internationale Druck und die brasilianischen 
Haushaltsengpässe, zweitens der situative politi-
sche Kontext und drittens die bestehenden um-
weltpolitischen Kapazitäten im politischen-insti-
tutionellen System, bei Akteuren sowie in Bezug 
auf Medien und Umweltbildung. 
                                                     
166  Unter preservacionismo wird die Ansicht verstanden, 
dass in Naturschutzgebieten keine Menschen leben 
dürfen. 
Externe Einflüsse  
Internationaler Druck: Im Zuge der UN-Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung in Rio 1992 ist 
das internationale Interesse und der Druck auf die 
Lösung von Umweltproblemen in Amazonien 
gewachsen. Seitdem übt die internationale Geber-
gemeinschaft Druck auf die brasilianische Um-
weltpolitik aus und stellt dafür über das PPG7 
finanzielle, technische und personelle Ressourcen 
bereit. Auch in der nationalen Öffentlichkeit ist 
seit Rio das Interesse für Amazonien gewachsen. 
Ein wesentlicher Beitrag wird durch Umweltfor-
schungsinstitute, die internationale Unterstützung 
bekommen, geleistet. Sie schaffen eine Daten- 
und Informationsgrundlage insbesondere für lo-
kale zivilgesellschaftliche Akteure. Aber nicht nur 
für die Zivilgesellschaft sondern auch für staatli-
che Akteure ist es wichtig, dass erfahrene wissen-
schaftliche Akteure ihre Kenntnisse weiterleiten 
und beratend agieren. 
Haushaltsengpässe: Die Chancen für die Durch-
setzung von Umweltpolitik in den beiden unter-
suchten Infrastrukturprojekten steigen, weil die 
brasilianische Haushaltslage die Durchführung 
von Großprojekten momentan einschränkt. In 
Zeiten knapper Finanzmittel ist die Bereitschaft 
von Entscheidungsträgern höher, nach weniger 
kostenintensiven Alternativen zu suchen. Umwelt-
relevante Akteure gewinnen dadurch Zeit, um auf 
die Berücksichtigung umweltpolitischer Ziele 
hinzuwirken.  
Situativer politischer Kontext 
Seit dem Regierungswechsel haben sich Ver-
handlungsprozesse zwischen Akteuren, die unter-
schiedliche Interessen vertreten, verbessert. Die 
politische Strategie der neuen Regierung setzt auf 
Dialog und Verhandlung. Für Amazonien beginnt 
sich das bisherige Bild als Ressourcenlager inner-
halb der Regierung zu verändern. Ausdruck davon 
ist, dass das Umweltministerium erstmalig von 
einer Person geführt wird, die aus Amazonien 
stammt und deren politische Ursprünge bei den 
sozialen Bewegungen liegen. Von der Besetzung 
weiterer Posten in Umweltbehörden sowohl in 
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Pará als auch auf Bundesebene mit Führungsper-
sonen aus sozialen Bewegungen wird insgesamt 
eine effektivere Umsetzung von Umweltzielen 
erwartet.  
Existenz umweltpolitischer Kapazitäten 
Politisch-institutionelles System: Brasilien ver-
fügt über eine differenzierte Umweltgesetzge-
bung, die seit den 80er Jahren kontinuierlich wei-
terentwickelt wurde. Innovative umweltpolitische 
Instrumente ermöglichen die Partizipation der 
Zivilgesellschaft am umweltpolitischen Prozess 
sowie eine strategisch ausgerichtete Langzeitpla-
nung. Indigenenrechte sind in der Verfassung 
verankert und für den Schutz des Lebensraums 
Indigener stehen Instrumente und Gesetze zur 
Verfügung, die gleichzeitig vorteilhaft für die 
Umweltpolitik sind. Innerhalb des komplexen 
Umweltverwaltungssystems ist mit dem Mi-
nistério Público ein Akteur hervorzuheben, der 
für die Umsetzung von Umweltzielen Kontroll-
funktionen wahrnimmt. Wie die derzeitigen Akti-
vitäten eines Staatsanwalts des MPF in Pará zei-
gen, ist die Chance für die Durchsetzung von 
Umweltpolitik stark davon abhängig, ob die 
Kompetenzen der Institution auch mit einer enga-
gierten Person ausgefüllt werden. 
Für die Entstehung umweltpolitischer Kapazitäten 
ist einerseits wichtig, dass die betroffene Bevölke-
rung Zugang zu Informationen über die umwelt-
schädlichen Wirkungen hat, andererseits muss sie 
ihre Rechte kennen. Aus diesem Grund spielen 
sowohl Fortbildungsmöglichkeiten der Zivilge-
sellschaft im Umweltrecht als auch die externe 
Beratung z. B. in Rechtsfragen eine wichtige 
Rolle. Für die Erhöhung der Kapazitäten der Ak-
teure in diesem Bereich ist die Schaffung von 
Präzedenzfällen wie die Anwendung der Partizi-
pationsinstrumente im Fall Belo Montes nicht zu 
unterschätzen.  
Akteure: Die brasilianische Umweltpolitik verfügt 
über staatliche Akteure auf kommunaler, Landes- 
und Bundesebene, die bereit sind, ihre umweltpo-
litischen Kapazitäten weiterzuentwickeln. Auf 
Bundesebene sind mit dem Bundesumweltminis-
terium und dem Ministerio Público Federal 
handlungsfähige staatliche Akteure vorhanden, 
die dialog- und kooperationsfähig sind. Die Ver-
breiterung dieser umweltpolitischen Kapazität 
sollte durch Dezentralisierungs- und Dekonzent-
rationsprozesse aber noch weiter vorangetrieben 
werden. Analog gibt es – wie in den Aus-
führungen zur Netzwerkbildung und zur Koope-
ration dargestellt – auf Seiten der Zivilgesellschaft 
sowohl auf lokaler als auch auf nationaler Ebene 
gut artikulierte, dialog- und kooperationsfähige 
Akteure, die umweltpolitische Ziele verfolgen.  
Die Kapazität der staatlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteure hat im Fall des Staudamms 
dazu geführt, dass umweltpolitische Ziele durch 
die Kooperation von Zivilgesellschaft und MPF 
und die Anwendung umweltrechtlicher Partizipa-
tionsinstrumente bisher durchgesetzt werden 
konnten. Mit der Kooperation zwischen Bundes-
umweltministerium und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren für die Ausweisung des Schutzgebiets-
mosaiks in der Terra do Meio hat sich eine Ko-
operation als strategisch vorteilhaft für die Durch-
setzung von Umweltpolitik erwiesen. Ein solches 
Bündnis kann dazu genutzt werden, Druck auf 
Akteure wie die paraensische Landesregierung 
auszuüben, die bisher wenig Interesse und Be-
wusstsein für die Umsetzung umweltpolitischer 
Ziele gezeigt hat, zumal die Ausweisung von 
Schutzgebieten laut Gesetz in einem partizipati-
ven Prozess erfolgen sollte. 
Im Bereich der Privatwirtschaft stehen der Bil-
dung umweltpolitischer Kapazität oftmals direkte 
wirtschaftliche Interessen entgegen, insbesondere 
kurzfristige monetäre Interessen. Da der brasilia-
nische Staat auf Devisen angewiesen ist, die über 
den Export wichtiger landwirtschaftlicher Güter 
wie Soja und Holz erwirtschaftet werden, bietet er 
diesen Sektoren eine Vielzahl finanzieller An-
reize, die die Akteure in ihrer umweltzerstöreri-
schen Expansion bestärken. Manchmal gelingt es 
aber, aufgrund nationaler und internationaler 
Marktstrukturen, eine Art „Einsicht in die Not-
wendigkeit“ zu erzwingen, die auch privatwirt-
schaftliche Akteure zum Umdenken bringt. 
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Medien und Umweltbildung: Seit der Rio-Konfe-
renz thematisiert die brasilianische Öffentlichkeit 
die umweltpolitische Debatte in Amazonien und 
hat eigene Verantwortung für die Lösung von 
Umweltproblemen übernommen. Brasilien verfügt 
über kritische Medien, die sich mit umweltpoliti-
schen Themen auseinandersetzen. Die nationalen 
und regionalen Medien berichten regelmäßig über 
die Umweltsituation in Amazonien. Die Medien 
können sich deshalb als strategischer Partner bei 
der Durchsetzung umweltpolitischer Ziele erwei-
sen, wie das Beispiel der Strategiebildung um den 
Staudamm Belo Monte gezeigt hat. Das Bündnis 
aus MDTX und Ministério Público setzte bewusst 
die Presse ein, um die richterliche Entscheidung 
zugunsten umweltpolitischer Ziele zu beeinflus-
sen. Neben den Medien ist auch das rechtliche In-
strument der öffentlichen Anhörung, insbesondere 
dann, wenn sie von einem starken öffentlichen 
Akteur wie dem Ministério Público einberufen 
wird, geeignet, den Umweltbildungsprozess und 
den Informationsaustausch zwischen der Bevölke-
rung und relevanten Akteuren zu fördern.  
Umweltpolitische Kapazität in der Bevölkerung 
entsteht häufig dort, wo bereits ein hohes Maß an 
sozialer Sensibilität vorhanden ist. Die Überle-
bensstrategien der sozialen Bewegungen basieren 
in Amazonien oft auf einer Fortentwicklung und 
Verbesserung kleinbäuerlicher Produktionsweisen 
mit dem Ziel der nachhaltigen Ressourcennut-
zung. Besonders Jugendliche scheinen wichtige 
Multiplikatoren für Umweltbildungsprogramme 
zu sein, wie dies die strategische Ausrichtung 
zivilgesellschaftlicher Akteure an der Transama-
zônica zeigt. 
5.1.4 Unterstützung durch externe 
Akteure der EZ 
Die UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
1992 in Rio de Janeiro hat einen entscheidenden 
Beitrag für die Bildung umweltpolitischer Kapa-
zitäten in Brasilien geleistet. Im Zuge von Rio 
fand sowohl ein verstärkter Druck von außen 
durch das PPG7 auf die umweltpolitische Institu-
tionenbildung statt als auch ein Schub für die Her-
ausbildung von Umweltbewusstsein bei staatli-
chen und insbesondere zivilgesellschaftlichen 
Akteuren in Brasilien selbst.  
Aus der Perspektive dieser Studie hat das PPG7 
mit vier Projekten einen wichtigen Beitrag zur 
Weiterentwicklung umweltpolitischer Kapazitäten 
geleistet: Erstens das PDA (Demonstrationspro-
jekte), das zivilgesellschaftlichen Organisationen 
ermöglicht hat, alternative Produktionssysteme zu 
testen und darüber nicht nur ihre fachlichen Quali-
fikationen zu verbessern, sondern auch ihre politi-
sche Verhandlungsmacht auszubauen. Dies war 
insbesondere in Altamira deutlich, wo die FVPP 
mehrere PDA-Projekte beantragt und erfolgreich 
abgewickelt hat. Zweitens das NRPP (Naturres-
sourcenpolitikprogramm), das dem Landesum-
weltministerium, dem Ministério Público auf 
Landesebene, der Umweltpolizei und einzelnen 
Munizipien (z. B. Santarém und Belterra) ermög-
licht hat, sich fortzubilden, ihre Ausstattung zu 
verbessern und einzelne Pilotmaßnahmen durch-
zuführen.167 Das Munizip Belterra hat außerdem 
von dem Projekt PROMANEJO (Integrierte Na-
turwaldbewirtschaftung) profitieren können, das 
stark in die Umwelterziehung investiert hat. 
Viertens das PROVÁRZEA (Management von 
Überschwemmungsgebieten), das in Santarém den 
Aufbau einer gemeinsamen Umweltkontrolle aus 
IBAMA, Bundes- und Landespolizei gefördert 
hat. Trotz der Fortschritte, die verwaltungsintern 
bei Umweltbehörden und Polizei gemacht werden 
konnten, ist es diesen Projekten (NRPP, PRO-
MANEJO, PROVÁRZEA) jedoch nur begrenzt 
gelungen, die Kooperationsfähigkeit der öffentli-
chen Organisationen mit zivilgesellschaftlichen 
Gruppen zu verbessern. 
Die Erfahrungen des PPG7 in brasilianische Poli-
tik umzusetzen (mainstreaming), z. B. in verän-
derte Richtlinien für die Agrarkreditvergabe oder 
die Flächennutzungsplanung, gehört zu den zent-
ralen Aufgaben, die sich die brasilianische Seite 
und die EZ für die zweite Phase des PPG7 vorge-
nommen haben.168 Daraus auch für einen 
veränderten Politikstil auf Landes- und kommu-
                                                     
167  Vgl. Ministério do Meio Ambiente (2001). 
168  Vgl. http://www.worldbank.org/rfpp [22.05.03]. 
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naler Ebene zu lernen, dürfte jedoch noch längere 
Zeit in Anspruch nehmen und würde erfordern, 
dass die Bundesregierung andere politische Prio-
ritäten in ihrer Amazonienpolitik setzt. 
Die höheren umweltpolitischen Kapazitäten von 
NRO und sozialen Bewegungen in Pará sind aber 
nicht primär auf die Unterstützung durch das 
PPG7 zurückzuführen. Vielmehr profitieren sie 
von langfristigen Kooperationsbeziehungen mit 
ausländischen NRO, die seit Ende der 80er Jahre 
bestehen. 1988 hatte die Ermordung des Gummi-
zapfers Chico Mendes durch Großgrundbesitzer 
internationale Aufmerksamkeit erregt und viele 
NRO, Stiftungen und Hilfswerke aus den Indust-
rieländern dazu motiviert, lokale Bewegungen in 
Amazonien in ihrer Arbeit zu unterstützen. Die 
Auskunft der Befragten und andere Studien zei-
gen,169 dass alle größeren NRO Beziehungen ins 
Ausland unterhalten, viele über ihre ausländischen 
Gründer (häufig ehemalige Priester aus Europa), 
und dass diese Beziehungen v. a. für ihre finan-
zielle Absicherung sehr wichtig sind.170 For-
schungsorientierte NRO haben die größten jährli-
chen Budgets, aber Organisationen mit kirchli-
chem Hintergrund, v. a. aus Deutschland, finan-
zieren die meisten Einzelvorhaben von NRO in 
Pará. Trotz ihrer finanziellen Abhängigkeit vom 
Ausland haben NRO weitgehende Handlungs-
autonomie; das bekräftigen sie in der zitierten 
Studie und lässt sich auch aus den Interviews 
schließen, da keiner der Befragten die Beziehun-
gen zum Ausland als sehr relevant bezeichnete. 
5.1.5 Capacity mapping als akteursbe-
zogenes Analyseinstrument 
Capacity mapping hat sich im Rahmen dieser 
Erhebung als Instrument zur akteursbezogenen 
Analyse von politischen Prozessen bewährt, da es 
                                                     
169  Vgl. Buclet (2002) und Oshai / Rogge (o. J.). 
170  Eine Studie von 2001 mit 61 NRO aus Pará hat gezeigt, 
dass 75 % ihrer wichtigsten Geldquellen im Ausland 
liegen, 21 % in Deutschland, und dass Organisationen mit 
kirchlichem Hintergrund dabei dominieren. Vgl. Oshai / 
Rogge (o. J.). 
ermöglicht, den Fokus auf die Akteure zu richten 
und gleichzeitig die erforderlichen strukturellen 
und situativen Rahmenbedingungen in knapper 
und systematischer Form zu berücksichtigen. 
Dabei ist der Einsatz nicht auf das Feld der Um-
weltpolitik beschränkt. Diese Methode kann 
ebenso in anderen Politikfeldern eingesetzt wer-
den, in denen das Wissen und die Handlungs-
ressourcen für die Konzeption und Umsetzung 
von politischen Programmen und Reformen auf 
eine Vielzahl von Akteuren verteilt sind und Ko-
operationsbeziehungen zwischen ihnen erfordert. 
In Bezug auf die Untersuchung umweltpolitischer 
Prozesse wurden im Rahmen dieser Untersuchung 
eine Reihe von Erfahrungen mit capacity mapping 
gemacht, die bei zukünftigen Untersuchungen 
berücksichtigt werden müssten: 
— Das Konzept von Jänicke, an dem sich die 
Leitfragen des capacity mapping orientie-
ren, sieht die Einteilung in Befürworter und 
Gegner von Umweltpolitik vor. Diese Ein-
teilung ist nicht aufrecht zu erhalten, wenn 
man politische Prozesse und Konflikte um 
Vorhaben untersucht, die zwar umweltpoli-
tisch relevant sind, vom Ursprung her je-
doch zu anderen Ressorts gehören (in der 
vorliegenden Untersuchung Energie bzw. 
Verkehr). So formulierten viele der Be-
fragten ihre Alternativvorschläge nicht als 
Beitrag zur Umweltpolitik, sondern zu einer 
nachhaltigen Entwicklungsstrategie, denn 
Hauptziel der umstrittenen Vorhaben war, 
die wirtschaftliche Entwicklung voranzu-
bringen. Kritik und Alternativen müssen 
sich deshalb auch vor allem zur Entwick-
lungsdimension äußern. Daraus ergibt sich, 
dass die Akteure nicht anhand des Unter-
scheidungskriteriums „für/gegen Umwelt-
politik“ kategorisiert werden können, son-
dern anhand ihres Verständnisses von Ent-
wicklung. Hier erweist sich das einfache, 
dreidimensionale Leitbild der nachhaltigen 
Entwicklung bei aller Vagheit als ausrei-
chend, um die Problemsicht der Befragten 
zu erfassen und einzuordnen. 
— Die Untersuchungsebene muss eingegrenzt 
werden. In der vorliegenden Studie waren 
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es die kommunale Ebene mit einem Fokus 
auf die zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen; begründet wurde diese Eingrenzung 
mit der Kernthese und der fallspezifischen 
politischen Dynamik. Tut man dies nicht 
und versucht, umfassend alle relevanten 
Akteure zu erfassen, entsteht die Gefahr, 
oberflächlich zu arbeiten bzw. implizite 
Ausgrenzungen vorzunehmen. In jedem 
Fall müssen die Grenzen der Erhebung 
transparent gemacht werden. 
— Capacity mapping ist als Methode beson-
ders gut geeignet, um die Rolle von Mitt-
lern zu untersuchen. Damit sind repräsenta-
tive Organisationen wie Parlamente, Ge-
werkschaften, Interessengruppen gemeint 
sowie NRO und die Medien, die erhebli-
chen Einfluss auf die öffentliche Meinung 
haben können. 
— Capacity mapping gibt keine Auskunft über 
die fachlich angemessenste Problemlösung 
oder die Kosten und Nutzen der vorhande-
nen Alternativen. Diese Informationen 
müssen mit anderen Methoden gewonnen 
werden. Ein gewisses fachliches Wissen ist 
jedoch erforderlich, um die Antworten und 
Wahrnehmungen der Befragten einschätzen 
zu können. 
5.2 Empfehlungen zur Stärkung der 
umweltpolitischen Kapazitäten  
5.2.1 In Pará 
Stärkung der Dialog- und Kooperationsfähig-
keit der öffentlichen Akteure: Die Schlussfolge-
rungen aus den Fallstudien zeigen, dass in Pará 
lohnende Ansatzpunkte für die Stärkung von um-
weltpolitischen Kapazitäten auf lokaler und Lan-
desebene vorhanden sind. Es ist aber auch deut-
lich geworden, dass die Stärkung der umweltpoli-
tischen Kapazitäten der zivilgesellschaftlichen 
und der öffentlichen Akteure bisher noch wenig 
zu einer Verbesserung der systemischen Hand-
lungsfähigkeit der relevanten Akteure wie bei-
spielsweise der Landesregierung im Sinne des 
CDE-Konzepts beigetragen hat, da die Maßnah-
men nicht integriert waren. 
Förderung zivilgesellschaftlicher Organisatio-
nen und Netzwerke: Die Fallstudien haben wei-
terhin gezeigt, wie wichtig der umweltpolitische 
Handlungsdruck gewesen ist, den zivilgesell-
schaftliche Organisationen auf die Behörden und 
die Politik ausgeübt haben, oft in Zusammenarbeit 
mit dem Ministério Público Federal. Stehen die-
sen Organisationen schwache und inkompetente 
öffentliche Akteure gegenüber, kann das umwelt-
relevante Veränderungspotenzial in der Gesell-
schaft nicht in praktische Lösungen umgesetzt 
werden. Daraus ergibt sich, wie wichtig es ist, die 
Förderung von zivilgesellschaftlichen und öffent-
lichen Akteuren beizubehalten. In der Vergangen-
heit hat die deutsche EZ ihre verschiedenen In-
strumente insgesamt sehr effektiv eingesetzt: GTZ 
und KfW haben zum Ausbau der Kapazitäten des 
Bundesumweltministeriums beigetragen und die 
Ausstattung und Qualifikation der Landesumwelt-
verwaltung, der Staatsanwaltschaft und Polizei 
sowie einzelner Munizipien verbessert; der DED 
hat eine Reihe von NRO und sozialen Bewegun-
gen unterstützt, die in Altamira und Santarém eine 
wichtige Rolle spielen; einzelne deutsche NRO 
haben Projekte dieser Organisationen unterstützt 
und auch die politischen Stiftungen sind präsent. 
Die manchmal nicht besonders sichtbare Arbeit 
von DED, NRO und politischen Stiftungen stellt 
wegen ihres unmittelbaren Basisbezugs eine sehr 
wichtige Ergänzung zur offiziellen EZ dar. Um 
die Potenziale von NRO und sozialen Bewegun-
gen zu nutzen und auszubauen, sollte die Förde-
rung durch EZ-Maßnahmen an bestehenden 
Netzwerken anknüpfen und nicht auf die Grün-
dung von neuen, projekt- oder programmbezo-
genen Netzwerken setzen. 
Förderung von Dezentralisierung und Dekon-
zentration: Wichtige Ansatzpunkte für die Stär-
kung der Umweltkapazitäten bleiben sowohl die 
Dezentralisierung der Umweltverwaltung als auch 
die Dekonzentration. Beide Ansätze haben ihre 
Berechtigung und sollten nicht als einander aus-
schließende Optionen betrachtet werden. Dezent-
ralisierung setzt ausreichende Qualifikationen und 
personelle wie finanzielle Ressourcen voraus, dies 
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ist vor allem in den Munizipien nicht immer ge-
geben. Auch die Landesumweltverwaltung hat 
keine ausreichenden Kapazitäten, um an allen 
Brennpunkten selbst präsent zu sein oder die 
kommunalen Umweltämter zu stärken. Deshalb ist 
es sinnvoll, dass die Bundesumweltbehörde 
IBAMA an zentralen Umweltkonfliktherden wei-
terhin präsent bleibt. Allerdings müsste den loka-
len Vertretungen im Rahmen einer Dekonzentra-
tionsstrategie mehr finanzielle Autonomie ge-
währt werden, um flexibler und effektiver handeln 
zu können.  
Förderung des Vollzugs und der Anpassung 
umweltrechtlicher Auflagen: Nur verstärktes 
Umweltmonitoring und -kontrolle werden die 
privatwirtschaftlichen Akteure dazu bringen, um-
weltrechtliche Auflagen zu beachten und ihre 
Ressourcennutzungsmethoden an Nachhaltigkeits-
gesichtspunkten zu orientieren. Parallel dazu müs-
sen die privatwirtschaftlichen Akteure stärker mit 
ins Boot geholt werden, um ihre Problemlösungs-
potenziale zu mobilisieren. Voraussetzung dafür 
ist wahrscheinlich die Flexibilisierung einiger 
rechtlicher Instrumente, um die Legalisierung 
ihrer Aktivitäten (Land- und Viehwirtschaft, 
Holzeinschlag) zu erleichtern. 
Förderung der effektiven Anwendung des 
Umweltrechts: Dies kann über eine weitere Stär-
kung der Umweltkapazitäten des Ministério 
Público auf Landesebene und die Fortbildung der 
Justiz und der Polizei in diesem Bereich gesche-
hen. Ebenso wichtig ist es, Fortbildungs- und Be-
ratungsangebote im Umweltrecht für die zivilge-
sellschaftlichen Organisationen bereitzustellen, da 
sie in der Regel bei den Konflikten um Land und 
Zugang zu natürlichen Ressourcen am stärksten 
betroffen und daher wichtige Bündnispartner sind, 
um den umweltrechtlichen Auflagen Geltung zu 
verschaffen. 
5.2.2 Allgemein 
Aus den Ergebnissen der empirischen Untersu-
chung ergeben sich folgende allgemeine Überle-
gungen für die Stärkung umweltpolitischer Kapa-
zitäten in Entwicklungsländern: 
— Investitionen in die umweltpolitische Bil-
dung von zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen zeigen Wirkung, benötigen aber Zeit 
und damit dauerhafte Partnerschaften; Un-
terstützung durch die bilaterale EZ oder 
NRO muss daher langfristig angelegt sein; 
— zivilgesellschaftliche Akteure benötigen ein 
kompetentes öffentliches Gegenüber, damit 
ihre Reformvorschläge umgesetzt werden 
können; der Aufbau umweltpolitischer Kom-
petenzen in der öffentlichen Verwaltung 
bleibt damit ein wichtiger Bereich der EZ; 
— Rechtsstaatlichkeit ist eine zentrale Voraus-
setzung für zivilgesellschaftliches Engage-
ment, da soziale Bewegungen und NRO im 
Umweltbereich häufig in Konfrontation mit 
starken ökonomischen Interessen geraten 
und daher besonders auf den Schutz ihrer 
Bürger- und Menschenrechte angewiesen 
sind; 
— Rechtsstaatlichkeit ist auch eine zentrale 
Voraussetzung für die Entwicklung öffent-
licher umweltpolitischer Kapazitäten, da 
Umweltpolitik eine funktionierende Öffent-
lichkeit (Meinungs- und Informationsfrei-
heit) und Transparenz von Verwaltungs-
handeln erfordert; der Vollzug umwelt-
rechtlicher Auflagen ist ebenfalls von ef-
fektiven rechtsstaatlichen Verfahren abhän-
gig. 
Daraus ergibt sich, dass der Beitrag der EZ zur 
Entwicklung umweltpolitischer Kapazitäten an 
folgenden Punkten Hebelwirkung entfalten kann: 
— bei der kontinuierlichen Unterstützung um-
weltpolitisch relevanter Aktivitäten von zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen; 
— bei der Förderung von bestehenden Netz-
werken aus NRO und sozialen Bewegun-
gen, die einen geographischen oder thema-
tischen Fokus haben; 
— bei der Konzeption von Sektorprogrammen 
mit hoher Umweltrelevanz, die ein Zusam-
mengehen staatlicher und nichtstaatlicher 
Akteure erfordern, wobei darauf geachtet 
werden muss, an bestehenden Kooperati-
84 Imme Scholz et al. 
onsbeziehungen anzuknüpfen; Kooperatio-
nen, die nur wegen eines Projektes aufge-
baut werden (also geberinduziert sind), ha-
ben geringe Aussichten, effektiv und nach-
haltig zu arbeiten; 
— bei der Förderung von Verwaltungs- oder 
Justizreformen mit dem Ziel, die Institutio-
nen des Rechtsstaats zu fördern, wobei ein 
Minimum an Rechtsstaatlichkeit zur Bedin-
gung von EZ im Umweltbereich gehört. Die 
Bildung spezifischer Umweltkapazitäten im 
Justizwesen und bei der Polizei ist ebenfalls 
sehr wirkungsvoll. 
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